
KOPF DER WOCHE

Wieder eine
Drehung
Horst Seehofer Seine Wendungen sind legen-
där, jetzt legte Bundesinnenminister und CSU-
Chef Horst Seehofer eine neue spektakuläre Volte

hin. Im Streit mit An-
gela Merkel (CDU)
um seinen Master-
plan Migration gab
es lange keine Lö-
sung, weil die Kanzle-
rin keine Zurückwei-
sungen von Flüchtlin-
gen an der deutsch-
österreichischen
Grenze wollte. Beim

CSU-Krisentreffen drohte Seehofer mit Rücktritt,
nachdem er die von Merkel vorangetriebenen
Verabredungen des EU-Gipfels zur Asylpolitik für
untauglich erklärt hatte. Dann die überraschende
Wende: Merkel und Seehofer einigten sich auf
Transitzentren an der deutsch-österreichischen
Grenze für anderswo registrierte Asylbewerber.
Seehofer nahm sein Rücktrittangebot flugs zu-
rück und erklärte im Bundestag, Aushandlungen
mit EU-Regierungen zur Zurücknahme seien nun
Merkels Sache: „Ich gehe davon aus, dass die
wichtigsten Punkte von den Regierungschefs fi-
xiert werden müssen.“ (s. auch Seite 6) kru T
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ZAHL DER WOCHE

3.900
Zurückweisungen an den deutschen Grenzen
gab es von Januar bis April 2018. Am meisten
zurückgewiesen (2.025) wurde an der baye-
risch-österreichischen Grenze. 2017 wurden
12.370 Personen an den deutschen Grenzen
zurückgewiesen, 2016 insgesamt 20.851.

ZITAT DER WOCHE

»Wir nehmen
Deutschland
eine enorme
Last ab.«
Viktor Orbán, Ungarns Ministerpräsident, auf
einer Pressekonferenz mit Kanzlerin Angela Mer-
kel (CDU) in Berlin unter Verweis auf den auf-
wändigen Schutz der ungarischen Südgrenze
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Ein Sommertheater
GENERALAUSSPRACHE Regierungskrise ist Steilvorlage für die Opposition in der Elefantenrunde

D
ie Generalaussprachen
zum Haushalt sind seit
jeher von scharfen Ausei-
nandersetzungen geprägt.
Mit dem Haushalt fasst
die Bundesregierung ihre

politische Zielsetzung auf Tausenden von
Seiten in Einzelplänen, Kapiteln und Titel-
gruppen zusammen. Klar, dass die Opposi-
tion daran viel zu bemängeln hat. Für die
abschließende Beratung zum Bundeshaus-
halt 2018 (19/1700, siehe Seite 3), der ver-
gangenen Donnerstag beschlossen wurde,
hatten die Koalitionäre ihren Kritikern von
AfD, FDP, Linken und Grünen aber die
perfekte Steilvorlage geliefert: eine Regie-
rungskrise nach knapp über 100 Tagen im
Amt, ausgelöst durch die Unionsparteien.
Der Anlass des Konflikts war die in einem
auch Abgeordneten der Koalition lange
unbekannte „Masterplan“ des Bundesin-
nenministers Horst Seehofer (CSU) enthal-
tene Forderung, Migranten, die bereits in
einem anderen EU-Mitgliedsstaat regis-
triert sind oder ein Asylverfahren durchlau-
fen, direkt an der Grenze zurückzuweisen.
Das hatte Bundeskanzlerin Angela Merkel
(CDU) abgelehnt und auf eine europäi-
sche Lösung statt einen nationalen Allein-
gang bei der sogenannten Sekundärmigra-
tion gedrängt. Es folgte eine Kaskade aus
Ultimaten, informellen und formellen
Gipfeln der EU und Krisentreffen. Die
Fraktionsgemeinschaft schien auf der Kip-
pe. Seehofer kündigte gar seinen Rücktritt
an, aber ließ sich dann vom Gegenteil
überzeugen, um ein letztes Krisengespräch
der Schwesterparteien abzuwarten.
Dort gelang am Montag der vorläufige
Durchbruch: Um 22.18 Uhr twitterte die
an dem Spitzengespräch teilnehmende Do-
rothee Bär (CSU): „Habemus Einigung!“
Auch Seehofer und Merkel bestätigten, ei-
nen Kompromiss gefunden zu haben. Die-
ser sah vor, an der bayrisch-österrei-
chischen Grenze ein neues „Grenzregime“
zu errichten und Migranten, die in einem
anderen Land registriert sind oder schon
ein Asylverfahren durchlaufen, unter der
rechtlichen „Fiktion einer Nicht-Einreise“
in sogenannten Transitzentren unterzu-
bringen und dann in die eigentlich zustän-
digen Länder zurückzuführen. Auch eine
Zurückweisung nach Österreich sollte,
wenn sich die eigentlich zuständigen Län-
der einem Rückführungs-Abkommen ver-
weigerten, möglich sein. Dafür müsste
Österreich aber mitmachen wollen. In
Wien zeigte man sich zunächst wenig an-
getan von dem Vorschlag.
Überhaupt war zumindest am Mittwoch,
dem Tag der Generalaussprache, unklar,
wie der Kompromiss rechtlich und prak-
tisch umgesetzt werden soll. Und was die
Sozialdemokraten davon halten, hatte
man bei der Union zunächst auch nicht
abgefragt. Der Koalitionsausschuss brachte
zunächst keine Ergebnisse. Das sollte sich
erst am Donnerstagabend klären.

Rücktritt gefordert Für die Oppositions-
fraktionen war die unionsgeführte Regie-
rungskrise daher ein weiteres, schlagendes
Indiz für die grundlegend falsche Politik
der Bundesregierung, die sie – je nach poli-
tischer Couleur an anderen Stellen – auch
im Etat 2018 festmachten und in den zahl-
reichen Debatten in der Haushaltswoche
zu den Einzelplänen durchdeklinierten.
Mit einer Maximalforderung reagierte die
AfD: Bundeskanzlerin Merkel müsse zu-
rücktreten, forderten die Fraktionsvorsit-
zenden Alice Weidel und Alexander Gau-
land unisono in der Generaldebatte. „Sie
sind auf der ganzen Linie gescheitert“, sag-
te Weidel. Deutschland werde von seinen
Nachbarn inzwischen als „Narrenhaus“
wahrgenommen. Harte Worte richtete Wei-
del auch an die CSU und Seehofer, die sie
als Verlierer der unionsinternen Auseinan-
dersetzung sah. Statt mit der Zurückwei-
sung zumindest in Teilen wieder „gelten-
des Recht“ anzuwenden, führe der Unions-
Kompromiss dazu, dass die CSU weiterhin
die „Herrschaft des Unrechts“ mittrage,
sagte Weidel mit den Worten Seehofers,
der damit einst Merkels Flüchtlingspolitik
bezeichnet hatte.

FDP-Fraktionschef Christian Lindner kriti-
sierte, dass die Bundesregierung seit Herbst
2015 bei vielen Themen wie Digitalisie-
rung, Bildung oder Diesel keine Antworten
liefere, weil sie hauptsächlich mit Fragen
der Flüchtlingspolitik beschäftigt sei. Doch
auch hier gebe es keine Lösung. „Wir ha-
ben mal gesagt: Besser nicht regieren, als
falsch. Wir haben uns nicht vorstellen kön-
nen, dass beides gleichzeitig geht“, sagte
Lindner. Der Liberale schlug vor, partei-
übergreifend und mit Bund, Ländern und
Kommunen gemeinsam an einem „Migra-
tionskonsens“ zu arbeiten.
Bundeskanzlerin Merkel betonte in ihrer
Rede, dass für den Bestand
Europas der Umgang mit
der Frage der Migration
entscheidend sei. Sie vertei-
digt die Gipfelbeschlüsse
und den mit der CSU ge-
fundenen Kompromiss. „Es
muss mehr Ordnung in al-
le Arten der Migration
kommen, damit Menschen
den Eindruck haben: Recht
und Ordnung werden
durchgesetzt“, sagte Mer-
kel. Ähnlich drückte sich
Volker Kauder (CDU) aus.
Der Unions-Fraktionsvorsitzende mahnte
in Richtung Opposition, die Idee der soge-
nannten Transitzentren nicht zu diskredi-
tieren. Es sei eine „üble Verleumdung, zu
sagen: Da werden Lager mit Stacheldraht
aufgebaut. Genau dies ist nicht der Fall.“
Auch von links der Union mussten insbe-
sondere die Christsozialen harsche Worte
verkraften. Linken-Fraktionschef Dietmar
Bartsch warf der Koalition vor, mit dem
Streit der Demokratie „schweren Schaden“
zugefügt zu haben. Es gehe nur um Macht
und Rechtbehalten, die Humanität bleibe

auf der Strecke. Der CSU, der „bayrischen
Wahlkampftruppe“, unterstellte Bartsch,
sich beinah stündlich „mit mehr oder we-
niger menschenverachtender Rhetorik“ zu
radikalisieren. Von der Kritik nahm Bartsch
auch Merkel nicht aus. Die auf dem EU-
Gipfel beschlossenen Maßnahmen seien
„menschenverachtend“, teilweise rechts-
widrig und teils nicht durchsetzbar.

Autoritätes Gehabe Anton Hofreiter
schoss ebenfalls in Richtung CSU und be-
schied ihr „autoritäres Gehabe“. Die „Tran-
sitzentren“ stellten einen „Dammbruch der
Unmenschlichkeit“ dar, sagte der Grünen-

Fraktionsvorsitzende. Dass
private Hilfsorganisatio-
nen, die auf dem Mittel-
meer Schiffbrüchige retten,
nun kriminalisiert würden,
schaffe in Europa ein „Kli-
ma der moralischen Ver-
wahrlosung“.
Alexander Dobrindt, Lan-
desgruppenchef der CSU,
warf den Grünen im Ge-
genzug eine „Jeder-darf-
nach-Deutschland-kom-
men-Mentalität“ vor, die
eine „Gefahr für Recht und

Ordnung in diesem Land“ sei. Sein Beleg:
Der – nach Auffassung der Grünen offen-
sichtlich ironisch zu verstehende – Zwi-
schenruf „Alle“ der Grünen-Abgeordneten
Claudia Roth während einer seiner vergan-
genen Reden, in der er die Fraktion gefragt
hatte, wie viele der weltweiten Flüchtlinge
sie nun aufnehmen wollten. Der Christso-
ziale stellte sich hinter den Unionskom-
promiss. Damit werde ein „Signal in die
Welt“ gesetzt: „Es reicht nicht mehr, ein-
fach europäischen Boden zu betreten, um
dann automatisch nach Deutschland

kommen zu können.“ Zu diesem Zeit-
punkt hatte sich die SPD allerdings noch
gar nicht abschließend zu dem „Signal in
die Welt“ verhalten. Fraktionsvorsitzende
Andrea Nahles sagte in der Debatte, „ge-
schlossene Lager“ werde es mit der SPD
nicht geben, „nationale Alleingänge“ auch
nicht und in der Flüchtlingspolitik müss-
ten „Humanität und Realismus“ zusam-
mengehen. Und überhaupt: Über Vorschlä-
ge, die nicht im Koalitionsvertrag stehen,
müsse zunächst eine Verständigung erzielt
werden, mahnte Nahles. Es brauche „gutes
Handwerk“ und keine Masterpläne, sagte
die Sozialdemokratin.

Einigung In diesen Forderungen sah sich
die SPD dann auch am Donnerstagabend
bestätigt. Kurz nachdem der Bundestag den
Haushalt 2018 auf den Weg gebracht hatte,
einigten sich die Parteispitzen im Koaliti-
onsausschuss. „Transitzentren“ sind damit
wieder Geschichte, nun sprechen Union
und SPD laut Seehofer von „Transitverfah-
ren“. Migranten, die bereits einen Asylan-
trag anderswo in der EU gestellt haben,
sollen in Bayern in Grenznähe maximal 48
Stunden in Polizeistationen festgehalten
werden, bevor sie zurückgewiesen werden.
Für Migranten, die in anderen Ländern nur
registriert sind, soll das Dublin-Prüfverfah-
ren beschleunigt werden. Einseitige Zu-
rückweisungen sollen ausgeschlossen sein.
Zudem soll – auf Drängen der SPD – das
Einwanderungsgesetz noch in diesem Jahr
kommen. Vizekanzler Olaf Scholz (SPD)
hoffte, dass das „Sommertheater“ nun be-
endet sei. Seehofer sagte, es sei „alles von
A bis Z so, wie man sich das als zuständi-
ger Minister wünscht“.
Damit die Einigung aber funktioniert, be-
darf es weiterhin Abkommen mit den für
die betroffenen Migranten zuständigen
Ländern und Österreich. Dies dürfte sich
schwierig gestalten. Seehofer soll nun die
Verhandlungen führen. Der Innenminis-
ter betonte am Donnerstag in seiner Rede
zum Innenetat sicherheitshalber, dass sei-
ner Einschätzung nach am Ende die Re-
gierungschefs für die Vereinbarungen zu-
ständig seien (siehe Seite 6). Wenige
Stunde später traf er in der österrei-
chischen Hauptstadt mit Bundeskanzler
Sebastian Kurz und Innenminister Her-
bert Kickl zusammen, kehrte aber zu-
nächst ohne Ergebnis zurück. Diese Wo-
che stehen weitere Gespräche an.

Sören Christian Reimer T

Die bayerisch-österreichische Grenze: Wie hier mit Migranten künftig verfahren werden soll, entzweite die Union. Nun scheint eine Lösung gefunden zu sein. © picture-alliance/dpa

EDITORIAL

Lärmend in
die Ferien

VON JÖRG BIALLAS

Die politische Schadensbilanz nach der ver-
gangenen Woche: ein irritierender Bundesin-
nenminister, eine angeschlagene Kanzlerin, ei-
ne instabile Unionsfraktion, eine verunsicherte
Regierungskoalition. Und, wohl der nachhal-
tigste Effekt, ein in weiten Teilen ratloses
Wahlvolk.
Nein, der von Horst Seehofer losgetretene
Streit zwischen seiner CSU und der CDU um
Angela Merkel wird nicht als bayerischer Ko-
mödienstadl, sondern als Berliner Trauerspiel
wahrgenommen. Einzig die Vertreter der Partei
ganz rechts vor der Bühne lehnen sich im
Theatersessel zurück und spenden hämisch
Beifall. Das übrige Publikum wendet sich kopf-
schüttelnd ab.
Bemerkenswert auch der Versuch einer Scha-
densbegrenzung. Nur wenige Tage nach seiner
Rücktrittsdrohung ordnet Seehofer diesen
misslungenen Schachzug als belanglose Fuß-
note der Geschichte ein. Und der für die Ver-
söhnung der zänkischen Schwesterparteien
präsentierte Kompromiss in der Asylfrage wirkt
so überzeugend wie die Kontrollen an einigen
Schengen-Außengrenzen. Ganz unabhängig
von parteipolitischer Präferenz: Souveräne, ge-
radlinige Politik, die von den Menschen im
Land goutiert wird, geht anders.
Dabei war abseits der Regierungskrise gerade
die vergangene Woche ein Ausweis effektiver
parlamentarischer Arbeit. Auf eine zähe und
ungewöhnlich späte Regierungsbildung folg-
ten im Bundestag schnell ebenso zahlreiche
wie arbeitsintensive Gremiensitzungen mit
dem Ziel, möglichst bald einen Haushaltsplan
für das laufende Jahr vorlegen zu können. Das
ist nun, knapp aber rechtzeitig, vor der Som-
merpause gelungen.
Bleibt zu hoffen, dass die Ferien dazu beitra-
gen, die Stimmung in der Regierung zu ent-
spannen. Schon jetzt werden Befürchtungen
laut, der spätsommerliche Wahlkampf für den
bayerischen Landtag könnte die Bundespolitik
abermals mehr bestimmen, als ihr guttäte.
Wenigstens das ließe sich als Lehre aus den
Ereignissen der vergangenen Wochen ziehen:
Eine Koalitionsregierung darf untereinander
über Sachfragen streiten, wenn es nötig ist.
Wer aber bewusst Sollbruchstellen in einer
Partnerschaft installiert, wer Konflikte um der
Konflikte willen provoziert und Auseinander-
setzungen taktisch einsetzt, riskiert ein Gut,
das Wähler mehr als alles andere schätzen:
politische Stabilität.

»Damit schafft
man in Europa
ein Klima der
moralischen

Verwahr-
losung.«
Anton Hofreiter

(Bündnis 90/Die Grünen)

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper4 194560 401004
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GASTKOMMENTARE
BRAUCHEN WIR DAS BAUKINDERGELD?

Nur recht und billig
PRO Das Baukindergeld ist in vielerlei Hin-

sicht eine geeignete Maßnahme, um
Familien zu fördern und sie auf ein si-
chereres finanzielles Fundament zu

stellen. Jede Familie braucht ein Nest. Und es
macht sie unabhängiger, ein eigenes zu haben als
eines, aus dem sie – etwa bei Eigenbedarf – he-
rausgeklagt werden kann.
Das Baukindergeld ist schon deshalb sinnvoll, weil
der Staat bei einem Hausbau selbst ordentlich zu-
langt, indem er durch die Steuern das Bauen ver-
teuert. Wenn eine Familie etwa für 300.000 Euro
ein Haus baut, gehen davon fast 50.000 Euro an
Mehrwertsteuer für Planung und Handwerksleis-
tungen an den Staat. Hinzu kommt noch die
Grunderwerbsteuer für das Grundstück. Mit ande-
ren Worten: Der Staat kassiert von der Familie, die
den Mut aufbringt zu bauen, einen immensen Be-
trag, der wie eine Strafe anmutet.
Es ist nur recht und billig, dass er über das Baukin-
dergeld einen Teil davon zurückgibt. Auch beim
Kauf eines vorhandenen Hauses oder einer Woh-
nung (wo Umbauarbeiten meist ebenfalls viel kos-
ten) ist das Baukindergeld sinnvoll, weil es lang-
fristig der Existenzsicherung der Familie dient.
Gegner des Baukindergelds führen oft ins Feld,
dass eine solche Subvention von der Baubranche
über höhere Preise abgeschöpft werde. Das aber
ist nicht bewiesen. Im Gegenteil: Die Abschaffung
der Eigenheimzulage im Jahr 2005 hätte dieser
Logik folgend den Markt beruhigen müssen. Hat
sie aber nicht; die Preise stiegen weiter.
Es wird alles Mögliche subventioniert, ohne groß
hinterfragt zu werden – weil hinter jeder Subven-
tion eine mächtige Lobby steht. Die Familien indes
haben keine solche Lobby. Umso wichtiger ist es,
dass Politiker deren Anliegen im Auge behalten.

Karl-Heinz Fesenmeier,
»Badische Zeitung«,
Freiburg
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Abenteuerlich
CONTRA Die Koalition will Wohneigentum über

ein Baukindergeld fördern. Das klingt
abenteuerlich. Die Vergangenheit hat
gezeigt, dass eine solche Leistung

nicht den Ausschlag gibt, dass mehr Familien bau-
en oder kaufen. Die Koalition will dafür dennoch
mindestens 2,7 Milliarden Euro ausgeben. Wirft
sie das Steuergeld aus dem Fenster?
Ja, sie tut es. Weil in Bayern bald gewählt wird
und die CSU ihr Klientel beschenken will. Und sie
tut es wider bessren Wissens. Die Eigenheimzula-
ge wurde 2005 wegen Wirkungslosigkeit abge-
schafft. Als wirkungslos gilt auch die Wohnungs-
bauprämie für Bausparer. Die Eigentumsquote in
Deutschland stagniert bei rund 45 Prozent. Selbst
die niedrigen Zinsen für Baukredite haben sie
nicht steigen lassen. Man hat in Deutschland gro-
ße Scheu davor, sich über 30 Jahre zu verschulden.
Das Baukindergeld von 1.200 Euro jährlich wird
das nicht ändern. Es wird allenfalls zu Mitnahme-
effekten führen, die Immobilienpreise steigen.
Wer mehr Familien überzeugen will, in den eige-
nen vier Wänden zu wohnen, sollte eine Hürde be-
seitigen, die ihnen die Entscheidung schwer
macht: die Bau-Nebenkosten, besonders die
Grunderwerbsteuer. Sie beträgt bis zu 6,5 Prozent
des Kaufpreises und macht schnell eine fünfstelli-
ge Summe aus, die potenzielle Käufer schreckt.
Warum also streicht die Koalition nicht die Grund-
erwerbsteuer? Oder führt einen Freibetrag ein?
Weil sie es alleine nicht kann. Die Grunderwerb-
steuer fließt den Bundesländen zu, sie müssten
zustimmen – was Überzeugungsarbeit des Bundes
erfordert. Weil aber die Koalition ihre Energie an-
derswo verpulvert, sind dafür offenbar weder Mut
noch Kraft vorhanden.

Mehr zum Thema der Woche auf den Seiten 1 bis 8.
Kontakt: gastautor.das-parlament@bundestag.de

Cerstin Gammelin,
»Süddeutsche Zeitung«,
München
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PARLAMENTARISCHES PROFIL

Der Atomgegner: Victor Perli

Dem Himmel ist Victor Perli (38) derzeit gerne schon mal
2.000 Meter näher als in seinem Berliner Abgeordne-
tenbüro: dreiwöchiger Wanderurlaub mit seiner Partne-
rin erst nach Tirol und dann nach Mittelitalien: „Ich bin

beim Wandern kein Gipfelkletterer, aber ich mag hohe Berge mit
Aussicht.“ Für ihn bedeutet das Erholung pur – nicht zuletzt nach
der letzten Parlamentswoche vor der Sommerpause mit den Etat-
Debatten. Perli sitzt für die Linksfraktion im Haushaltsausschuss.
Für das von der Koalition vorgelegte Zahlenwerk hat er nichts als
Schelte übrig: „Aus unserer Sicht ist das ein Haushalt, der soziale
Ungerechtigkeit hinnimmt, aufrüstet und von unten nach oben
umverteilt. Der an Problemen nichts ändert und zu wenig enthält
für den Klimaschutz und die Zukunftsaufgaben.“ Die Koalition
feiere sich für die Schwarze Null. „Dabei übersieht sie, dass wir ei-
nen immensen Investitionsstau in der Gesellschaft haben – von
maroden öffentlichen Gebäuden und kaputten Straßen bis hin zu
einem Personalmangel überall im öffentlichen Dienst.“ Sein knap-
per Befund: „Da wird auf Kosten der Zukunft gespart.“
Er verweist auf die „Niedrigzinsphase, in der man zu sehr günsti-
gen Konditionen finanzieren kann“. Dabei blickt er nicht zuletzt
auf den Wohnungsmarkt: „Viele Menschen können sich die Miete
einfach nicht mehr leisten.“ Es sei nicht nur versäumt worden, den
sozialen Wohnungsbau zu stärken. Er sei „sogar massiv zurückge-
fahren“ worden. Perli: „Das ist ein Versagen der Politik. Da sagen
wir, es muss massiv umgesteuert werden mit Investitionen.“
Es verwundert nicht, dass der Abgeordnete aus Wolfenbüttel mit

den Atom-Endlagern Asse II und Schacht Konrad in seinem Beritt
sozusagen als gelernter Anti-Kernkraft-Politiker gelten kann. Im
niedersächsischen Landtag machte er sich mit der Thematik einen
Namen, bis die Linken dort bei der Wahl 2013 an der Fünf-Prozent-
Hürde scheiterten. Im Bundestag, dem er seit Herbst vergangenen
Jahres angehört, betreibt er allerdings Haushaltspolitik.
Die Regierung durch viele Nachfragen zu kontrollieren: Das reize
ihn besonders am Haushaltsausschuss, sagt Perli. Dort gelinge dies

der Opposition am besten. Die Beschäftigung mit dem Haushalts-
plan sei ihm auch deshalb wichtig, weil der Etat „in Zahlen gegos-
sene Politik“ darstelle: „Am Haushaltsausschuss finde ich beson-
ders faszinierend, dass ich es mit der gesamten Bandbreite der
Bundespolitik zu tun habe.“
Der Atompolitik gelte aber weiterhin sein Augenmerk. Immerhin
sei inzwischen „ein großer Konflikt abgeräumt worden, seit der

Atomausstieg „zwar noch nicht umgesetzt, aber auf dem Weg ist“.
Die Endlagersuche bleibe ein heikles Thema: „Um diese Fragestel-
lung zu begleiten, muss ich jedoch nicht im Umweltausschuss sit-
zen.“
Gab es eine Initialzündung, sich gesellschaftlich zu engagieren?
„Ich bin seit dem 16. Lebensjahr politisch aktiv“, blickt Perli zu-
rück. Und dies erst einmal vor Ort: „Junge Neonazis hatten in dem
Dorf, in dem ich wohnte, den Jugendraum gekapert. Dagegen ha-
ben wir eine Initiative gegründet.“ Das war auch die Zeit des Re-
gierungswechsels von Helmut Kohl zu Gerhard Schröder: „Ich
stand mit einer Grundsympathie der rot-grünen Bundesregierung
gegenüber.“ Dann habe er aber „erkannt, dass sie das Gegenteil
von dem verfolgt, was ich gut fand: Kosovo – der erste deutsche
Kriegseinsatz nach dem Zweiten Weltkrieg, dann der „Sozialabbau
mit der Agenda 2010.“
Perli erinnert sich: „In unseren Schülerkreisen waren Joschka Fi-
scher und Gregor Gysi populär.“ Aber Fischer habe eben mit diesen
Kriegseinsätzen an Popularität eingebüßt. Zudem brachte es Perli
auf, dass „Rot-Grün den Atomausstieg auf die lange Bank gescho-
ben hat“. Für ihn sei mithin klar gewesen: „Es braucht eine Kraft
links von SPD und Grünen.“
Damals besuchte er das „Gymnasium im Schloss“ in Wolfenbüttel.
Studiert hat er Politikwissenschaft in Braunschweig und Potsdam.
Geboren wurde Perli in Bad Oeynhausen. Über seine Eltern besitzt
er die italienische und niederländische Staatsbürgerschaft. 2007
wurde er in Deutschland eingebürgert. Franz Ludwig Averdunk T
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»Das ist ein Haushalt,
der soziale Ungerechtig-
keit hinnimmt, aufrüstet

und von unten nach oben
umverteilt.«

©
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Herr Berghegger, der Haushalt ist be-
schlossen. der Bund kann gegenüber dem
Entwurf nochmals 2,6 Milliarden Euro
mehr ausgeben. Wo hat die Koalition die
richtigen Schwerpunkte gesetzt?
Wir hatten einen guten Regierungsentwurf
und haben versucht, den noch weiter zu
entwickeln. Einen Schwerpunkt haben wir
diesmal im Personellen gesetzt, also im Si-
cherheitsbereich. Die Bürgerinnen und
Bürger wollen, dass wir das Recht durchset-
zen, dass wir die Sicherheit in unserem
Land objektiv wie subjektiv stärken. Dafür
braucht es mehr Stellen, um qualitativ
hochwertige Arbeit zu leisten. Deswegen
haben wir bei den verschiedenen Sicher-
heitsbehörden, aber auch etwa dem Zoll
aufgesattelt. Im Verkehrsetat haben wir au-
ßerdem kreative Projekte auf den Weg ge-
bracht.

Zum Beispiel?
Ich finde die 5x5G-Strategie gut, um Mo-
dellregionen für den neuen Mobilfunk-
standard auszuwählen. Auch den Schwer-
punkt auf ländliche Räume finde ich gut –
etwa beim Breitband, im Ministerium für
Ernährung und Landwirtschaft und beim
Baukindergeld.

Wo hätten Sie Schwerpunkte gesetzt
und mussten Kompromisse schließen?
Aus konservativer Sicht ist es sinnvoll, dass
wir seit 2014 einen ausgeglichenen Haus-
halt haben, weil das nicht nur eine Zahl
ist, sondern Glaubwürdigkeit und Vertrau-
en bringt sowie eine Entlastung für die Zu-
kunft. Ich persönlich hätte mir gewünscht,
dass wir in die Schuldentilgung intensiver
einsteigen. Aber ein Koalitionsvertrag ist
immer ein Kompromiss. Es war relativ
schnell klar, dass wir keine Einigung zu ei-
ner aktiven Schuldentilgung hinbekom-
men. Ich als Haushälter bin eben sehr da-
ran interessiert, dass Plan und Ausgabe im
Haushalt sehr eng beieinander liegen.

Die Opposition kritisiert, dass im Ge-
genteil nicht mehr investiert wird.
Das hört sich immer gut an, mehr zu inves-
tieren. Ich glaube aber, dass kein Projekt
im Moment an dem zur Verfügung gestell-
ten Geld scheitert. Es hakt vielmehr an der
Abwicklung, an der Umsetzung. Wir haben
das Problem, dass wir bei vielen Projekten
zu lange Planungszeiten haben. Das Pla-
nungsrecht ist kompliziert. Deswegen bin
ich immer der Meinung, dass ein Ansatz
nicht per se besser ist, weil er höher ist.
Sondern dass man schauen muss, was ist
realistisch – kann ich Mittel in diesem Jahr
auch abrufen? Außerdem läuft im Übrigen
die Binnennachfrage, die Wirtschaft ist
leistungsfähig. Das durch staatliche Maß-
nahmen noch mehr anzukurbeln, halte ich
für wenig sinnvoll.

Es hapert auch beim Mittelabruf,
zum Beispiel beim Kommunalinvestiti-
onsförderungsfonds. Als ehemaliger Bür-
germeister kennen Sie die Lage vor Ort:
Woran liegt es?
Es gibt keine pauschale Antwort. Wenn
man Zuschüsse beantragt, muss man eine
Planung zugrunde legen und kalkulieren.
Dann wird bewilligt, dann kann man in
die Umsetzung eintreten. Die Kehrseite der
boomenden Wirtschaft ist: In vielen Berei-
chen bekommt man kaum noch Handwer-
ker oder Unternehmer, die zu akzeptablen
Preisen Aufträge ausführen. Wir müssen
Projekte dosierter auf den Markt bringen.

Wie ausgeprägt ist Ihre Sorge, dass
Mittel ungenutzt liegen bleiben in die-
sem Jahr?
Meine Sorge ist da nicht groß. Wir müssen
vielleicht flexibler werden: Wenn nachvoll-
ziehbar ist, dass sich Zeiten verzögern,
müssen wir pragmatische Lösungen fin-
den. Beispiel Breitbandversorgung: Die
Gelder für Planung und Beratung sind aus-

gegeben, aber die Mittel für die Umsetzung
sind noch nicht viel abgeflossen. Das liegt
an der Länge der Bauphase. Wenn ich län-
gere Zeiten verstreichen lasse, steigen die
Kosten. Also muss das Ministerium berück-
sichtigen, im Zweifel Preissteigerungen zu
bezuschussen. Es gilt, Probleme aus der
Praxis zu berücksichtigen und etwa Zeit-
räume unkompliziert über ein Haushalts-
jahr hinaus zu verlängern.

Wie bewerten Sie vor dem Hinter-
grund ihrer kommunalen Erfahrung das

geplante Baukindergeld?
Man kann das eine machen, ohne das an-
dere zu lassen. Es wird kein Patentrezept
geben, um die Wohnungsnot in Stadt und
Land mit einem einzigen Mittel zu lösen.
Ich glaube, dass das Baukindergeld einen
elementar wichtigen Anreiz ausübt, gerade
im ländlichen Raum, zur Schaffung von Ei-
gentum. Wenn wir einen Baustein haben,
um Familien über die Schwelle zu heben,
sich etwas Eigenes leisten zu können, dann
haben wir ein wichtiges Element. Das
schließt nicht aus, dass wir uns in Bal-

lungszentren um andere Sachen kümmern
müssen – Stichwort Mietpreisbremse, so-
zialer Wohnungsbau. Aber jetzt pauschal
zu sagen, das ist gut oder schlecht bei einer
Maßnahme, finde ich schwierig. Dafür
sind die Voraussetzungen vor Ort zu unter-
schiedlich in Deutschland.

Was halten Sie von Vorschlägen, in
ländlichen Gegenden mit nachgewiese-
nem Leerstand Baukindergeld auf den
Kauf von Bestandsbauten auszurichten?
Das ist eine theoretische Diskussion. In der
Praxis herrschen unterschiedlichste Situa-
tionen vor. Das Planungsrecht liegt bei den
Kommunen, und jede Kommune ist gut
beraten, vorsichtig mit dem Flächenver-
brauch umzugehen und sinnvolle Dorf-
und Ortsentwicklung zu betreiben. Die
Tendenz, nicht ungehemmt zu expandie-
ren, ist ja da. Das Baukindergeld ist ohne
jede planerische Vorgabe vorgesehen.

Nach dem Haushalt ist vor dem
Haushalt: Worauf werden Sie in den Be-
ratungen für den Etat 2019 Wert legen?
Jeder nimmt sein Buch in die Sommerpau-
se mit und beschäftigt sich damit. Ende des
Herbstes werden wir den Haushalt für
2019 beschließen. Ich glaube, man sollte
seriöserweise auf diesem Haushalt aufsat-
teln. Wir sehen einen ausgeglichenen
Haushalt vor. Wir werden das nächste ent-
scheidende Maastricht-Kriterium einhal-
ten, das heißt, dass wir eine staatliche Ge-
samtschuld von weniger als 60 Prozent
vom Bruttoinlandsprodukt erreichen.
Wenn wir das haben, dann haben wir diese
finanziellen Kriterien erfüllt, das sichert
Unabhängigkeit: Dann kann keiner mehr
von außen hereinreden. Das ist seriös und
nachhaltig. Wir müssen uns jetzt organisch
weiterentwickeln. Hohe Priorität hat nach
wie vor der Bereich Innere Sicherheit; da
müssen wir mit den Sicherheitsbehörden
zusammen Kapazitäten und Finanzie-
rungsmöglichkeiten ausloten.

Stichwort Äußere Unsicherheit – wie
krisenfest kann so ein Haushalt ange-
sichts der weltpolitischen Konflikte ge-
staltet werden?
Ein Haushalt ist in Zahlen gegossene Poli-
tik. Wir sind klug beraten, die Wirtschafts-
entwicklung konservativ zu planen. Wir
haben Rücklagen gebildet. Wir können na-
türlich nicht Unvorhergesehenes komplett
neu abbilden, deswegen ist es ja unvorher-
gesehen. Ich kann nur hoffen, dass die
Weltwirtschaft sich ruhig weiterentwickelt.

Wie sehr sehen Sie das Vertrauen von
Bürgern in die Politik durch die jüngsten
innenpolitischen Turbulenzen gefährdet?
Es ist gut, dass sich die Koalition geeinigt
hat. Ich persönlich hätte mir das früher ge-
wünscht. Jetzt müssen wir sehen, dass wir
die Ergebnisse umgesetzt kriegen. Die Bür-
ger erwarten zu Recht, dass Ruhe herrscht
und dass wir verantwortungsvoll diese Pa-
kete in Taten münzen. Denn das Interesse
an Politik ist sehr stark. Unglücklich ist in
der Wahrnehmung, wenn man sich öffent-
lich streitet. Das möchten die Bürger nicht.
Unsere Aufgabe ist es, an der Basis immer
wieder den Kompromiss als besten Weg zu
erklären. Wir müssen jetzt entschlossen
untergehakt das Ergebnis nach außen ver-
treten – in Deutschland und Europa.

Das Gespräch führte Kristina Pezzei. T

André Berghegger sitzt seit 2013 im Bun-
destag. Der ehemalige Bürgermeister von
Melle ist Obmann im Haushaltsausschuss.

© Deutscher Bundestag/Thomas Trutschel

»Politik
in
Zahlen«
ANDRÉ BERGHEGGER Für den
CDU-Haushaltspolitiker ist eine
konservative Etatplanung in unruhigen
Zeiten das Gebot der Stunde

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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Investieren mit mehr Tempo
BUNDESHAUSHALT Scholz will nicht mehr der Sparminister sein. Opposition vermisst Transparenz im Etat

H
aushalten und Sparen
waren früher Synonyme.
Finanzminister wie Peer
Steinbrück (SPD) oder
Wolfgang Schäuble
(CDU) erlangten recht

schnell den Ruf des eisernen Kassenwartes.
Olaf Scholz (SPD), Finanzminister und Vi-
zekanzler, ist schon vom Typus völlig an-
ders. Eher sanft im Auftreten, mit klar
norddeutschem Stil, ist er auf andere Weise
deutlich: Er will mit dem Haushalt neue
Akzente setzen, vor allem die Investitionen
ausweiten. Der Bundeshaushalt 2018
(19/1700, 19/1701) setze „auf die Zukunft
unseres Landes“ und werde mehr Wachs-
tum sowie mehr Beschäftigung schaffen.
„Wir müssen investieren“ – so beginnen
viele Sätze in der Rede des Finanzministers
während der Haushaltsdebatte über den
Einzelplan des Finanzministeriums in der
vergangenen Woche. Um dieses Ziel zu er-
reichen, machen die Bundesausgaben ei-
nen starken Schritt nach oben, wobei der
Haushaltsausschuss bei seinen Schlussbe-
ratungen noch einen Schippe draufpackte:
Die Ausgaben steigen von 325,4 auf
343 Milliarden Euro. Damit ist das Zu-
wachstempo erheblich schneller als noch
zu Schäubles Zeiten geworden.

In den Koalitionsfraktionen findet der Kurs
von Scholz Unterstützung. Die Haushälter
hätten bei den Investitionen 2,6 Milliarden
Euro draufgelegt, betonte Johannes Kahrs
(SPD). Außerdem würden über 3.000 Stel-
len bei der Bundespolizei geschaffen und
525 Stellen im Bundeskriminalamt. Auch
der Zoll bekomme 1.400 neue Stellen. Der
Haushalt 2018 tue viele gute Dinge, kom-
me aber ohne neuen
Schulden aus. „Das hat was
mit Generationengerech-
tigkeit zu tun“, freute sich
Kahrs. Für Scholz steht fest,
dass durch die zusätzlichen
Stellen mehr Sicherheit ge-
schaffen wird.

Ruhig und sachlich Eck-
hard Rehberg (CDU) zeigte
sich stolz über das Ergeb-
nis der Haushaltsberatun-
gen: „So ruhig und sach-
lich ist es selten gewesen.“
Mit Investitionen von 39,8 Milliarden Euro
(11,6 Prozent des Etatvolumens) seien die
Investitionen so hoch wie nie. Die Sozial-
ausgaben hätten einen Anteil von 52 Pro-
zent und zeigten, dass der Etat ein Sozial-
haushalt sei. Rehberg sagte, die Koalition

wolle die Bürger in dieser Legislaturperi-
ode um 63 Milliarden Euro entlasten. Zu-
sammen mit dem Investitionsaufwuchs
„machen wir Deutschland zukunftsfest“.
Außerdem werde der Arbeitslosenversiche-
rungsbeitrag gesenkt.
An den schönen Koalitionsprojektionen
vom blühenden und wirtschaftlich wach-
senden Deutschland ließen die Oppositi-

onsfraktionen aber kein gu-
tes Haar. „Das ist kein
Haushalt der Dynamik
oder Ideen, sondern ein
Haushalt der Verschwen-
dung“, kritisierte Otto Fri-
cke (FDP). Verschwendet
worden seien die Möglich-
keiten, Zukunft zu gestal-
ten, die Bürger zu entlasten,
Schulden zu tilgen und An-
teile an Unternehmen zu
verkaufen. Wenn Kahrs lo-
be, dass mehr Geld ausge-
geben werde, heiße das in

Wirklichkeit, die Koalition nehme den
Bürgern noch mehr Geld ab und verteile es
dann: „Das ist kein Verständnis vom Staat,
in dem der Bürger im Zentrum steht.“ Der
Haushalt steige trotz sich verschlechternder
Wirtschaftsprognose um 3,9 Prozent statt

3,1 Prozent in der Ursprungsplanung. In-
vestitionen würden hochgerechnet, indem
zum Beispiel das Baukindergeld als Investi-
tionen gewertet werde. Die Koalition inves-
tiere nicht in die Zukunft, sondern fast nur
in die Vergangenheit. Statt zu privatisieren,
habe die Regierung noch 40 Millionen Ak-
tien an der Telekom hinzuerworben.
Gesine Lötzsch (Linke) warf der Koalition
vor, sie tue nichts gegen die „wachsende
Spaltung unserer Gesellschaft“ und nichts
für mehr Steuergerechtigkeit. Die Vermö-
gen der Superreichen würden geschont,
und die vor zehn Jahren versprochene Fi-
nanztransaktionssteuer gebe es bis heute
nicht. Die Regierung tue auch nichts gegen
Aufrüstung und Kriege, sondern liefere
Waffen an das kriegführende Saudi-Ara-
bien. „Das ist doch eine Politik, die dem
Frieden nicht dient“, so Lötzsch. Sie kriti-
sierte auch die Steigerung der Rüstungsaus-
gaben. Das sei verantwortungslos.
Sven-Christian Kindler (Grüne) warf den
Unionsparteien vor, mit dem Streit um Ab-
schottung massiven Schaden auch in
Europa angerichtet zu haben. De facto sei
beim letzten europäischen Gipfel nichts
herausgekommen, außer bei der Letztabsi-
cherung für Banken. Die „rechten Phan-
tomdebatten“ hätten auch von den wahren

Problemen abgelenkt, sagte Kindler mit
Blick auf Kinderarmut, verschärfte Klima-
krise, Artensterben, giftige Luft in den Städ-
ten, massiven Betrug beim Mindestlohn
und zu wenig bezahlbare Wohnungen.
Diese Probleme würden im Haushalt nicht
angepackt: „Das bleibt ein Haushalt ohne
Zukunft.“
Grundsätzlicher ging die AfD die Sache an.
Der Vorsitzende des Haushaltsausschusses,
Peter Boehringer (AfD), sagte, der angeb-
lich nachhaltige Haushalt 2018 sei in
Wirklichkeit „kein Ergebnis guter Politik,
sondern nicht nachhaltiger Sondereffekte
und von nicht eingestellten Risikovorsorge-
maßnahmen“. Boehringer bemängelte feh-
lende Transparenz beim Haushalt – vor al-
lem bei der Buchung der EU-Finanzierung.
Die deutschen Beiträge würden als negati-
ve Einnahmen verbucht, „was den Bundes-
haushalt nach unserer Ansicht illegitim
verkürzt“. Der Bund habe mit EU-Ausga-
ben Gesamtausgaben über 375 Milliarden
Euro und nicht, wie ausgewiesen, von
343 Milliarden Euro. Boehringer kritisierte,
dass keinerlei Vorsorge für die künftigen
gewaltigen „und fast sicheren Ausfälle“ der
Euro-Rettungsgelder getroffen worden sei.
Es gehe um Hunderte von Milliarden, sagte
der AfD-Abgeordnete.

Zahlreiche dieser Kritikpunkte wiederhol-
ten die Haushälter der Opposition auch in
der Schlussdebatte am Donnerstagabend.
Tobias Lindner (Grüne) bezeichnet den
Haushalt beispielsweise als „Dokument
des Stillstands“. Der Etat sei eine „Fiktion
von Regierungshandeln“.
In der namentlichen Abstimmung nach
der dritten Lesung votierten 386 Abgeord-
nete der Koalition für das Haushaltsgesetz.
Die 282 Nein-Stimmen kamen allesamt
aus den Oppositionsfraktionen. Ände-
rungsanträge der Opposition fielen in
zweiter Lesung durch, ebenso wie zahlrei-
che ihrer Entschließungsanträge. Am Frei-
tag ließ auch der Bundesrat den Etat pas-
sieren. Ebenfalls am Freitag beschloss die
Bundesregierung den Entwurf für den
Haushalt 2019 (siehe Seite 4). Die Arbeit
für die Haushälter geht also unmittelbar
weiter, wie auch Ausschussvorsitzender
Boehringer betonte. „Nach dem Haushalt
ist vor dem Haushalt.“ hle/scr T

Nicht mehr auf dem Kurs des Vorgängers: Finanzminister Olaf Scholz (SPD) wirbt im Bundestag für seinen Investitionshaushalt. © picture-alliance/dpa
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Etatentwurf
2019 vorgestellt
HAUSHALT 2019 Der Bund soll im kom-
menden Jahr 356,8 Milliarden Euro ausge-
ben können. Das sind 13,2 Milliarden
Euro mehr (+3,8 Prozent) als im just be-
schlossenen Haushalt 2018. Dies sieht der
Regierungsentwurf für den Bundeshaushalt
2019 vor, den das Bundeskabinett gemein-
sam mit dem Finanzplan des Bundes 2020
bis 2022 am Freitag beschlossen hat. Von
den Einnahmen in gleicher Höhe sollen
333 Milliarden Euro auf Steuern entfallen.
Das sind 11,7 Milliarden Euro mehr als
2018. Eine Neuverschuldung ist – wie auch
in den kommenden Jahren – nicht ge-
plant.
Bei der Vorstellung im Haushaltsausschuss
des Bundestags sprach Bundesfinanzminis-
ter Olaf Scholz (SPD) von einem „beson-
deren Haushalt“. So würden etwa die Zu-
kunftsinvestitionen auf Rekordniveau stei-
gen. Gleichzeitig werde voraussichtlich
zum ersten Mal seit 17 Jahren das Maas-
tricht-Schuldenkriterium erfüllt, sagte der
Finanzminister. Das Ministerium rechnet
damit, dass die gesamtstaatliche Verschul-
dung in diesem Jahr bei 61 Prozent des
Bruttoinlandsprodukt liegen wird. Im
kommenden Jahr soll die Schuldenquote
mit 58,25 Prozent dann unter der Maas-
tricht-Schwelle von 60 Prozent liegen.
2019 sollen die Ausgaben vor allem im
Verteidigungsbereich steigen (siehe Seite
6): Dort ist ein Aufwuchs um 11,4 Prozent
von 38,52 auf 42,9 Milliarden Euro ge-
plant. Der Etat des Umweltministeriums
soll 2019 um 14,6 Prozent von 1,98 auf
2,27 Milliarden Euro steigen. Weniger Aus-
gaben sind nur im Einzelplan des Bundes-
ministeriums für Wirtschaft und Energie
(-0,8 Prozent) und im Einzelplan 60 (All-
gemeine Finanzverwaltung, -4,3 Prozent)
vorgesehen.
Die Investitionen sollen 2019 von 37,4 auf
37,9 Milliarden Euro steigen und auf die-
sem Niveau bis 2022 verharren. Insgesamt
will der Bund dem Finanzplan 2020 zufol-
ge 363,2 Milliarden Euro und in den Fol-
gejahren 369,3 Milliarden beziehungswei-
se 375,5 Milliarden Euro ausgeben. In ab-
soluten Beträgen treibt vor allem der Etat
des Bundesarbeitsministeriums die Ausga-
ben in die Höhe. Der Ansatz soll von
139,18 Milliarden Euro 2018 auf
161,53 Milliarden Euro im Jahr 2022 stei-
gen. Die Steuereinnahmen sollen 2022 bei
359,7 Milliarden Euro liegen. scr T

KURZ NOTIERT

41,83 Millionen Euro für das
Bundespräsidialamt
Dem Bundespräsidialamt (Einzelplan 01)
wird in diesem Jahr ein Etat von
41,83 Millionen Euro zur Verfügung ste-
hen. Gegenüber dem Regierungsentwurf
fällt der beschlossene Ansatz um
25.000 Euro höher aus. Wesentliche Pos-
ten sind etwa Investitionen in Umbauten
im Bundespräsidialamt, die mit 2,13 Mil-
lionen Euro veranschlagt sind. 2017 lag
der Soll-Ansatz für diesen Einzelplan bei
36,54 Millionen Euro. scr T

Höherer Etat für
den Bundesrat

Dem Bundesrat wird in diesem Jahr
mehr Geld zur Verfügung stehen. Der be-
schlossene Einzelplan 03 sieht Ausgaben
in Höhe von 30,44 Millionen Euro vor.
Das sind 1,95 Millionen Euro mehr als
der Ansatz für 2017. Zuwächse sind mit
1,18 Millionen Euro vor allem bei den
sächlichen Verwaltungsaufgaben zu ver-
zeichnen. Im parlamentarischen Verfah-
ren waren an diesem Etat keine Ände-
rungen vorgenommen worden. scr T

Steigerung im
Kanzleretat

Der Etat der Bundeskanzlerin und des
Bundeskanzleramts (Einzelplan 04) wird
in diesem Jahr 3,038 Milliarden Euro be-
tragen. Damit steigt der beschlossene
Ansatz gegenüber dem Regierungsent-
wurf um 117,63 Millionen Euro. Im par-
lamentarischen Verfahren wurden unter
anderem 600.000 Euro für eine„ressort-
übergreifende Nachhaltigkeitskommuni-
kation“ des Presse- und Informations-
amtes der Bundesregierung eingestellt.
Die Zuschüsse an den Bundesnachrich-
tendienst fallen mit 925,45 Millionen
Euro um 5 Millionen Euro höher aus als
im Regierungsentwurf. Wesentliche Än-
derungen beschlossen die Parlamenta-
rier auch im Bereich der Beauftragten
der Bundesregierung für Kultur und Me-
dien (siehe Seite 7). 2017 lag der Soll-
Ansatz für den Einzelplan bei etwa
2,8 Milliarden Euro. scr T
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Mehr Energie
WIRTSCHAFT Opposition fordert von Minister Tempo

I
n energiepolitischen Fragen klafft
nicht nur zwischen Regierung und
Opposition eine Spalte – auch in-
nerhalb der Opposition liegen die
Positionen zum Teil weit voneinan-
der entfernt. Einig waren sich die

Abgeordneten bei der Aussprache zum
Wirtschafts- und Energieetat für das laufen-
de Jahr lediglich in einem Punkt: der Kritik
am bisherigen Handeln des zuständigen
Ministers Peter Altmaier (CDU). Sie forder-
ten mehr Tempo, Dynamik und Entschlos-
senheit vor allem bei der Energiewende
und ein größeres Augenmerk für die Be-
dürfnisse kleiner und mitt-
lerer Unternehmen (KMU).
Den Einzelplan 09 be-
schloss der Bundestag
schließlich in zweiter Le-
sung gegen die Stimmen
der Opposition. Der be-
schlossene Haushaltsplan
sieht für 2018 eine Erhö-
hung des Etats auf 8,11 Mil-
liarden Euro vor (19/2409).
Im vergangenen Jahr lag er
bei 7,73 Milliarden Euro.
Bundeswirtschaftsminister
Peter Altmaier (CDU) ver-
teidigte die Politik seines Hauses. Er wies
auf die gute wirtschaftliche Lage Deutsch-
lands hin und forderte dazu auf, diese Si-
tuation anzuerkennen. „Die deutsche Wirt-
schaft ist auf einem Erfolgskurs“, sagte Alt-
maier bei der Debatte vergangene Woche.
Die Arbeitslosigkeit seit auf dem niedrigs-
ten Stand seit der Wiedervereinigung, Löh-
ne und Renten seien kräftig gesteigert wor-
den. Der Minister bekannte sich auch zu
den energiepolitischen Leitlinien. Das Pari-
ser Klimaschutzabkommen solle ein Erfolg
werden. „Ich möchte, dass die Energiewen-
de in Deutschland gelingt und dass sie
zum Vorbild für viele andere Länder welt-
weit wird“, fügte Altmaier hinzu. Bei allen
Maßnahmen gelte es indes auch auf die
Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands zu
achten.

Mehr Tempo angemahnt Redner der Uni-
onsfraktion und der SPD unterstützten den
Minister weitgehend in seinem Kurs, wobei
gerade die SPD anmahnte, die Vereinba-
rungen aus dem Koalitionsvertrag einzu-
halten. Matthias Miersch (SPD) sprach sich
etwa dafür aus, mit den geplanten Sonder-

ausschreibungen für Windenergie an Land
und Solarenergie zu beginnen. Netzausbau
könnte durch Maßnahmen wie eine opti-
mierte Netzauslastung flankiert werden. Es
gelte, loszulegen, um die Lücke zu den Kli-
mazielen 2020 so weit wie möglich zu
schließen, sagte Miersch.

Opposition kritisiert Energiepolitik Für-
die Opposition kritisierte zunächst Steffen
Kotré (AfD) die Maßnahmen zur Förde-
rung von Elektroautos. E-Mobilität solle
machen, wer möchte, aber nicht mit Steu-
ergeldern. Er sehe eine Umverteilung von

unten nach oben hin zu
„Ökofantasten“. Kotré be-
kannte sich zur Dieseltech-
nologie. Diese gehöre zu
Deutschland. Weitere Red-
ner der Fraktion wandten
sich gegen Fördermittel für
Gebäudesanierung.
Karsten Klein (FDP) sprach
sich für eine Kurskorrektur
hin zu mehr Marktwirt-
schaft aus. Außerdem ver-
langte er einen stärkeren
Fokus auf den Ausbau ei-
ner digitalen Infrastruktur.

Der Haushaltsentwurf sei farb- und kraft-
los, bilanzierte Klein. Er appellierte zudem
an Altmaier, ein Einwanderungsgesetz ein-
zufordern, um dem Fachkräftebedarf nach-
zukommen.
Die Fraktion Die Linke fokussierte auf die
Themen Gerechtigkeit und Soziales am Ar-
beitsmarkt. Neben Maßnahmen wie mehr
Steuergerechtigkeit und einem Anheben
des Mindestlohns müssten die Fördermit-
tel für den Mittelstand aufgestockt werden;
sagte Heidrun Bluhm.Diese Unterstützung
komme kleinen und mittleren Unterneh-
men vor allem im Osten zugute. Nach An-
sicht der Abgeordneten sollte der Solidar-
pakt II von einem Solidarpakt III abgelöst
werden. Alexander Ulrich (Die Linke)
mahnte an, gegen die hohen Handelsüber-
schüsse mit einem Ankurbeln der Binnen-
nachfrage gegenzusteuern. Dies könne
durch mehr Gerechtigkeit in Lohnfragen
geschehen.
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
kritisierte Anja Hajduk, angesichts der
Rückstände beim Klimaschutz müsste der
Minister mit Elan an Themen wie die ange-
kündigten Sonderausschreibungen für

Windenergie an Land und Solarenergie ge-
hen. Die Union vernachlässige das Thema
Energie sträflich. Fraktionskollegin Kerstin
Andreae wünschte sich ebenfalls mehr En-
gagement des Ministers, etwa beim Thema
Zuwanderung von Fachkräften – auch an-
gesichts der jüngsten Turbulenzen in der
Regierung.

Der Etat im Detail Von den 8,11Milliar-
den Euro darf Bundeswirtschaftsminister-
Altmaier 5,04 Milliarden Euro für Zuwei-
sungen und Zuschüsse (2017: 5,05 Milliar-
den Euro) ausgeben, während sich energie-
politische Maßnahmen auf 2,5 Milliarden
Euro summieren (2017: 2,64 Milliarden
Euro). Für die Mittelstandsförderung sind
918,06 Millionen Euro eingeplant, das ist
geringfügig weniger als 2017 (920,5 Millio-
nen Euro). Davon entfallen wie im Vorjahr
600 Millionen Euro auf Zuweisungen für
betriebliche Investitionen und die wirt-
schaftsnahe Infrastruktur im Rahmen der
Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgabe „Ver-
besserung der regionalen Wirtschaftsstruk-
tur“.
Für die Außenwirtschaftsförderung sind
238,17 Millionen Euro vorgesehen (2017:
228,05 Millionen Euro). Unter der Über-
schrift „Innovation, Technologie und Neue
Mobilität“ sind Ausgaben in Höhe von 3,1
Milliarden Euro zusammengefasst (2017:
2,74 Milliarden Euro); Für die „Digitale
Agenda“ sind 422,26 Millionen Euro vor-
gesehen (2017: 173,03 Millionen Euro).
Der Anstieg ist vor allem darauf zurückzu-
führen, dass für die Mikroelektronik für
die Digitalisierung 300 Millionen Euro be-
reitgestellt werden sollen. Kristina Pezzei T

Solarpanels, hier im bayerischen Greding, sollen mit Sonderausschreibungen gefördert werden. © picture-alliance/ZB/euroluftbild.de

»Ich möchte,
dass die Ener-
giewende zum

Vorbild für
viele andere

Länder wird.«
Peter Altmaier (CDU),

Bundeswirtschaftsminister

Geld für Familien in
den eigenen vier Wänden
BAU Abgeordnete streiten über Wohnungspolitik

Wohnen hat sich in den vergangenen Jah-
ren zu einer der sozialen Fragen schlecht-
hin entwickelt – darin zumindest waren
sich die Abgeordneten bei der Debatte
über den Haushalt für das laufende Jahr ei-
nig. Nur was in dem Zusammenhang unter
„sozial“ zu verstehen ist, daran schieden
sich einmal mehr die Geister. Für Zünd-
stoff sorgte vor allem das geplante Baukin-
dergeld, mit dem der Bund Familien bei
Erwerb von Wohneigentum unterstützen
möchte.
Nach den Worten von Bundesbauminister
Horst Seehofer (CSU) er-
möglicht die Bundesregie-
rung damit hunderttausen-
den Familien die eigenen
vier Wände. Die Maßnah-
me sei auch gesellschafts-
politisch wichtig, da so die
im europäischen Vergleich
unterdurchschnittliche Ei-
gentumsquote in Deutsch-
land verbessert werde. Vor-
würfe der Klientelpolitik
für eine bayerische Land-
bevölkerung konterte er im
Bundestag am Donnerstag
mit dem Verweis auf Rekordausgaben und
überhaupt den Wiedereinstieg des Bundes
in den sozialen Wohnungsbau. Dies belege
das hohe Verantwortungsgefühl des Bun-
des für die kleinen Leute, so Seehofer.
Der Koalitionspartner SPD stand dem Mi-
nister grundsätzlich zur Seite. Damit werde
die von der vorigen Bauministerin Barbara
Hendricks (SPD) angestoßene Politik fort-
gesetzt, sagte Sören Bartol. Er erwarte von
Seehofer, dass er unmittelbare mit der Um-
setzung des Koalitionsvertrages anfange,
und zwar Punkt für Punkt und mit genau
so viel Leidenschaft für Bau wie für „Tran-
sitzentren“. Konkret erwähnte er die verab-
redete Verschärfung der Mietpreisbremse.

Kritik am Baukindergeld Die Opposition
setzte mit ihrer Kritik an unterschiedlichen
Punkten an. Während für die AfD-Fraktion
Marc Bernhard dem Minister vorwarf, auf
dem Wohnungsmarkt Deutsche gegen
Flüchtlinge auszuspielen, kritisierte Victor

Perli (Die Linke) das Baukindergeld als Ge-
schenk für die Bauwirtschaft, da diese die
Subventionen einpreisen werde. Familien
in Städten, die schon an hohen Mieten
scheiterten, helfe die Maßnahme gar
nichts. Wichtiger wäre es, die Mittel in den
öffentlichen und gemeinnützigen Woh-
nungsbau zu stecken.
Daniel Föst (FDP) erinnerte an die nach
seinen Worten vernichtende Kritik von
Marktteilnehmern, Verbänden und Wissen-
schaftlern am Baukindergeld. Wenig Kos-
ten und schnelle Wirkung würden eine Di-

gitalisierung vor allem in
der Bauverwaltung schaf-
fen, ein Entwickeln und
Verkaufen von Bundeslie-
genschaften und ein Freibe-
trag bei der Grunderwerb-
steuer. Die Vorschläge einer
vom Bund eingesetzten Ex-
pertenkommission für we-
niger Bürokratie lägen vor,
sie müssten nur umgesetzt
werden, so Föst.
Für Bündnis 90/Die Grü-
nen sprach Daniela Wagner
von einer „Reichenheimzu-

lage“ in Anspielung an die einstige Eigen-
heimzulage. Das Geld werde nicht nur an
falscher Stelle eingesetzt, sondern fördere
auch den Flächenfraß durch Investitonen
auf der grünen Wiese. Ihre Fraktion plä-
diert unter anderem für eine neue Wohn-
gemeinnützigkeit im Bau, Programme zum
Energiesparen und eine Neuverteilung der
Maklerprovision.
Der Bereich „Wohnungswesen und Städte-
bau“ umfasst im Einzelplan 06 für 2018
Ausgaben in Höhe von 3,58 Milliarden
Euro, von denen 2,81 Milliarden investiert
werden sollen. Die Ausgaben für Wohn-
geld belaufen sich dabei auf 540 Millionen
Euro. 1,52 Milliarden Euro gehen als Kom-
pensationszahlungen aufgrund der Beendi-
gung der Finanzhilfen des Bundes zur so-
zialen Wohnraumförderung an die Länder.
Für die Städtebauförderung plant die Re-
gierung 808,75 Millionen Euro ein, für das
Baukindergeld sind 263 Millionen Euro in
den Etat eingestellt. pez T

»In der Bau-
politik fehlt es

nicht nur an
Wohnraum,

sondern auch
an Mut.«
Daniel Föst (FDP)

Klimaschutz soll
Breitensport werden
UMWELT Ministerin Schulze (SPD) will Menschen mitnehmen

Das Bundesministerium für Umwelt, Na-
turschutz und nukleare Sicherheit kann in
diesem Jahr 1,97 Milliarden Euro ausge-
ben. Der Ansatz des beschlossenen Einzel-
plans 16 liegt damit 6,25 Millionen Euro
über dem Regierungsentwurf. Gegenüber
2017 sinkt der Etatansatz aufgrund des
neuen Ressortzuschnitts um 3,65 Milliar-
den Euro. Die Bereiche Wohnungsbau und
Stadtentwicklung sind nun im Haushalt
des Ministeriums für Inneres, Bau und Hei-
mat zu finden (siehe Text oben).
Bundesministerin Svenja Schulze (SPD)
freute sich in ihrer Rede im Bundestag ver-
gangene Woche über den Zuwachs von
23 Prozent in den in ihrem Haus verblie-
benen Programmbereichen. Die Ministerin
mahnte zusätzliche An-
strengungen beim Klima-
schutz an, um die deut-
schen Klimaziele zu errei-
chen. Klimaschutz dürfe
aber kein „Elitenprojekt“
sein, sondern müsse sich
zu einer „Art Breiten-
sport“ entwickeln. Um-
weltpolitik müsse erklärt,
Menschen motiviert und
mitgenommen werden.
Sie verwies auf die Kohle-
ausstiegskommission, in
der nicht nur das Aus-
stiegsdatum festgelegt, sondern auch Per-
spektiven für die betroffenen Regionen
entwickelt werden sollen. „Wir werden hier
nicht einfach über die Köpfe der Betroffe-
nen hinweg entscheiden“, sagte Schulze.
Matthias Miersch (SPD) drückte ebenfalls
seine Unterstützung für die insbesondere
von Linken und Grünen kritisierte Kom-
mission aus. Für den Ausstieg brauche es
„einen gesellschaftspolitischen Konsens
zwischen den unterschiedlichen Regionen
und den unterschiedlichen Interessengrup-
pen“. Dazu werde ein „richtig dickes Brett
zu bohren sein“, sagte Miersch.
Ingo Gädechens (CDU) bemängelte den
zeitgerechten Mittelabfluss in dem Etat.
Die nationale Klimaschutzinitiative habe
2017 nur 44 von den angesetzten 65 Mil-
lionen Euro in Anspruch genommen.
„Wenn wir unseren Vorreiteranspruch wei-
ter aufrechterhalten wollen, müssen wir
unsere Anstrengungen verstärken und kön-
nen uns ungenutzte Mittel nicht leisten“,
sagte Gädechens.
Martin Hohmann (AfD) übte fundamenta-
le Kritik am Etat des Umweltministeriums.
In diesem herrschten „Ideologie und
Wunschvorstellungen“ vor. Als Beispiel

führte der AfD-Haushälter den Ausbau der
Windenergie an. Dieser werde gegen
„wachsende Widerstände in der Bevölke-
rung radikal durchgesetzt“.
Ulla Ihnen (FDP) bemängelte für ihre
Fraktion den hohen Stellenzuwachs im
Etat, obwohl doch kaum neue Arbeitsbe-
reiche entstanden seien. Auch fehle der
Mut zur Evaluation und Streichung von
Subventionen und Fördermitteln: „Dies ist
kein Haushalt der Ideen, das ist einfach
verschwenderisch“, sagte Ihnen.
Heidrun Bluhm (Die Linke) forderte, Um-
weltpolitik stärker als Dreiklang von Um-
welt-, Wirtschafts- und Landwirtschaftspo-
litik zu verstehen. Ein Beispiel für diesen
„ganzheitlichen Ansatz“ könne eine Acker-

baustrategie sein. Für eine
Umweltpolitik, „die Motor
eines sozial-ökologischen
Umbaus und auch sozial ge-
recht gestaltet sein muss“,
seien „Lippenbekenntnisse“
nicht ausreichend: „Im
Haushalt 2019 müssen Sie
ranklotzen“, forderte sie.
Sven-Christian Kindler
(Bündnis 90/ Die Grünen)
relativierte die von Schulze
gefeierten Zuwächse im Etat.
Davon fielen 82 Prozent in
den Bereich Zwischen- und

Endlagerung des radioaktiven Abfalls. „Das
sind Aufgaben der Vergangenheit“, kriti-
sierte er. Der neuen Ministerin bescheinig-
te Kindler einen „klaren Fehlstart“. Schulze
müsse jetzt „als Umweltministerin kämp-
fen und sich im Kabinett durchsetzen, statt
nur schöne Reden zu halten“.

Etat Von den Ausgaben des Umweltminis-
teriums entfallen 1,23 Milliarden Euro auf
Investitionen. Für den Klimaschutz sind
527,98 Millionen Euro vorgesehen. Die
Ausgaben für den Umweltschutz belaufen
sich auf 151,98 Millionen Euro. Für die
Zwischen- und Endlagerung radioaktiver
Abfälle werden die Ausgaben auf
730,56 Millionen Euro beziffert. Die Parla-
mentarier beschlossen während der Haus-
haltsberatungen unter anderem eine Zu-
weisung an den Werra-Ulster-Weser-Fonds
in Höhe von einer Million Euro. Neu im
Etat sind zudem Mittel für kommunale
Modellvorhaben zur Luftreinhaltung durch
nachhaltige Mobilität. In diesem Jahr sol-
len dafür 625.00 Euro fließen, für die
kommenden Haushaltsjahre sind Ver-
pflichtungsermächtigungen von5,2 Millio-
nen Euro eingestellt. Lisa Brüßler T

»Für den Vor-
reiteranspruch

müssen wir
unsere

Anstrengungen
verstärken.«

Ingo Gädechens (CDU)
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Statt Arbeit im Stall immer häufiger Formularkram
LANDWIRTSCHAFT Opposition kritisiert wachsende Bürokratie. Ministerin Klöckner will keine Argrarwende

Die Erwartungen der Gesellschaft an die
Landwirtschaft wachsen stetig. Darin wa-
ren sich Bundeslandwirtschaftsministerin
Julia Klöckner (CDU) und die übrigen
Redner am vergangenen Donnerstag wäh-
rend der zweiten Lesung des Landwirt-
schaftsetats (Einzelplan 10) einig. Doch
die Opposition kritisierte, dass der Mittel-
zuwachs mit den steigenden Ansprüchen
nicht mithalte. Der Haushalt 2018
(19/1700, 19/1701) sieht für das Agrarres-
sort eine Erhöhung von rund 6,43 Millio-
nen Euro auf nun 6,01 Milliarden Euro
(19/2410, 19/2424) vor. Klöckner führte

dazu aus, dass die Verbraucher nach mehr
Tierwohl und Nachhaltigkeit fragen wür-
den. „Und unsere Landwirtschaft kann sich
diesen Fragen stellen“, sagte sie selbstbe-
wusst. Dafür brauche es aber keine abrupte
Agrarwende, wie es in der Opposition oft
gefordert werde. Klöckner wolle stattdessen
auf den bisherigen Erfolgen aufbauen.

Grundgesetz ändern Um
das zu erreichen, soll der
Spielraum des Fördermit-
teleinsatzes aus der Ge-
meinschaftsaufgabe „Ver-
besserung der Agrarstruk-
tur und des Küstenschut-
zes“ (GAK) erweitert wer-
den. Dafür sei jedoch eine
Grundgesetzänderung er-
forderlich, für die die Mi-
nisterin bei den übrigen
Fraktionen warb. Christian
Haase (CDU) gestand ein,
dass die Förderung besser koordiniert wer-
den müsse, damit die Länder die Förder-
töpfe ausschöpfen könnten. Ein Ausschuss
soll bald Vorschläge vorlegen, wie die Mit-
tel zukünftig flexibler genutzt werden kön-
nen. Auch Ulrich Freese (SPD) plädierte
dafür, im nächsten Haushalt Wege zu su-
chen, die den Mittelabfluss verbessern.

Wilhelm von Gottberg (AfD) lehnte in sei-
ner Rede die geplante Einführung eines
staatlichen Tierwohllabels ab, denn die
„privaten Marktakteure haben sich bereits
auf ein Modell geeinigt“. Der Abgeordnete
mahnte, „der Staat muss sich nicht überall
einmischen“. Sonst sei die Kritik an der
ausufernden Bürokratisierung berechtigt.

Dass der berufliche Frei-
raum der Land- und Forst-
wirte von einem Bürokratie-
monster eingeschränkt wer-
de, meinte auch Ulla Ihnen
(FDP). Die Liberale bezif-
ferte den Aufwand für einen
Tierhalter mit 32 Stunden
am Schreibtisch im Monat
allein für die Verwaltungsar-
beit, statt bei seinen Tieren
sein zu können. „Das fin-
den wir nicht normal“, sag-
te sie und prophezeite, dass
auf diese Weise der Beruf

für junge Leute nicht attraktiver werde.
Heidrun Bluhm (Die Linke) machte in ih-
rem Beitrag „Spekulanten, Konzernen und
Kartellen“ den Vorwurf, Gewinne abzu-
schöpfen und die Landwirte unter niedri-
gen Preisen und schwierigen Bedingungen
wie der Trockenheit leiden zu lassen. Die
Verbraucherpolitik wälze zur selben Zeit

die Verantwortung für viele Probleme al-
lein auf die Bürger ab. Stattdessen müsse
die landwirtschaftliche Exportorientierung
endlich als falsch anerkannt und die EU-
Agrarförderung überarbeitet werden. Mo-
mentan konterkariere die Agrarpolitik die
Entwicklungspolitik ein- und derselben Re-
gierung, kritisierte Bluhm. So würden kei-
ne Fluchtursachen bekämpft.
Die Schaffung besserer Haltungsbedingun-
gen für Nutztiere forderte Tobias Lindner
(Grüne): „Die Art und Weise wie man
Landwirtschaft betreibt, muss geändert
werden.“ Aber die Bundesregierung verwei-
gere den dafür notwendigen Kurswechsel.
Der Umbau zu einer artgerechten Tierhal-
tung würde zwischen drei bis vier Milliar-
den Euro kosten, im Haushalt seien für das
Thema aber nur 15 Millionen Euro bereit-
gestellt. „Das wird so nichts“, fasste er zu-
sammen. Mit der Mehrheit von CDU/CSU
und SPD gegen die Stimmen von AfD, Lin-
ke, FDP und Grüne wurde der Einzelplan
angenommen. Jan Eisel T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

»Der
Staat

muss sich
nicht

überall
einmischen.«

Wilhelm v. Gottberg (AfD)

Stau beim Mittelabfluss
VERKEHR Minister Andreas Scheuer (CSU) will mehr Planer und Ingenieure

T
ue Gutes und rede darüber.
Diesem Motto folgten die
Redner der Koalition wäh-
rend der abschließenden Be-
ratung des Verkehrsetats für
2018 (19/1700, 19/1701,

19/2424) vergangene Woche. Mit Genug-
tuung verwiesen sechs der acht Unions-
oder SPD-Redner darauf, 175 Millionen
Euro zur nun schon 2018 greifenden Sen-
kung der Trassenpreise für
den Güterschienenverkehr,
die der Regierungsentwurf
nicht vorsah, in den Haus-
halt hineinverhandelt zu
haben.
Insgesamt stehen dem Bun-
desminister für Verkehr
und digitale Infrastruktur
Andreas Scheuer (CSU) da-
mit 27,85 Milliarden Euro
zur Verfügung. Als Ergebnis
der Haushaltsberatungen
werden – neben den Gel-
dern für die Trassenpreis-
senkung – weitere 19,9 Millionen Euro für
kommunale Modellvorhaben 2018 bis
2020 im öffentlichen Personennahverkehr
bereitgestellt. Fünf Millionen Euro sind als
Zuschüsse für Investitionen zur Förderung
von umweltfreundlicher Bordstrom- und
mobiler Landstromversorgung für See- und
Binnenschiffe geplant.
Im Kapitel „Digitale Infrastruktur“ werden
zudem zwei neue Haushaltstitel einge-
führt. Für Forschung und Testversuche mit

dem 5G-Netz (5x5G Strategie) sind drei
Millionen Euro für 2018 eingeplant. Für
die Schaffung von WLAN-Angeboten in
Zügen der Deutschen Bahn sollen zehn
Millionen Euro in diesem Jahr zur Verfü-
gung gestellt werden.
Wie in den Jahren zuvor stellt der Einzel-
plan 12 mit knapp 17 Milliarden Euro den
größten Investitionsetat des Bundes dar.
Das Problem dabei: der Mittelabfluss

stockt. Das gilt für das 2015
gestartete Bundesförderpro-
gramm für den Breitband-
ausbau, wo laut einer Ant-
wort der Bundesregierung
(19/2656) bislang weniger
als ein Prozent der bewil-
ligten Mittel abgerufen
wurden. Ähnlich sieht es
beim „Sofortprogramm
Saubere Luft“ aus, von dem
noch nicht ein Cent abge-
flossen sei, weil sich die
Abwicklung für die Kom-
munen als ausgesprochen

sperrig gestalte, wie es Hilmar von Lo-
jewski vom Deutschen Städtetag unlängst
bei einer Expertenanhörung formulierte.
Das größte Problem im Verkehrshaushalt
stelle der zu geringe Mittelabfluss in allen
Bereiche dar, sagte dann auch Christoph
Meyer (FDP) während der Debatte. „Das
Geld wird im Haushalt zur Verfügung ge-
stellt, aber nicht verbaut.“ Dies zu ändern
sei ein Schlüsselthema für Verkehrsminis-
ter Scheuer in den nächsten Jahren, beton-

te der FDP-Abgeordnete. „Ausreden wer-
den wir ihm nicht durchgehen lassen“,
kündigte er an.

Neue Richtlinie Scheuer ist sich der Pro-
blematik bewusst. „Damit es einen besse-
ren Mittelabfluss gibt, braucht es notwen-
dige Grundentscheidungen, die gewähr-
leisten, dass wir Planer, Gutachter und In-
genieure haben“, sagte der Verkehrsminis-
ter. Um gute, motivierte Mitarbeiter zu be-
kommen, habe er eine Ausbildungsoffensi-
ve gestartet, „und den jungen Leuten Ga-
rantien gegeben, damit sie bei der öffentli-
chen Verwaltung bleiben“. Auch in Sachen
Breitbandausbau verbreitete Scheuer Opti-
mismus. „Wir geben in diesen Stunden die
Richtlinie zur Förderung des Breitbandaus-
baus frei.“ Dabei handle es sich um eine
neue Richtlinie, bei deren Entwicklung mit
den Kommunen zusammengearbeitet wor-
den sei „und die dazu führt, dass wir Zeit
sparen“, erläuterte der Minister.
Kritik am Haushalt übte die Opposition
dennoch. Leif-Erik Holm (AfD) sagte,
beim digitalen Netzausbau komme die Re-
gierung „nicht in die Gänge“. Das magere
50 Mbit-Ziel für 2018 werde „um Lichtjah-
re“ verfehlt. „Unnötig wie ein Kropf“ sei
zudem die Pkw-Maut, an der festgehalten
werde, obwohl sie nichts einbringen werde
und stattdessen für eine Totalüberwachung
der Bürger sorge. Kritik übte der AfD-Abge-
ordnete auch an der einseitigen „Überför-
derung“ der Elektromobilität, die nicht
wettbewerbsfähig sei.

Rüdiger Kruse (CDU) lobte hingegen die
finanziellen Mittel zur Senkung der Tras-
senpreise, um mehr Güterverkehr auf die
Schiene zu bringen. Der Unionsabgeord-
nete verwies zudem auf die „5x5G-Initiati-
ve“ der Bundesregierung. Es gelte die
Chancen der Digitalisierung zu nutzen.
Dazu würden fünf Testregionen geschaffen,
für die 145 Millionen Euro als Ausgaben
angedacht seien, um die 5G-Entwicklung
nutzbar für die Bürger zu machen. Nach
Ansicht von FDP-Mann Meyer zeigt die Tat-
sache, dass diese Ausgaben erst von den
Koalitionsfraktionen in den Haushalt ein-
gefügt worden seien, nachdem sie im Re-
gierungsentwurf gefehlt hätten, „dass in
der Bundesregierung beim Thema Digitali-
sierung immer noch schablonenhaft ge-
dacht wird“.

Sören Bartol (SPD) forderte, die sich aus
dem Bundeszuschuss für die Trassenpreis-
senkung ergebenden Kostenersparnisse
müssten schnell bei den Transportunter-
nehmen ankommen. Ein weiterer Schwer-
punkt ist aus seiner Sicht der Öffentliche
Personennahverkehr (ÖPNV), der verbes-
sert werden müsse, um die Autofahrer zum
Umstieg auf den ÖPNV zu bewegen. Inner-
halb des „Sofortprogramms Saubere Luft“
sollen daher künftig kommunale Modell-
vorhaben mit 125 Millionen Euro unter-
stützt werden, sagte Bartol.

Verkehrswende Sowohl der ÖPNV als
auch die Bahn seien in den vergangenen
Jahren „systematisch vernachlässigt wor-
den“, befand Victor Perli (Die Linke). Perli
nannte es eine desaströse Bilanz, wenn
mehr als eine Milliarde Euro an Bundes-
mitteln für Bahn und Wasserstraßen nicht
genutzt würden. „Wir fordern eine Ver-
kehrswende, weil das finanziell, ökono-
misch und sozial geboten ist“, machte der
Linken-Abgeordnete deutlich.
Eine Verkehrswende wollen auch die Grü-
nen. Der vorgelegte Haushalt sei jedoch
„die Grundlage für eine Verkehrspolitik des
letzten Jahrhunderts“, bemängelte Sven-
Christian Kindler (Grüne). Während auf
der einen Seite die Gelder für den Straßen-
bau und für Projekte in Öffentlich-Privater
Partnerschaft (ÖPP) steigen würden, gebe
es auf der anderen Seite einen Rückgang
bei der Schiene, beim Radverkehr und
beim Nahverkehr. Götz Hausding T

Damit künftig mehr Güterverkehr über die Schiene abgewickelt wird, sieht der Verkehrshaushalt 175 Millionen Euro als Beitrag zur Senkung der Trassenpreise vor. © picture-alliance/dpa

»Das Geld
wird im

Haushalt zur
Verfügung

gestellt, aber
nicht verbaut.«

Christoph Meyer (FDP)

KURZ NOTIERT

Mehr Geld für die
Bundestagsfraktionen
Der Etat des Bundestages wird in diesem
Jahr deutlich anwachsen. Der beschlos-
sene Einzelplan 02 sieht Ausgaben in
Höhe von 973,7 Millionen Euro vor. Das
sind 18,1 Millionen Euro mehr als im Re-
gierungsentwurf. 2017 lag der Ansatz
bei 870,2 Millionen Euro. Wesentliche
Zuwächse sind auf den mit
709 Abgeordneten und sechs Fraktionen
deutlich größeren Bundestag zurückzu-
führen. So wird die Entschädigungen
und Amtszulagen nach dem Abgeordne-
tengesetz von 69,7 auf 78,995 Millionen
Euro steigen. Die Aufwendungen für
Mitarbeiter der Abgeordneten sollen von
212,6 auf 246,02 Millionen Euro an-
wachsen. Die Zuschüsse an die Fraktio-
nen belaufen sich nun auf 115,25 Millio-
nen Euro. Im Regierungsentwurf waren
es 108,6 Millionen Euro, 2017 lag der
Ansatz bei 88,1 Millionen Euro. scr T

Ausgaben im Bereich des
Finanzministeriums steigen
Der Etat des Bundesministeriums für Fi-
nanzen wird in diesem Jahr auf
6,54 Milliarden Euro steigen. Das sind
17,67 Millionen Euro mehr, als im Regie-
rungsentwurf vorgesehen. Im vergange-
nen Jahr lag der Soll-Ansatz bei
6,19 Milliarden Euro. Der Einzelplan um-
fasst neben dem Ministerium unter an-
derem die Zollverwaltung scr T

Bekämpfung
der Geldwäsche

Die Linke fordert eine effektivere Be-
kämpfung der Geldwäsche und Terrorfi-
nanzierung in Deutschland. Ein entspre-
chender Antrag (19/2592) wurde am
Donnerstag zur federführenden Bera-
tung an den Finanzausschuss überwie-
sen. In der Vorlage verlangt die Links-
fraktion von der Bundesregierung So-
fortmaßnahmen, um den reibungslosen
Ablauf der Bearbeitung und Weiterlei-
tung von Geldwäscheverdachtsmeldun-
gen zu gewährleisten. vom T

Bundesrechnungshof mit
145 Millionen Euro Ausgaben

Der Antrag des Präsidenten des Bundes-
rechnungshofes zur Rechnung des Bun-
desrechnungshofes für das Haushalts-
jahr 2017 (Einzelplan 20 des Bundes-
haushalts) sind am Donnerstag ohne
Aussprache zur federführenden Bera-
tung an den Haushaltsausschuss über-
wiesen worden. Laut Antrag lagen die
Ausgaben des Rechnungshofes mit
145,16 Millionen Euro um 5,76 Millio-
nen Euro unter dem Soll-Wert von
150,93 Millionen Euro. Die Einnahmen
fielen mit 4,48 Millionen Euro um
293.00 Euro höher aus als der Soll-Wert
von 4,19 Millionen Euro. vom T

Höherer Etat für
Datenschutzbeauftragten
Der Bundesbeauftragte für Datenschutz
wird in diesem Jahr mehr Geld zur Verfü-
gung haben. Einstimmig nahm der Bun-
destag vergangene Woche den Einzel-
plan 21 an. Vorgesehen sind Ausgaben
von 17,77 Millionen Euro, das sind
2,48 Millionen Euro mehr als 2017. Es
gab keine Änderung im parlamentari-
schen Verfahren. scr T
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Mehr Geld für Eltern
FAMILIE Etat steigt auf über zehn Milliarden Euro

Mit einem Volumen von 10,23 Milliarden
Euro erzielt der Etat für Familie, Senioren,
Frauen und Jugend in diesem Jahr einen
„historischen Höchststand“, wie sich Fami-
lienministerin Franziska Giffey (SPD) be-
reits bei der Einbringung des Haushalts ge-
freut hatte. In der vergangenen Woche ver-
abschiedete der Bundestag den Etat in der
durch den Haushaltsausschuss noch ein-
mal um 22 Millionen Euro erhöhten Fas-
sung (19/2424).
Geschuldet ist der starke Anstieg des Fami-
lienetats um 703 Millionen Euro gegen-
über 2017 vor allem den Ausgaben für die
gesetzlichen Leistungen für Familien. An
erster Stelle steht das Elterngeld, das mit
6,67 Milliarden Euro rund zwei Drittel des
Etats ausmacht und um 270 Millionen
Euro erhöht wird.
Den mit Abstand größten Zuwachs im Fa-
milienetat hat jedoch der Unterhaltsvor-
schuss mit einem Anstieg der Ausgaben
um 551 auf 866 Millionen Euro zu ver-
zeichnen. Dies ist auf die Reform des Un-
terhaltsvorschussgesetzes im Sommer 2017
zurückzuführen, mit der die Zahlung des
Unterhaltsvorschusses vom zwölften bis
zum 18. Lebensjahr eines Kindes verlängert
und die bis dahin geltende Befristung von
maximal 72 Monaten Bezugsdauer aufge-
hoben wurde.
Gemeinsam mit dem Kindergeld und Kin-
derzuschlag (581 Millionen Euro), den Zu-
weisungen an die Conterganstiftung (170
Millionen Euro) und die Stiftung „Mutter
und Kind“ (96 Millionen Euro) und ande-
ren Leistungen umfassen die gesetzlichen
Ausgaben für Familien insgesamt 8,42 Mil-
liarden Euro und damit rund 82 Prozent
des Familienetats. Der Etat knüpfe an jene
Fragen an, die Familien bewegten, sagte
Ministerin Giffey: „Menschen fragen sich,
wie sie dafür sorgen können, dass ihre Kin-
der sich gut entwickeln, dass sie Familie
und Beruf unter einen Hut bekommen,
und dass sie mit dem Geld, das sie haben,
auch ein gutes Auskommen haben.“

Kitabetreuung Eine völlig andere Lesart
des Familienetats präsentierte die AfD-Par-
lamentarierin Beatrix von Storch: „Es geht
in diesem Haushalt um die Entmündigung
der Familien, die Indoktrinierung der Kin-
der und Jugendlichen mit linker, politisch
korrekter Genderideologie.“ Diese Politik
gehe „Hand in Hand mit finanzieller Ent-
eignung der Familien“. Die Belastungen für
die Familien durch Sozialabgaben, Mehr-
wertsteuer und Solidaritätszuschlag müss-

ten gesenkt werden, forderte von Storch.
Kritik, wenn auch gänzlich anderer Natur,
war aus den Reihen von Bündnis 90/Die
Grünen zu vernehmen. Deren Abgeordnete
Ekin Deligöz warf der Regierung vor, kein
Konzept in der Familienpolitik zu haben,
sondern lediglich ein „Sammelsurium“ aus
Kindergeld und Freibeträgen, Baukinder-
geld und Mütterrente zu bieten. Im Gegen-
zug reiche das „Geld vorne und hinten
nicht“, um die Qualität der Betreuung in
den Kitas wie angekündigt zu erhöhen.
Norbert Müller (Linke) hielt Ministerin
Giffey vor, sie belasse es bislang bei An-
kündigungen. Weder liege ein Entwurf für
das Gute-Kita-Gesetz vor, noch konkrete
Vorschläge für die Kita-Fachkräfteoffensive.
In der Realität fehlten aber 340.000 Kita-
plätze und mehr als 100.000 Erzieherin-
nen und Erzieher.

Evaluation Die FDP bemängelte eine
mangelnde Evaluation der familienpoliti-
schen Leistungen. Der Aufwuchs des Etats
auf über zehn Milliarden Euro sei schließ-
lich „Selbstzweck“, befand Christoph Mey-
er (FDP). Der Bundestag als Haushaltsge-
setzgeber habe die Pflicht, drauf zu achten,
dass die Mittel effizient ausgegeben wer-
den. So flössen beispielsweise die bereitge-
stellten Mittel für Darlehen nach dem Pfle-
ge- und dem Familienpflegezeitgesetz
nicht ausreichend ab.
Zufrieden zeigten sich hingegen die Koali-
tionsfraktionen. Der Entwurf der Regierung
sei in den Haushaltsberatungen noch ein-
mal verbessert worden, attestierte Svenja
Stadler (SPD). Und Marcus Weinberg
(CDU) rechnete an die AfD gerichtet vor,
dass die Koalition die Familien in dieser
Legislaturperiode um zwölf Milliarden
Euro entlaste. Alexander Weinlein T

Pflegekrise dominiert Etatdebatte
GESUNDHEIT Die Konzertierte Aktion Pflege soll konkrete Vorschläge zur Verbesserung der Versorgungslage bringen

Mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen
und gegen das Votum der Opposition hat
der Bundestag den Gesundheitsetat für das
Jahr 2018 gebilligt. In der Schlussdebatte
vergangene Woche waren die Pflegeversor-
gung und die Rückkehr zur paritätischen
Finanzierung der Gesetzlichen Krankenver-
sicherung (GKV) wichtige Themen.
Der Einzelplan 15 sieht Gesamtausgaben
in Höhe von rund 15,20
Milliarden Euro vor, das ist
geringfügig mehr als im
Vorjahr (15,16 Mrd. Euro).
In den Beratungen wurde
der ursprüngliche Ansatz
noch um rund sechs Mil-
lionen Euro erhöht, damit
wird unter anderem ein
Programm der Weltgesund-
heitsorganisation (WHO)
im Kampf gegen das Ebola-
Virus finanziert. Allein 14,5
Milliarden Euro des Etats
gehen als Bundeszuschuss
an den Gesundheitsfonds. Mit dem Geld
werden versicherungsfremde Leistungen fi-
nanziert, beispielsweise die beitragsfreie
Familienversicherung oder Aufwendungen
für Schwangerschaft und Mutterschaft.
Bundesgesundheitsminister Jens Spahn
(CDU) versprach konkrete Verbesserungen
zugunsten der Patienten wie auch der Ak-
teure im Gesundheitswesen. Es gehe um ei-
ne großes Leistungsversprechen, dass jeder
Bürger jederzeit die nötige medizinische
Versorgung auf hohem Niveau bekomme.

Er räumte ein, dass die Versorgung in eini-
gen Bereichen „nicht so gut ist, wie es sein
soll“ und nannte als Beispiele die Warte-
zeiten für einen Termin beim Facharzt, die
Notfallversorgung, die Krankenhausstruk-
turen, die Geburtshilfe und die Pflege.

Vertrauenskrise Spahn bekannte: „Es gibt
in der Pflege eine massive Vertrauenskrise.“

Er fügte hinzu, die Proble-
me würden nun konkret
angegangen. So werde
künftig in Kliniken jede
neue Pflegestelle voll finan-
ziert. In der Altenpflege sei
das Sofortprogramm für
13.000 zusätzliche Stellen
angelaufen. Mit der Kon-
zertierten Aktion Pflege
(KAP) unter Beteiligung
der Ministerien für Familie
und Arbeit werde in Ar-
beitsgruppen zeitnah an
Verbesserungen, etwa in

der Ausbildung, Bezahlung oder betriebli-
chen Gesundheitsförderung gearbeitet.
Die Opposition warf Spahn falsche Wei-
chenstellungen und eine Ankündigungspo-
litik vor. Karsten Klein (FDP) kritisierte vor
allem die für 2019 vorgesehene Wiederher-
stellung der paritätischen Finanzierung in
der GKV durch Arbeitgeber und Arbeitneh-
mer. Die Abschaffung der Parität sei ein
elementarer Bestandteil der „Agenda 2010“
gewesen, um Arbeit billiger zu machen.
„Heute tun Sie genau das Gegenteil. Was
hat Sie geritten?“ Die Lohnstückkosten in
Deutschland seien weiter hoch. Richtig sei
hingegen, die hohen Rücklagen der Kran-
kenkassen zurückzuführen. Auch die Rück-
lage im Gesundheitsfonds könnte deutlich
niedriger sein, der Bundeszuschuss ließe
sich somit künftig kürzen.

Grüne und Linke sehen in der Wiederher-
stellung der Parität hingegen einen überfäl-
ligen Schritt und erneuerten ihre Forde-
rung nach Einführung einer Bürgerversi-
cherung. Gesine Lötzsch (Linke) sprach
von einem „wirklichen Erfolg“. Ihre Partei
habe sich seit Abschaffung der Parität 2003
dafür eingesetzt, „dass das endlich wieder
in Ordnung gebracht wird“. Auch Lötzsch
ging auf die Krise in der Pflegeversorgung
ein und nannte die Lage „prekär“. Der Pfle-
genotstand sei „kein unerwartetes Naturer-
eignis“, sondern eine absehbare Entwick-
lung.
Maria Klein-Schmeink (Grüne) beklagte ei-
nen Reformstau und führte als Beispiele
Mängel bei der Fachkräftesicherung, der
Digitalisierung und den Krankenhausin-
vestitionen an. Der von Spahn angespro-
chene Vertrauensverlust gelte nicht nur für
die Pflege, sondern für sämtliche Beschäf-
tigten im Gesundheitswesen, allen voran
den nichtärztlichen Berufen. Für das Ge-
sundheitswesen müsse mehr steuerfinan-
ziertes Geld aufgebracht werden, etwa für
die nötige Digitalisierung. Die AfD-Abge-

ordnete Birgit Malsack-Winkemann hielt
der Regierung eine undurchsichtige Haus-
haltspolitik vor und verlangte mehr Infor-
mationen über die Gesundheitskosten für
Migration und Flüchtlinge. So gebe es kei-
ne Auswertungen zu flüchtlingsbedingten
Kosten im Zusammenhang mit dem Ge-
sundheitsfonds. Sie kritisierte überdies die
aufgestockten Gelder für die globale Ge-
sundheitspolitik. Wer so viel Geld im Aus-
land hinauswerfe, habe natürlich keines
mehr für die Probleme im eigenen Land.

Globale Gesundheit Josef Rief (CDU) wi-
dersprach und betonte, internationale Ge-
sundheitsfragen nähmen an Bedeutung zu,
Der Haushaltsausschuss habe zuletzt einer
Ebola-Soforthilfe in Höhe von fünf Millio-
nen Euro an die WHO zugestimmt. Das sei
gut angelegtes Geld. Der Gesundheitshaus-
halt sei insgesamt auf die Zukunft ausge-
richtet, sagte Rief weiter. So werde mit der
Förderung von Modellstudiengängen zur
Ausbildung von Ärzten für den ländlichen
Raum begonnen. Die wohnortnahe Versor-
gung sei ein wichtiger Baustein in der Ge-
sundheitspolitik.
Auf nötige Strukturveränderungen ging
auch Edgar Franke (SPD) ein und verwies
dabei auf bereits erreichte Erfolge. Den
Kassenärztlichen Vereinigungen seien In-
strumente in die Hand gegeben worden,
um die ärztliche Versorgung zu verbessern.
Diese Instrumente wie die Ansiedlungsprä-
mie und Honorarzuschläge müssten aber
auch eingesetzt werden. Was die Kliniken
angehe, sollten Ausgaben zielgerichteter
gesteuert werden. „Wir dürfen auch nicht
mit der Gießkanne arbeiten.“ Nötig sei ein
Wettbewerb um Qualität. Die Versorgungs-
strukturen, meinte Franke, müssten besser
an den tatsächlichen Versorgungsbedarf
angepasst werden. Claus Peter Kosfeld T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

»Der Pflege-
notstand
ist kein

unerwartetes
Natur-

ereignis.«
Gesine Lötzsch (Die Linke)

Rechtsstaat im Blick
JUSTIZ Verbraucher sollen besser geschützt werden

Zu einer Verteidigung des Rechtsstaates
nutzte Bundesjustizministerin Katarina
Barley (SPD) ihre Rede vergangene Woche
in der Schlussdebatte über den Etat ihres
Hauses. In den vergangenen Wochen sei
im Zusammenhang mit Flüchtlingen viel
darüber gesprochen worden, dass das gel-
tende Recht durchgesetzt werden müsse.
Dabei sei zum Teil ein falscher Eindruck
erzeugt worden. Sie wehre sich „ganz ent-
schieden“ dagegen, wie die Arbeit der Be-
schäftigten bei Polizei und Justiz schlecht-
geredet werde. „Unser Rechtsstaat funktio-
niert ausgesprochen gut“, betonte sie.
Barley sagte, mit dem Haushalt und der
damit verbundene Qualitätsoffensive wer-
de der Rechtsstaat gestärkt. Es würden neue
Stellen in der Justiz geschaffen, die Arbeits-
bedingungen würden verbessert, und mit
der Schaffung des Forum
Recht in Karlsruhe werde
schließlich der Rechtsstaat
auch begreifbarer gemacht.
Barley, die auch für den
Verbraucherschutz zustän-
dig ist, nannte die Muster-
feststellungsklage und das
in Arbeit befindliche Mie-
terschutzgesetz als wichtige
Neuerungen. Im Koaliti-
onsvertrag gebe es dazu
klare Verabredungen. Sie
verwies außerdem auf die
zusätzlichen Mittel für den
Entschädigungsfonds zugunsten der Opfer
terroristischer Gewalt und extremistischer
Übergriffe.

Weniger Ausgaben Mit den Änderungen
des Haushaltsausschusses (19/2424) um-
fasst der Etat 2018 des Ministeriums für
Justiz und Verbraucherschutz rund
792 Millionen Euro. Das sind rund zehn
Millionen Euro mehr, als ursprünglich vor-
gesehen, aber rund 46 Millionen Euro we-
niger als im Vorjahr. 2017 lagen die Ausga-
ben bei rund 838 Millionen Euro. Der Etat
wurde mit den Stimmen von CDU/CSU,
SPD und FDP verabschiedet. Die Fraktio-
nen von AfD, Bündnis 90/Die Grünen und
Die Linke votierten dagegen.
In der Schlussdebatte bezeichneten Spre-
cher der Opposition den Justizhaushalt als
unzureichend und unausgewogen. Auch
die FDP, die dem Etat zustimmte, war un-
zufrieden. Stefan Ruppert (FDP) monierte,
Bürgerrechte, Grundrechte und Minderhei-
tenrechte würden zu wenig beachtet. Zu-

dem müssten einige Reformen dringend
überarbeitet werden, vor allem das Netz-
werkdurchsetzungsgesetz gegen Hetze und
Falschnachrichten im Internet. Dies sei
„vielleicht das am schlechtesten gemachte
Gesetz der letzten Jahre“. Auch für die Vor-
ratsdatenspeicherung gebe es noch keine
rechtsstaatliche Lösung, dies sei ein Sicher-
heitsrisiko.
Stephan Brandner (AfD) malte ein düsteres
Bild vom Zustand der Justiz im Zuge der
„Einwanderungslawine“. Die Willkom-
menskultur habe „zu vielfachen Angriffen
auf den ehemals gut funktionierenden
Rechtsstaat geführt“. Das Land und die Jus-
tiz müssten noch Jahrzehnte unter den Fol-
gen leiden.

Diesel und Digitales Victor Perli (Linke)
sagte, der Dieselbetrug zei-
ge, dass Kunden eine starke
Interessenvertretung benö-
tigten. Die Verbraucherzen-
tralen müssten so stark wer-
den, dass sie sich auch mit
Konzernen anlegen könn-
ten. Perli forderte ferner
schnellere Gerichtsverfah-
ren und mehr Prozesskos-
tenhilfe. Zudem müsse die
Mietpreisexplosion ange-
gangen werden. Die bisheri-
ge Mietpreisbremse sei wir-
kungslos, hier habe die Po-

litik versagt. Auch Volker Ullrich (CSU)
sprach sich dafür aus, die Mieter vor stei-
genden Kosten besser zu schützen. Die
Union teile die Sorgen der Menschen und
werbe für kluge Lösungen.
Danyal Bayaz (Grüne) verlangte eine Stra-
tegie zum Schutz der Bürger in der Digita-
lisierung, die zwar viele Chancen eröffne,
aber auch Risiken berge. Wenn Kunden
keinen Kredit mehr bekämen, weil sie
durch einen Algorithmus ausgeschlossen
würden, sei das nicht künstliche Intelli-
genz, sondern Diskriminierung.
Sarah Ryglewski (SPD) versicherte, Justiz
und Verbraucherschutz stünden nicht in
Konkurrenz zueinander, beide Bereiche er-
gänzten sich. Sie verteidigte die Musterfest-
stellungsklage gegen heftige Kritik. Ver-
braucher hätten nun im Schadenfall die
Möglichkeit, ihre Rechte gegenüber großen
Konzernen kollektiv und ohne Kostenrisi-
ko geltend zu machen. Die Behauptung,
das Gesetz nutze eigentlich nur der Indus-
trie, sei hanebüchen. Michael Wojtek T

»Bezahlbares
Wohnen

für alle zu
schaffen, ist
eine zentrale

Frage.«
Victor Perli (Die Linke)

D
ass der Streit zwischen
CDU und CSU über die
deutsche Flüchtlingspoli-
tik, nachdem er die Repu-
blik drei Wochen hin-
durch in Atem gehalten

hatte, am vergangenen Donnerstag auch
die Schlussdebatte des Bundestags über
den Etat 2018 des Bundesministeriums für
Inneres, Bau und Heimat prägte, kann
nicht überraschen. Gleiches gilt für die an
diesem Vormittag geäußerte Oppositions-
kritik an der unionsinternen Verständi-
gung, die freilich schon am Abend von ei-
ner Übereinkunft der Koalitionsspitzen
überholt sein sollte (siehe Seite 1). Immer-
hin zeigte sich Ressortchef Horst Seehofer
(CSU) in der Bundestagsdebatte schon um
9.50 Uhr „guter Dinge“, dass die Union
auch mit dem Koalitionspartner SPD eine
„verlässliche Einigung“ erzielen werde.
Zu den „wichtigsten Schritten jetzt“ zählte
er „ein neues Grenzregime an der deutsch-
österreichischen Grenze“. Man erhalte
„Transitzentren“ – der Begriff sollte sich in
dem später vereinbarten Koalitionspapier
nicht mehr wiederfinden – „aus denen
Asylbewerber innerhalb kürzester Zeit di-
rekt in die zuständigen Länder zurückge-
wiesen werden“. Das alles erfolge „abge-
stimmt mit unseren europäischen Nach-
barn – das ist eine echte Asylwende, die

hier eingeleitet wird“, sagte Seehofer. Seine
zu diesem Zeitpunkt noch teilweise bevor-
stehenden Gespräche mit Italien, Öster-
reich und Ungarn, denen weitere Gesprä-
che folgen würden, dienten der „Informati-
on unserer Partner und der Sondierung,
wie wir vielleicht Überlegungen anstellen,
da zu gemeinsamen Vereinbarungen zu
kommen“, fügte der Minister hinzu. Dabei
werde es in der „ersten Runde keine Ab-
schlüsse geben“. Er gehe davon aus, dass
„am Ende die wichtigsten Punkte dieser
Vereinbarung von den Regierungschefs fi-
xiert werden müssen“.

Harsche Worte Martin Hess (AfD) sprach
mit Blick auf den Unionsstreit von einem
„unwürdigen Schauspiel der letzten Tage“.
Europa wolle die deutsche „Willkommens-
politik“ nicht mehr, doch bis es wirksame
Maßnahmen treffe, „müssen wir selbst
handeln“. Notwendig sei ein effektiver na-
tionaler Grenzschutz, „bis die europäische
Außengrenze effektiv geschützt wird“.
Stefan Ruppert (FDP) nannte das zurück-
liegende „Chaos“ „sehr betrüblich“. Die
Union verhindere seit 25 Jahren ein Ein-
wanderungsgesetz: „Wir haben keine ge-

steuerte Einwanderung in Deutschland –
das hat zu Unruhe, zu Unsicherheit ge-
führt“. Zu glauben, „dass in zwei oder drei
Wochen Ordnung in etwas zu bringen ist,
was Sie 25 Jahre nicht geordnet haben“, sei
eine „etwas naive Herangehensweise“, füg-
te Ruppert hinzu.
Victor Perli (Linke) hielt Seehofer vor, sich
seit Wochen vor allem „um den inneren
Aufstand gegen die Kanzlerin“ zu küm-
mern. Mit seiner Politik grenze er Millio-
nen Menschen aus. Die Mehrheit im Land
wolle jedoch „keinen Rechtsruck, und sie
will auch keinen Innenminister, der
schrittweise das Programm der Rechtsau-
ßen übernimmt“.
Irene Mihalic (Grüne) betonte, der „Ge-
schwisterstreit“ der Unionsparteien sei
„nur notdürftig gekittet“ und das Ergebnis
„ein ganz fauler Kompromiss“ zu Lasten
Dritter. „Sie ziehen die Brücken hoch und

versuchen, Deutschland vor dem Leid der
Welt, so gut es geht, abzuschotten“, kriti-
sierte sie. Gleichzeitig werde nichts getan,
„um die Fluchtursachen wirklich grund-
sätzlich anzugehen“.

Mehr Stellen Martin Gerster (SPD) be-
klagte, die vergangenen Wochen seien ge-
prägt gewesen von einem Machtkampf
zwischen CDU und CSU „auf dem Rücken
von Menschen“ und zu Lasten der Demo-
kratie. Im Haushaltsausschuss werde dage-
gen dafür gesorgt, dass „die Weichenstel-
lung stimmt“. So erhielten die Sicherheits-
behörden im Rahmen der Haushaltsbera-
tungen zusätzlich 3.800 Stellen. Auch er-
halte das Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge 1.500 zusätzliche Stellen; zu-
dem würden hier 4.500 Stellen entfristet.
Auch Klaus-Dieter Gröhler (CDU) verwies
auf die in der vergangenen Wahlperiode

begonnene Personalverstärkung im Bereich
der inneren Sicherheit. „Zusätzlich über
3.000 Stellen für die Bundespolizei
525 zusätzliche Stellen für das Bundeskri-
minalamt – das wird diese beiden Sicher-
heitsbehörden in die Lage versetzen, die
Herausforderungen zu erfüllen“, sagte er.
Seehofer nannte seinen Etat, der knapp
6.000 neue Stellen aufweise, einen „Haus-
halt der Superlative“, der neue Maßstäbe
setze. Der Etat seines Ministeriums sieht
im laufenden Jahr nach der vom Bundes-
tag beschlossenen Ausschussfassung
(19/2425) Ausgaben von mehr als
14,13 Milliarden Euro vor. Das sind gut
375 Millionen mehr als im ursprünglichen
Regierungsentwurf und knapp 5,16 Milli-
arden Euro mehr als im Haushalt 2017,
was unter anderem am Aufgabenzuwachs
um den Bereich Bauen und Wohnen liegt
(siehe Seite 4). Helmut Stoltenberg T

Bundesinnenminister Horst Seehofer (CSU) spricht am Donnerstagabend vor Beginn des Koalitionsausschusses mit Medienvertretern
vor dem Reichstagsgebäude. Am Vormittag hatte das Parlament über seinen Haushalt 2018 debattiert. © picture-alliance/dpa / Kay Nietfeld

»Eine echte
Asylwende«

INNERES Der Streit über die Flüchtlingspolitik beherrscht
auch die Bundestagsdebatte über Seehofers Etat
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Keine Zeit zum Ausruhen
ARBEIT UND SOZIALES Die Ausgaben für das Arbeitslosengeld II sinken um 500 Millionen Euro

E
in Minus zum ursprünglichen
Entwurf der Regierung von sat-
ten 580 Millionen Euro: In an-
deren Ressorts würde dies ei-
nen Aufschrei der Empörung
erzeugen. Für die Haushälter

der Regierungsfraktionen, die sich in der
vergangenen Woche noch einmal mit dem
Etat des Bundesministeriums für Arbeit
und Soziales befassten, war dies aber kei-
neswegs eine schlechte Nachricht. Im Ge-
genteil: Wegen der guten Konjunktur sei
man in der Lage, diese Summe beim Ar-
beitslosengeld II und noch einmal
100 Millionen Euro bei den Kosten für Un-
terkunft und Heizung einzusparen, freute
sich Axel Fischer (CDU). Gleichzeitig versi-
cherte er, dass Sparen natürlich nicht das
einzige Ziel sei, sondern man gleichzeitig
viel Geld in die Hand nehme, um die He-
rausforderungen der Zukunft anzugehen.
So seien beispielsweise die Ausgaben für
die Leistungen zur Eingliederung in Arbeit
im Vergleich zu 2017 um 300 Millionen
Euro erhöht worden, betonte Fischer.
Erwartungsgemäß reagierte die AfD-Frakti-
on auf diese frohen Botschaften ableh-
nend. Uwe Witt (AfD) kritisierte, dass nach
wie vor zu viele Menschen im Niedrig-
lohnsektor festhingen. Hartz IV habe Mil-
lionen zu arbeitenden Armen gemacht.
„Wir brauchen eine Sozialpolitik, die sich
zuerst um unsere eigenen Bürger küm-

mert“, forderte er, ließ aber offen, wer ge-
nau damit gemeint sein könnte.

Solidarität statt Spaltung Bundesarbeits-
minister Hubertus Heil (SPD) warf Witt
vor, ein Zerrbild von Deutschland zu ver-
breiten. Natürlich gebe es viele Menschen,
denen es nicht gut gehe. Um diese wolle
man sich unter anderem
durch die Schaffung eines
soziales Arbeitsmarktes
kümmern. Außerdem soll
die Einkommensgrenze, ab
der Sozialversicherungsbei-
träge voll wirksam werden,
von 850 Euro auf 1.300
Euro angehoben werden.
Dennoch gehe es dem
Land insgesamt wirtschaft-
lich so gut wie seit Jahren
nicht, erwiderte Heil. Auch
Kerstin Tack (SPD) kriti-
sierte den Ansatz der AfD.
„Wenn wir über Sozialpolitik reden, dann
reden wir von Zusammenhalt und einem
solidarischen Sozialstaat und nicht von
Spaltung der Gesellschaft“, sagte sie.
Genau dies warfen aber die anderen Frak-
tionen, wenn auch mit unterschiedlichen
Motiven, der Bundesregierung vor. Für die
FDP ging es dabei um die Spaltung der Ge-
nerationen, für Grüne und Linke vor allem
um die Spaltung in Arm und Reich.

Michael Theurer (FDP) bezeichnete die
Ausweitung der Mütterrente und die ge-
planten Zuschüsse für Geringverdiener bei
der Rente als verantwortungslos. Zusätzli-
che Milliarden für die Mütterrente dürften
nicht aus Beitragsmitteln finanziert wer-
den, sagte er mit Verweis auf die jährlich
steigenden Zuschüsse des Bundes an die

Rentenkasse. „Diese Politik
ist nicht enkelfit, sie ist
nicht generationengerecht“,
sagte Theurer.
Gesine Lötzsch (Die Linke)
kritisierte, es werde zu we-
nig über die Humanisie-
rung der Arbeitswelt ge-
sprochen. So dürften Mitar-
beiter der Deutschen Post
nicht mehr als zehn Krank-
heitstage pro Jahr haben,
wenn sie eine Festanstel-
lung bekommen wollen.
„Hier muss die Bundesre-

gierung eingreifen“, forderte sie. Lötzsch
plädierte ebenfalls für ein Ende der Sank-
tionen beim Arbeitslosengeld II und einen
höheren Mindestlohn.
Ekin Deligöz (Bündnis 90/Die Grünen)
verwies auf die chronische Unterfinanzie-
rung der Jobcenter, die auch der aktuelle
Haushalt nicht beende. AfD und FDP hät-
ten sogar noch gefordert, die Mittel weiter
zu kürzen. „Sieht so Ihre Politik für die

kleinen Leute aus?“, fragte sie in Richtung
der Fraktionen. Sie kritisierte außerdem,
dass für den sozialen Arbeitsmarkt nicht
vier Milliarden, wie immer behauptet, son-
dern nur 3,2 Milliarden Euro bis 2021 ein-
geplant seien.

Die Zahlen Insgesamt 139,18 Milliarden
Euro (2017: 137,58 Milliarden Euro) um-
fasst der Etat (19/1700; 19/1701; 19/2425)
des Ministeriums von Arbeits- und Sozial-
minister Hubertus Heil (SPD). Das sind
„nur“ 1,6 Milliarden Euro mehr als im Vor-
jahr. Zum Vergleich: Der Sprung vom
Haushalt 2016 auf 2017 lag bei satten 8,7
Milliarden Euro.

Der größte Posten bleibt dabei, wie eh und
je, die Rente. Auf mittlerweile 94,02 Milli-
arden Euro (2017: 91,02 Milliarden Euro)
beziffern sich die Leistungen an die Ren-
tenversicherung, ein deutlicher Anstieg um
drei Milliarden Euro im Vergleich zu 2017.
Bei diesen Leistungen bilden die Zuschüsse
des Bundes an die allgemeine Rentenversi-
cherung mit 35,04 Milliarden Euro
(2017: 34,4 Milliarden Euro) den größten
Ausgabenposten. Für die Grundsicherung
im Alter und bei Erwerbsminderung gibt
der Bund in diesem Jahr 5,9 Milliarden
Euro und damit 1,2 Milliarden Euro weni-
ger aus als 2017 (7,13 Milliarden Euro).
Für arbeitsmarktpolitische Leistungen und
Programme stellt der Bund, zusätzlich zu
den Mitteln der Bundesagentur für Arbeit,
37,04 Milliarden Euro (2017: 37,28 Milli-
arden Euro) bereit, was nur eine unwesent-
liche Änderung gegenüber 2017 bedeutet.
Die Leistungen zur Eingliederung in Arbeit
schlagen mit neun Milliarden Euro zu Bu-
che. Fast die gesamten Mittel dieses Berei-
ches werden aber für Leistungen der
Grundsicherung für Arbeitssuchende aus-
gegeben: 36,45 Milliarden Euro
(2017: 36,4 Milliarden Euro). Davon ent-
fallen 20,4 Milliarden Euro (2017: 21 Mil-
liarden Euro) auf das Arbeitslosengeld II,
weitere 6,9 Milliarden Euro (2017: 6,5 Mil-
liarden Euro) auf die Leistungen für Unter-
kunft und Heizung. Claudia Heine T

Der Dienstleistungssektor boomt, allein bei DHL arbeiten mehr als 60.000 Paketzusteller. Die Fraktion Die Linke kritisierte in der Haushaltsdebatte deren Arbeitsverträge. © picture-alliance/Wolfram Steinberg

»Diese Politik
ist nicht

enkelfit, sie
ist nicht

generatio-
nengerecht.«
Michael Theurer (FDP)
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17,62 Milliarden für »Entwickler und Facharbeiter«
BILDUNG UND FORSCHUNG Ministerin Anja Karliczek erhält den viertgrößten Etat im Bundeshaushalt

Bildung ist ein entscheidender Baustein für
die künftige Entwicklung Deutschlands.
Diese Einschätzung findet wohl uneinge-
schränkte Zustimmung bei den politischen
Verantwortungsträgern aller Parteien.
Uneins sind sich Koalition und Regierung
auf der einen Seite und die Opposition auf
der anderen Seite allerdings, inwiefern der
Bildungsetat 2018 diesem hohen Anspruch
gerecht wird. Eher nicht, finden AfD, FDP,
Linke und Grüne und übten entsprechen-
de starke Kritik während der abschließen-
den Beratung des Haushaltes für Bildung
und Forschung (19/1700, 19/2424) ver-
gangene Woche. Bei Union und SPD ist
man da optimistischer und freut sich auf
Gelder aus dem Digitalfonds. Bildungsmi-
nisterin Anja Karliczek (CDU) betonte, mit
dem viertgrößten Etat im Bundeshaushalt
zeige die Bundesregierung, „dass sie konti-
nuierlich und verlässlich in Bildung und
Forschung investiert“.
Ausgaben im Wert von 17,62 Milliarden
Euro sieht der Etat 2018 vor. Etwas weniger
als 2017 (17,65 Milliarden Euro) aber wie-
derum auch etwas mehr als im Regierungs-
entwurf geplant (17,59 Milliarden Euro).
Dieses Geld werde in 22.000 Einzelprojek-
te aufgeteilt, sagte Götz Frömming (AfD)
während der Debatte. Er bezweifelte, dass
die Ministerin wisse, welche Projekte da-
von unnötig seien, weil sie lediglich der

reinen Klientelbefriedigung dienten und
wo die Förderung erhöht werden müsse,
„um unsere Bildungs- und Wissenschafts-
landschaft zukunftsfähig zu machen“.
Frömming kritisierte, das Geld der Steuer-
zahler werde mit der Gießkanne ausgegos-
sen und keiner wisse, ob daraus Blumen
oder lediglich Unkraut erwachse.
Kerstin Radomski (CDU) sagte, der ent-
scheidende Faktor, ob Deutschland weiter-
hin zur Weltspitze der führenden Indus-
trienationen gehört, sei der Bereich Bil-
dung und Forschung. „Wir wollen nicht,
dass unsere Zukunft im Silicon Valley oder
in China bestimmt wird“, sagte die Uni-

onsabgeordnete. Benötigt würden aber
nicht nur gut ausgebildete Entwickler, son-
dern auch hochqualifizierte Facharbeiter.
Daher sei es richtig, die berufsbegleitende
Bildung zu stärken und gleichzeitig die
Forschung an den Fachhochschulen weiter-
gehender zu unterstützen.

»Bonusknaller« Digitalfonds Im Bereich
Bildung dürfe nicht nur verwaltet werden,
sondern es müsse endlich regiert werden,
forderte Christoph Meyer (FDP). Der Etat
deute jedoch lediglich auf ein „Weiter so“
hin, kritisierte er. Es fehle eine sinnvolle
Schwerpunktsetzung. „Die Zukunftsthe-
men werden vom Bildungsministerium
nicht angegangen.“ Es gebe „keine mutigen
Investitionen in smarte Ideen“. Im Haus-
halt 2019 müsse es zu einer Trendwende
kommen, sagte Meyer.
Swen Schulz (SPD) sagte, mit dem Haus-
halt 2018 wolle man angesichts seiner spä-
ten Verabschiedung Maßnahmen ansto-
ßen, die dann in den Folgejahren stärker
zur Geltung gelangen sollen. Ein wichtiger
Punkt sei die Begabtenförderung, durch
die alle eine faire Chance erhalten sollen.
Der „Bonusknaller“ sei aber, dass Dank des
von Bundesfinanzminister Olaf Scholz
(SPD) initiierten Digitalfonds im Volumen
von 2,4 Milliarden Euro „endlich der Digi-
talpakt Schule begonnen werden kann“.

Das Verteidigungsministerium erhalte
1,5 Milliarden Euro mehr, während der
Bildungsetat stagniere und weniger als die
Hälfte des Militärhaushaltes ausmache, be-
mängelte Gesine Lötzsch (Die Linke).
Richtig wäre hingegen: „Weniger Geld für
Kriege und mehr Geld für die Bildung.“
Nach wie vor gebe es im Übrigen im deut-
schen Bildungssystem keine Chancen-
gleichheit, sagte sie. Laut dem Bildungsbe-
richt 2018 sei noch immer die Bildungs-
herkunft entscheidend für die Beteiligung
an der Hochschulbildung.
Für Katja Dörner (Grüne) ist „auch nach
einhundert Tagen im Amt nicht zu erken-
nen, wo Ministerin Karliczek in der Bil-
dungspolitik hinwill“. Wo sie in der Wis-
senschaftspolitik hinwill, bleibe leider
auch schleierhaft. „Ich kann nicht erken-
nen, dass sie die zentralen Themen, bei-
spielsweise die Neuverhandlung des Hoch-
schulpakts oder die Personalmisere im
akademischen Mittelbau, ernsthaft und
mit Elan anginge“, sagte die Grünenabge-
ordnete. Götz Hausding T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Erneut Ärger
um Denkmal
der Einheit
KULTUR Kulturstaatsministerin Monika
Grütters (CDU) stehen in diesem Jahr 1,78
Milliarden Euro für ihren Geschäftsbereich
zu Verfügung. Der Haushaltsausschuss hatte
den Etat, der im Haushalt des Bundeskanz-
leramtes veranschlagt ist, noch einmal um
110 Millionen Euro erhöht. Das steigert
Grütters Etat gegenüber 2017 um 170 Mil-
lionen Euro. Profitieren von den Erhöhun-
gen des Regierungsentwurfs wird unter an-
derem der Denkmalschutz. Für den Erhalt
und die Restaurierung von Kulturdenkmä-
lern erhöhte der Bundestag die eingeplan-
ten Mittel von sechs auf 36 Millionen Euro.
Zusätzliche sieben Millionen Euro bewillig-
ten die Haushälter zudem für die Deutsche
Welle, die somit insgesamt 326 Millionen
Euro vom Bund erhält
Deutlich erhöht werden gegenüber 2017 die
Mittel zur Stärkung der Filmproduktion in
Deutschland, sie steigen von 50 auf 135
Millionen Euro. Darunter fällt auch die Ein-
richtung eines „German Motion Picture
Fonds“ zur Förderung hochwertiger Serien
in Höhe von zehn Millionen Euro.
Um 7,5 auf rund zehn Millionen werden
die Mittel für den Schutz und Erwerb natio-
nal wertvoller Kulturgüter erhöht.

»Freigabe im September« Überlagert wur-
de die Debatte über den Kulturhaushalt er-
neut durch den Streit über die geplante Er-
richtung des Freiheits- und Einheitsdenk-
mals auf der Berliner Schlossfreiheit. Die
dafür veranschlagten 17,1 Millionen Euro
unterliegen derzeit noch einer Haushalts-
sperre, die der Haushaltsausschuss aufhe-
ben muss. Doch der Ausschuss setzte den
Tagesordnungspunkt in seiner Sitzung vor
zwei Wochen ab. Der SPD-Haushaltsexperte
Johannes Kahrs begründete dies mit der an-
geblich unvollständigen Vorlage von Staats-
ministerin Grütters. Diese ließ den Vorwurf
durch ihren Pressesprecher zurückweisen.
Die kulturpolitische Sprecherin der Unions-
fraktion, Elisabeth Motschmann (CDU),
forderte die SPD in der vergangenen Woche
auf, ihren Widerstand gegen das Denkmal
aufzugeben: „Wir haben es dreimal im Bun-
destag beschlossen und es auch in der Ko-
alitionsvereinbarung festgelegt: Nun
muss dieses Denkmal endlich kommen.“
Auch die grüne Kulturpolitikerin Margit
Stumpp warf der SPD vor, sie setze sich
über die Beschlusslage des Bundestages hin-
weg. „Diese Aktion ist peinlich und den
Bürgerinnen und Bürgern nicht mehr ver-
mittelbar.“
Der kulturpolitische Sprecher der AfD-Frak-
tion, Marc Jongen, hingegen forderte, auf
die Realisierung des misslungen Denkmal-
entwurfs zu verzichten und einen neuen
Wettbewerb auszuschreiben. Höhnisch füg-
te er an, dass die im Volksmund genannte
„Bundesbanane“ symbolischer Ausdruck für
den Weg Deutschlands in eine „Bananenre-
publik“ sei. Diese Bemerkung veranlasste
Bundestagsvizepräsident Wolfgang Kubicki
(FDP), der die Sitzung leitete, zu der Fest-
stellung, dass Jongen doch mit ihm über-
einstimme, dass Beschlüsse des Bundestages
umzusetzen seien. „Ich denke, es wird Zeit,
dass es auch dazu kommt“, mahnte Kubi-
cki.
Nun soll der Haushaltsausschuss offenbar
nach der parlamentarischen Sommerpause
die Gelder für das Einheitsdenkmal freige-
ben. Bundestagsvizepräsident Thomas Op-
permann (SPD) verkündete Ende vergange-
ner Woche auf seinem Twitter-Account:
„Haushaltsausschuss und Ältestenrat sind
sich einig: Einheits-Denkmal kommt! Frei-
gabe der Mittel im September!“. aw T
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Von der Leyen bleibt
bei Zwei-Prozent-Ziel
VERTEIDIGUNG Wehretat soll stärker steigen als geplant
Verteidigungsministerin Ursula von der
Leyen (CDU) kann zufrieden sein. Nicht
nur, weil der Bundestag in der vergangenen
Woche die Erhöhung des Wehretats in die-
sem Jahr um 1,52 Milliarden Euro auf
38,52 Milliarden Euro billigte (19/2413,
19/2424) und noch einmal 26 Millionen
Euro auf den Regierungsentwurf für den
Einzelplan 14 (19/1700, 19/1701) drau-
flegte. Es ist vor allem der Blick in die
kommenden Jahre, der die Ministerin er-
freut. Bereits im kommenden Jahr soll der
Verteidigungshaushalt um mehr als vier
Milliarden Euro auf 42,9 Milliarden Euro.
So sieht es der Haushaltsentwurf von Fi-
nanzminister Olaf Scholz (SPD) vor, den
er am vergangenen Freitag präsentierte.
Damit würde von der Leyen immerhin 675
Millionen mehr erhalten, als in der bishe-
rigen Finanzplanung vorgesehen waren.
Auf 1,5 Prozent des Bruttosozialproduktes
(BIP) will Ursula von der Leyen den Vertei-
digungshaushalt bis zum Jahr 2024 erhö-
hen. Dies sei „eine politische Verabre-
dung“, sagte sie in der Debatte. Und die
Regierung stehe auch weiterhin zum 2014
von der Nato ausgegeben Zwei-Prozent-
Ziel, betonte die Ministerin. In diesem Jahr
erreicht Deutschland bei den Verteidi-
gungsausgaben 1,24 Prozent des BIP.
Von Seiten der Opposition hagelte es Kritik
am Verteidigungshaushalt und an der Mi-
nisterin – wenn auch aus sehr unterschied-
lichen Gründen. Während der AfD der
Wehretat noch viel zu klein erscheint, hal-
ten ihn Linke und Grüne für überzogen
und beklagen ebenso wie die FDP eine un-
saubere Haushaltsführung.
Der verteidigungspolitischer Sprecher der
AfD-Fraktion Rüdiger Lucassen warf der
Bundesregierung vor, dass
der Wehretat 2018 nicht
einmal ausreiche, um „den
Verfall unserer Bundeswehr
aufzuhalten“. Von der Ley-
en und ihre drei Amtsvor-
gänger aus den Reihen der
Unionspartien hätten
Deutschlands Verteidi-
gungsfähigkeit während
der Kanzlerschaft von An-
gela Merkel „zugrunde ge-
richtet“. Die Bundeskanzle-
rin trage deshalb die „Ver-
antwortung für den er-
schreckenden Zustand der Bundeswehr –
sowohl für den finanziellen als auch den
personellen“, schimpfte Lucassen.
Der haushaltspolitische Sprecher von
Bündnis 90/Die Grünen, Tobias Lindner,
hingegen wies die Argumentation der Ko-
alition zurück, die Bundeswehr sei unterfi-
nanziert. Seit dem Amtsantritt von der Ley-
ens im Jahr 2013 sei der Wehretat von 32,4
auf 38,52 Milliarden angewachsen. „Wenn
man alle Etatsteigerungen Ihrer Amtszeit
zusammenrechnet, kommt man, wenn ich
das kommende Jahr auch dazu nehme, auf
über 20 Milliarden Euro“, rechnete Lind-
ner der Ministerin vor. Trotzdem seien die
Probleme der Streitkräfte nicht gelöst wor-
den, weder bei den Beschaffungen, noch
beim Personal. Eine klare Absage erteilte er
an die Ausrichtung des Wehretats am BIP:
„Das 1,5- oder Zwei-Prozent-Ziel ist ein
wahnwitziger Indikator, um eine vernünfti-
ge Lastenteilung in einem Bündnis zu mes-
sen.“
In diesem Sinne argumentierte auch der
Linken-Haushaltsexperte Michael Leutert.
Es sei an der Zeit, den Amerikanern zu sa-
gen, dass Deutschland das Zwei-Prozent-

Ziel nicht einhalten werde, weil dafür kei-
ne Notwendigkeit bestehe. In einem Ände-
rungsantrag (19/3144), den der Bundestag
jedoch ablehnte, forderte die Linksfrakti-
on, den Verteidigungshaushalt um 5,1 Mil-
liarden zu kürzen, alle Auslandseinsätze
der Bundeswehr zu beenden sowie auf die
weitere Beschaffung und Entwicklung von
Großgerät zu verzichten. Die eingesparten
Mittel sollten stattdessen in die Entwick-
lungszusammenarbeit und die zivile Kri-
senprävention fließen.
Ebenfalls gescheitert ist die FDP mit ihrem
Vorstoß, die Verteidigungsministerin auf
mehr „Haushaltsklarheit und -wahrheit“
zu verpflichten, wie es liberale Haushalts-
politiker Karsten Klein ausdrückte. In ei-
nem Änderungsantrag (19/3178) forderte
die Fraktion, dass die einzelnen Haushalts-
titel künftig den tatsächlich zu erwarten-
den Finanzbedarf abbilden und nicht be-
reits die gegenseitige Deckung mit anderen
Titeln vorwegnehmen. Zudem dürften aus

der neuen Rücklage im Ver-
teidigungshaushalt die Mit-
tel von maximal 500 Mil-
lionen Euro nur eins zu
eins für den Titel entnom-
men werden, aus dem die
Mittel zugeflossen sind.
Der Antrag wurde jedoch
mit den Stimmen der Ko-
alitionsfraktionen abge-
lehnt.
Ebenfalls abgelehnt wur-
den zwei Änderungsanträge
der FDP und der Linken
zur geplanten Beschaffung

der israelischen Drohne Heron TP, die
auch Waffen tragen kann. Während die Li-
beralen forderten, die Drohnen gleich in
einem bewaffneten Zustand zu beschaffen
und das Personal entsprechend auszubil-
den, stellte die Linke den Antrag, den Lea-
sing-Vertrag für die Drohnen zu kündigen.
Die Vertreter der Koalitionsfraktionen ver-
teidigten die Erhöhung des Wehretats. Der
Verteidigungspolitiker Reinhard Brandl
(CSU) argumentierte, bei der Neuausrich-
tung der Bundeswehr im Jahr 2011 habe
niemand vorhersehen können, dass sich
das Verhältnis zu Russland dermaßen ver-
schlechtern und die Landes- und Bündnis-
verteidigung wieder verstärkt in den Fokus
rücken wird. Thomas Hitschler (SPD)
schloss sich seinem Kollegen an, bewertete
das Zwei-Prozent-Ziel jedoch skeptisch.
Für die Truppe zähle nicht, ob der Verteidi-
gungshaushalt bei 1,2 oder zwei Prozent
des BIP liege. „Für sie zählt, dass wir sie ih-
ren Aufgaben gemäß ausrüsten.“ Für diese
Spitze Richtung von der Leyen erntete
Hitschler dann auch nur Applaus aus den
Reihen der SPD und nicht vom Koalitions-
partner. Alexander Weinlein T

»Tun wir
nicht so, als
würde die

Bundeswehr
Hunger
leiden«

Tobias Lindner (Grüne)

»Richten wir den Blick über die Grenzen hinaus«
ENTWICKLUNG Etat steigt auf Rekordhöhe, doch der Ausblick auf 2019 vermiest vielen Fraktionen die Freude. Minister Gerd Müller (CSU) kritisiert deutsche Flüchtlingsdebatte

Ausgerechnet ein CSU-Kabinettsmitglied
fand im Bundestag deutliche Worte für den
wochenlangen und vom eigenen Partei-
chef, Bundesinnenminister Horst Seehofer,
maßgeblich mitforcierten Unionkrach
über die Migration. „Mich erschüttert die
aktuelle deutsche Flüchtlingsdebatte, wie
wir sie führen“, offenbarte Entwicklungs-
minister Gerd Müller vergangene Woche in
der zweiten Lesung seines Etats. Und er
empfahl: „Richten wir doch den Blick ein-
mal über die Grenzen der Europäischen
Union hinaus.“ Auf die 270.000 Menschen
beispielsweise, die in den vergangenen drei
Tagen vor syrischen Bomben an die jorda-
nische und israelische Grenze geflohen sei-
en und nun in der Wüste ausharrten. Oder
die mehr als zehn Millionen geflüchteten
Kinder und Erwachsenen, die im Jemen
um ihr Überleben kämpften. „Es fehlt an
Geld, an Essen und an Verantwortung“,
warnte Müller und stellte klar: „Deutsche
Politik kann nicht an den Grenzen
Deutschlands oder Europas enden.“

68,5 Millionen Menschen waren laut Uno-
Flüchtlinghilfe 2017 weltweit auf der
Flucht, so viele wie noch nie zuvor. Dass
dem Bundesministerium für wirtschaftli-
che Zusammenarbeit und Entwicklung
(BMZ) angesichts dieser Zahlen mehr denn
je eine Schlüsselfunktion zukommt, hat
nicht nur Bundeskanzlerin Angela Merkel
(CDU) mehrfach unterstrichen, sondern
auch Ressortchef Müller immer wieder an-
gemahnt. Mit Erfolg: Sein Haus kann 2018
einen Rekordhaushalt verbuchen. 9,4 Mil-
liarden Euro und damit 900 Millionen
Euro mehr als 2017 kann der Minister aus-
geben – ein sattes Plus von mehr als zehn
Prozent. Der Anteil der öffentlichen Ent-
wicklungsausgaben am Bruttonationalpro-
dukt („ODA-Quote“) wächst damit auf
0,5 Prozent und rückt deutlich näher an
das international vereinbarte 0,7-Prozent-
Ziel heran.

Mehr für Kirchen und Stiftungen Der
Bundestag stimmte dem Regierungsent-
wurf (19/1700, 19/1701) mit der Mehrheit
der Koalitionsfraktionen zu; der Haushalts-
ausschuss hatte die Vorlage nur geringfügig
um 543.000 Euro erhöht (19/2420,
19/2424, 19/2425). „Vor einem Jahr hätte
kein Mensch den nun vorliegenden Haus-
halt für möglich gehalten“, lobte Gabi We-

ber (SPD) das Eregbnis. Ihre Fraktionskol-
legin Dagmar Ziegler begrüßte es, dass als
Ergebnis der Bereinigungssitzung für die
Bekämpfung von Polio zusätzlich drei Mil-
lionen Euro im BMZ-Etat eingestellt wur-
den und außerdem Stiftungen und Kirchen
mehr Geld bekommen sollen.
Volkmar Klein (CDU) bezeichnete den von
Müller initiierten „Marshallplan mit Afri-
ka“ als „genau den Paradigmenwechsel,
den wir brauchen“. Nötig sei intensivere
Hilfe und eine größere Wirksamkeit. „Und
wir müssen sicherlich auch in den jeweili-
gen Ländern mehr einfordern.“
Die Oppositionfraktionen lehnten den
Etat trotz des hohen Aufwuchses ab – aus
ganz verschiedenen Gründen. So würde
die AfD die staatlichen Entwicklungsgelder
lieber massiv reduzieren. Ulrich Oehme
sprach von einer Versenkung“ von Milliar-
den an Entwicklungsgeldern. Dabei zeige
die Vergangenheit, dass davon kaum etwas
ankomme. Er forderte ein „Zurückfahren
beziehungsweise die Einstellung von Ent-
wicklungshilfe für Staaten, die sich nicht
an Vereinbarungen und Vorgaben halten –
ausgeschlossen natürlich Nothilfe –, sowie
die Streichung und Umverteilung der Aus-
gaben für kirchliche Organisationen, poli-
tische Stiftungen und bestimmte Nichtre-
gierungsorganisationen“.

Michael Georg Link (FDP) kritisierte indes,
dass Auswärtiges Amt und BMZ ihre Maß-
nahmen oft nicht miteinander abstimmten
und forderte mehr Kohärenz. Außerdem
müssten deutlich mehr Mittel für interna-
tionale Organisationen wie die Vereinten
Nationen oder den Globalen Fonds zur Be-
kämpfung von Aids, Tuberkulose und Ma-
laria bereitgestellt werden statt auf bilatera-
le Projekte zu setzen.. „Solange das nicht
geschieht, sagen wir nicht einfach Ja zu Er-
höhungen“, begründete der FDP-Politiker
das Nein seiner Fraktion. Ähnlich argu-
mentierte Uwe Kekeritz (Bündnis 90/Die

Grünen). Der BMZ-Etat 2018 mutiere zum
„Bollwerk bilateraler Zusammenarbeit“,
urteilte er, der multilaterale Anteil betrage
gerade noch 20 Prozent. „Das ist eine klare
Absage an die internationale Staatenge-
meinschaft.“ Globale Probleme löse man
nur gemeinsam. Dem Minister warf Keke-
ritz vor, im Zuge des „Marschallplans mit
Afrika“, der Grenzmanagement und Rück-
führungen vorsieht, Entwicklungspolitik
zur „Flüchtlingsabwehr“ zu degradieren.
Helin Evrim Sommer (Die Linke) wies auf
darauf hin, dass der Anteil der ärmsten
Empfängerstaaten an der deutschen Ent-
wicklungszusammenarbeit seit Jahren
schrumpfe. Außerdem sei die Tatsache,
dass die Bundesregierung die Kosten für
die Unterbringung von Flüchtlingen in die
Entwicklungsausgaben mit einrechnet,
„absurd“. Das sei, „als würde man für ei-
nen Grillabend mit Freunden einkaufen,
aber am Ende alles selber aufessen“. Für ih-
re Fraktion verlangte Sommer „mehr legale
Fluchtwege nach Europa, offene Grenzen
für Menschen in Not und eine wirkliche
Bekämpfung von Fluchtursachen“.

Tritt auf die Bremse Für Unruhe sorgten
bei fast allen Fraktionen und auch beim
Minister selbst die Pläne von Bundesfi-
nanzminister Olaf Scholz (SPD). Laut des-

sen am Freitag vorgestellten Haushaltsplan
für 2019 soll der BMZ-Etat ab dem kom-
menden Jahr wieder deutlich langsamer
steigen. Konkret schlägt Scholz einen Auf-
wuchs von lediglich 280 Millionen Euro
vor – das würde bedeuten, dass die deut-
sche ODA-Quote wieder unter 0,5 Prozent
absinkt.
„Es kann nicht sein, dass gerade bei uns im
Haushalt der Rotstift angesetzt wird“, er-
boste sich Ressortchef Müller. Er bat die
Abgeordneten, im Haushaltsverfahren Ver-
antwortung zu übernehmen und die feh-
lenden Mittel in Höhe von 500 Millionen
Euro auszugleichen. „Wir brauchen sie
dringend, um dort, wo es notwendig ist,
mehr tun zu können“, mahnte er.
Auch die SPD wandte sich gegen die Pläne
ihres eigenen Ministers. „Meine Fraktion
tritt gegen ein solches Absinken ein“, be-
tonte Dagmar Ziegler.
Anja Hajduk (Grüne) verwies auf den Ko-
alitionsvertrag zwischen Union und SPD,
wonach die ODA-fähigen Mittel und die
Mittel im Verteidigungshaushalt eins zu
eins steigen sollen und fragte, warum das
nun nicht mehr stattfinden solle.
Linken-Politikerin Sommer warf der Bun-
desregierung vor, den eigenen Koalitions-
vertrag zu brechen, „kaum dass die Tinte
trocken ist“. Johanna Metz T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

E
s ist vor allem der Blick auf die
Perspektive und die Proportio-
nen, der Teile der Opposition
stört: Das Auswärtige Amt
kann in diesem Jahr über Aus-
gaben in Höhe von knapp

5,45 Milliarden Euro verfügen. Für die Be-
schlussempfehlung des Haushaltsaus-
schusses ( 19/2405, 19/2424, 19/2425,
19/2426) zum Entwurf der Bundesregie-
rung ( 19/1700, 19/1701) für den Einzel-
plan 05 votierten vergangene Woche Ko-
alitionsfraktionen CDU/CSU und SPD,
die Oppositionsfraktionen von AfD, FDP,
Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen
stimmten dagegen.
Das Auswärtige Amt erhält damit
rund 124,5 Millionen Euro mehr als im
Jahr 2017 und knapp 94 Millionen Euro
mehr als im Regierungsentwurf für 2018
ursprünglich vorgesehen. Deutliche Auf-
schläge gibt es dabei insbesondere für die
humanitäre Hilfe und die zivile Krisenprä-
vention. Doch der Blick auf die mittelfris-
tige Finanzplanung zeigt, dass der Etat für
das Haus am Werderschen Markt wieder
schrumpfen soll, woran insbesondere Ver-
treter von FDP, Linken und Grünen in der
Debatte in der vergangenen Woche Anstoß
nahmen.
Die Kritik der AfD-Fraktion ging hingegen
in eine ganz andere Richtung. Deren Ver-
treter Armin-Paulus Hampel monierte,
dass bei den 1,5 Milliarden Euro, die im
Etat für humanitäre Hilfe und Krisenprä-
vention vorgesehen sind, auch solche
Hilfsorganisationen Gelder bekommen
würden, die politischen Einfluss in ande-
ren Ländern nehmen wollten. Man könne
aber nicht glaubwürdig mit anderen Regie-
rungen verhandeln, wenn man gleichzeitig
Kräfte unterstütze, die deren Sturz betrei-
ben würden. Zudem bringe diese Praxis
Hilfsorganisationen wie das Internationale
Rote Kreuz in Misskredit, das sich streng
an das Neutralitätsgebot halten würde.
Doris Barnett (SPD) warnte hingegen da-
vor, ausgerechnet bei den Mitteln der hu-
manitären Hilfe die Axt anzulegen. „Wenn
wir jetzt, wie manche vorschlagen, der
UNO, dem UNHCR, OCHA und dem
World Food Programme die Mittel kürzen,
weil Sie ihnen nicht trauen, dann wissen
wir doch, was passiert. Die Menschen ma-
chen sich auf den Weg dorthin, wo sie ver-
sorgt werden: nach Europa.“ Die zusätzli-
chen 300 Millionen Euro bei der humani-
tären Hilfe sowie zusätzlich 30 Millionen
Euro für die Krisenprävention im Etat sei-
en gut angelegtes Geld.
Alexander Graf Lambsdorff (FDP) kriti-
sierte, dass der Auswärtige Dienst nicht
hinreichend ausgestattet sei. „Das Auswär-
tige Amt pfeift auf dem letzten Loch.“ Die
Attraktivität als Arbeitgeber leide, bei den
Sicherheitsvorkehrungen in den Auslands-
vertretungen gebe es Nachholbedarf. Erst-
mals seien in diesem Jahr mehr Mitarbei-
ter des Auswärtigen Amtes im In- statt im
Ausland beschäftigt gewesen. „Hier läuft
etwas grundsätzlich falsch“, konstatierte
Lambsdorff.
Alois Karl (CSU) betonte, dass mit
1,5 Milliarden Euro noch nie so viele Mit-

tel für die humanitäre Hilfe bereitgestellt
worden seien und diese Zahl eine Verfünf-
zehnfachung gegenüber dem Jahr 2012
darstelle. Es müsse darum gehen, die Not-
lagen in Afrika und in in anderen Flucht-
gegenden der Welt anzupacken „und das
tun wir“. Karl argumentierte, dass kein
Land der Welt diese Herausforderungen al-
lein bewältigen könne. Hier gelte der Satz
von Außenminister Heiko Maas (SPD):
„Europe united“ statt „America first“.
Michael Leutert (Die Linke) kritisierte,
dass der Etat in den kommenden Jahren
wieder unter fünf Milliarden Euro rut-
schen soll. „Warum? Sind die Krisen dann
alle gelöst oder ist unser Investitionsstau
beim Auswärtigen Amt aufgelöst?“ Die
Mittel fehlten mittlerweile selbst bei
Grundaufgaben, wenn in Botschaften wie
in Sarajevo ein Antragssteller für ein Vi-
sum acht Monate auf einen Termin warten
müsse. Leutert wies zudem darauf hin,
dass das Verteidigungsministerium bis
zum Ende der Legislatur 30 Milliarden
Euro mehr erhalten solle. Das widerspre-

che dem Ziel der Koalition, Aufwüchse bei
der Verteidigung mit Aufwüchsen für Ent-
wicklung, humanitäre Hilfe und Krisen-
prävention zu koppeln.
Auch Ekin Deligöz‘ (Bündnis 90/Die Grü-
nen) Kritik ging in diese Richtung: Der Mi-
litäretat steige in den kommenden Jahren
erheblich und das Auswärtige Amt und das
Entwicklungsministerium gingen leer aus.
„Das passt nicht. Das ist falsch. Das kann
nicht die Rolle Deutschlands sein.“ Das
Auswärtige Amt benötige allein für die Per-
sonalreserve zusätzlich 500 Stellen. Statt-
dessen leiste sich die Koalition 100 zusätz-
liche Stellen im Innenministerium für die
Heimatabteilung, bei der man eigentlich
gar nicht wisse, was der konkrete Auftrag
sei. „Finde den Fehler!“, sagte Deligöz.
Außenminister Heiko Maas (SPD) stellte
in Aussicht, dass eine Reihe von Forderun-
gen und Kritikpunkten im Haushaltsent-
wurf für 2019 Berücksichtigung finden
würden, ging dann aber auf die großen au-
ßenpolitischen Linien ein. Maas warnte
vor der Illusion, globale Herausforderun-

gen mit nationalen Mitteln lösen zu kön-
nen. Weder die Migration, noch der Kli-
mawandel, noch die Bedrohung des Welt-
handels oder Probleme der nuklearen
Ordnung werde Deutschland allein lösen
können. Deutsches Interesse habe in einer
sich dramatisch ändernden Weltordnung
einen Namen, und dieser sei Europa. „Wer
auf Abschottung mit Abschottung reagiert,
der ist auf einem Irrweg und trägt dazu
bei, Deutschland zu einem politischen
Zwerg zu machen.“
Abgelehnt wurde nach der Debatte mit
den Stimmen der übrigen Fraktionen ein
Änderungsantrag der AfD (19/3189), die
Mittel für gesellschafts- und
europapolitische Maßnahmen der politi-
schen Stiftungen kürzen wollte. Bei Ent-
haltung der Grünen wurde mit den
Stimmen der anderen Fraktionen auch
ein Änderungsantrag der Linken
(19/3121) abgelehnt. Diese hatte unter
anderem mehr Mittel für Krisenpräventi-
on, Friedenserhaltung und Konfliktbe-
wältigung gefordert. Alexander Heinrich T

Die Sicherheit von Auslandsvertretungen in Krisengebieten bleibt ein Thema für das Auswärtige Amt. Im Bild ist die deutsche Botschaft
in Kabul nach einem Bombenanchlag im Frühsommer 2017. © picture-alliance/AP Photo

Fluchtursachen
im Blick

AUSWÄRTIGES Im Etat sind 1,5 Milliarden Euro für
humanitäre Hilfe und Krisenprävention vorgesehen
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Geldfragen, Machtfragen
RÜCKBLICK Das parlamentarische Haushaltsrecht hat eine lange Vorgeschichte. Ein Meilenstein in der demokratischen Entwicklung

A
m Ende des Tages lag der
dänische König Abel tot
auf dem Schlachtfeld,
von einem Friesenpfeil
durchbohrt, und mit ihm
zwei Drittel seiner Streit-

macht. Die Überlebenden des Ritterheeres
waren auf der Flucht. Die Schlacht bei Ol-
denswort am 29. Juni 1252 ist ein Mark-
stein in der friesischen
Freiheitserzählung und
ein denkwürdiges Datum
in der Geschichte Schles-
wig-Holsteins.
Der Monarch hatte den
Konflikt provoziert, in-
dem er versuchte, bei sei-
nen nordfriesischen Un-
tertanen den „Pflugpfen-
nig“ einzutreiben. Er biss
auf Granit. Die friesischen
Bauern verschworen sich,
„sie wollten eher sterben“
als die Steuer bezahlen,
„oder König Abel sollte sterben“. Geldfra-
gen sind Machtfragen, das gilt seit jeher.
Die Budgethoheit, das „Königsrecht“ des
Parlaments, hat in Europa eine lange und
durchaus auch blutige Vorgeschichte.
Wer sollte das Sagen haben, das war im-
mer wieder die Frage, der Monarch allein
oder auch seine Untertanen, im Mittelal-
ter vertreten durch die drei Stände der
Geistlichkeit, des Adels und der Bürger.
Verschärft stellte sich diese Machtfrage
immer dann, wenn der Monarch sich in
einer finanziellen Zwangslage veranlasst
sah, seinen Untertanen neue Steuern ab-
zufordern. „No taxation without repre-
sentation“, keine Besteuerung ohne
Volksvertretung war noch 1773 der
Schlachtruf der rebellischen nordamerika-
nischen Kolonien Englands.
Nicht von ungefähr empfahl im 16. Jahr-
hundert der französische Staatstheoretiker
Jean Bodin, ein Gemeinwesen in erster Li-
nie aus dem Vermögen des Monarchen,
aus Kriegsbeute, Schenkungen und Tri-
butzahlungen von Verbündeten, Handels-
erträgen sowie Zollerlösen zu finanzieren
und nur im alleräußersten Notfall durch
die Erhebung von Steuern. Nicht von un-
gefähr auch ging in der historischen Ent-
wicklung der parlamentarischen Budget-
hoheit die Befugnis, Steuern zu bewilli-
gen, dem Recht, auch über die Ausgaben
des Staates zu entscheiden, um Jahrhun-
derte voraus.
Dass Krisen der Monarchie oftmals Stern-
stunden ständischer Mitbestimmung wa-
ren, verstand sich in dieser Konstellation
von selbst. Zu den Unglücksraben der
englischen Geschichte zählte König Jo-
hann mit dem bezeichnenden Beinamen
„Ohneland“. Er hatte den riesigen Fest-
landsbesitz seiner Dynastie in der Nor-
mandie und im Südwesten Frankreichs an
den französischen König Philipp August

verloren, der ihm obendrein im Juli 1214
bei Bouvines in der Gegend von Lille ein
militärisches Desaster bereitete.

Magna Charta Die englischen Barone sa-
hen ihre Chance. Ein knappes Jahr nach
der Schlacht von Bouvines, im Juni 1215,
pressten sie auf der Wiese von Runnyme-
de am Themseufer bei Windsor dem ge-

schlagenen Herrscher die
Mutter aller Verfassungsur-
kunden ab, die Magna
Charta. Zu ihren Bestim-
mungen zählte, dass neue
Abgaben allein mit Billi-
gung eines „Allgemeinen
Rates“ erhoben werden
durften, dem zunächst nur
der Hochadel angehörte,
und für den sich unter Jo-
hanns Sohn und Nachfol-
ger Heinrich III. die Be-
zeichnung „Parlament“
einbürgerte.

Die Magna Charta war keineswegs das En-
de, viel eher der Ausgangspunkt der Dau-
erspannung zwischen monarchischem
und ständisch-parlamentarischem Macht-
anspruch, die jahrhundertelang Englands
Geschichte begleitete. Auf die Versamm-
lung von Runnymede folgte ein zweijähri-
ger „Krieg der Barone“, um die Anerken-

nung der neuen Freiheiten durch den Kö-
nig mit Waffengewalt durchzusetzen. Ein
weiteres Mal eskalierte der Konflikt unter
Heinrich III., der wie der Vater mit kost-
spieligen und erfolglosen militärischen
Abenteuern den Unmut der Barone erregt
hatte. Im Juni 1258 trafen sich in Oxford
englische Magnaten mit 150 Vertretern
des ländlichen Kleinadels und einigten
sich auf die Forderung nach einer grund-
legenden Reform der Monarchie. Unter
anderem sollte das Parlament künftig
dreimal im Jahr zu festen Terminen zu-
sammenkommen und in der Zwischen-
zeit ein 15-köpfiger Ausschuss die könig-
liche Regierung kontrollieren.
Die folgende Ereignisse sind als der
„Zweite Krieg der Barone“ in die engli-
sche Geschichte eingegangen. Im Mai
1264 siegten die Aufständischen in der
Schlacht bei Lewes und nahmen den Mo-
narchen in ihre Obhut. Im August 1265
wurden sie zwar bei Evesham geschlagen,
doch war die Verstetigung und Konsoli-
dierung parlamentarischer Mitbestim-
mung in England fortan nicht mehr auf-
zuhalten.
Neben dieser insularen gibt es auch eine
kontinentale Wurzel des europäischen
Parlamentarismus, und zwar in den südli-
chen Niederlanden, dem heutigen Bel-
gien, wo freilich die Entwicklung zu-

nächst weniger gewalttätig verlief. Hier
entstand ein knappes Jahrhundert nach
der Magna Charta im September 1312 die
erste Verfassungsurkunde auf dem euro-
päischen Festland, die Charta von Korten-
berg, in der sich der Herzog und die Stän-
de von Brabant auf gemeinsame Grund-
sätze der Landesregierung einigten.
Direkter Anlass war wieder ein Schwäche-
zustand, gepaart mit finanzieller Notlage,
der Monarchie. Herzog Johann II. war
schwer erkrankt und hoffte, durch Zuge-
ständnisse die Nachfolge seines noch
minderjährigen Sohnes absichern zu kön-
nen. In der östlich von Brüssel gelegenen
Benediktinerinnenabtei Kortenberg fand
die entscheidende Versammlung von Ver-
tretern des Adels und der Städte statt.
In finanzpolitischer Hinsicht war die
Charta rigoros. Der Herzog durfte über-
haupt keine Steuern erheben, außer in
Fällen, die ihm persönlich nahegingen.
Wenn etwa ein Sohn zum Ritter geschla-
gen wurde, eine Tochter heiratete oder er
selbst in Gefangenschaft geriet. Und auch
dann waren die Abgaben so bescheiden
zu bemessen, dass kein Untertan „ver-
letzt“ wurde.
Zur Überwachung der herzoglichen Regie-
rung wurde ein 14-köpfiger Ausschuss aus
Vertretern von Ritterschaft und Städten
eingesetzt, der alle drei Wochen in Kor-

tenberg tagen sollte. Vereinbart war auch
ein Widerstandsrecht der Stände in Fäl-
len, in denen der Herzog sich nicht an die
Abmachungen hielt. Von der Magna
Charta hob sich die Kortenberger Urkun-
de zudem dadurch ab, dass ihre Rechts-
schutzgarantien von vornherein nicht al-
lein den höheren Adel, sondern alle Bür-
ger, in damaligem Niederländisch „riken
ende armen“, betrafen.
Bestätigt und erweitert
wurde die Charta von
Kortenberg im Januar
1356 durch die „Blijde In-
komst“, zu Deutsch etwa
„Fröhlicher Einzug“. Der
Name bezog sich auf die
Tradition, dass jeder neue
Landesherr bei Regie-
rungsantritt von Stadt zu
Stadt zog, um auf die her-
gebrachten Privilegien zu
schwören. Auch die Blijde
Inkomst enthielt im Kern
die Bestimmung, dass der Herzog ohne
Zustimmung der Stände weder Steuern er-
heben noch Krieg führen durfte.
Die Brabanter Verfassungsurkunden wirk-
ten weit in die Zukunft. Als 1581 die Ge-
neralstände der nordniederländischen
Provinzen Spaniens König Philipp II. als
Landesherrn für abgesetzt erklärten, berie-

fen sie sich unter anderem auf die Charta
von Kortenberg, die Blijde Inkomst und
das dort fixierte Widerstandsrecht.
In Deutschland haben parlamentarische
Traditionen ihre tiefsten Wurzeln im Süd-
westen. So kam im Jahr 1957 die damali-
ge Bundespost dazu, das 500-jährige Be-
stehen des altwürttembergischen Landta-
ges mit einer Sondermarke zu würdigen.

In der Tat sind für 1457
erstmals zwei Ständever-
sammlungen quellenmäßig
zu belegen, die in Stuttgart
und Leonberg tagten, je-
weils eine für die beiden
Hälften der damals zwi-
schen zwei Linien des Herr-
scherhauses geteilten Graf-
schaft Württemberg. Wie
üblich, ging es um Geld.
Ein Krieg mit der benach-
barten Kurpfalz stand be-
vor, der wollte finanziert
werden.

Mit dem Vertrag von Tübingen gelang es
1514 den württembergischen Ständen, ih-
re Mitwirkungsrechte in dem mittlerweile
wiedervereinigten und zum Herzogtum er-
hobenen Landes zu kodifizieren. Im Ge-
genzug übernahmen sie die Schulden des
nahezu bankrotten Herzogs Ulrich. Auch
der Tübinger Vertrag, der bis 1805 als Ver-
fassung Württembergs wirksam blieb, ent-
hielt im Kern die klassische Klausel, dass
Steuererhebung wie Kriegführung der Zu-
stimmung der Stände bedurfte.

Nach 1848 In den Jahren nach dem Wie-
ner Kongress waren die Landtage des
Großherzogtums Baden und des König-
reichs Württemberg Plattformen des Vor-
märz-Liberalismus, während im übrigen
Deutschen Bund weithin der Absolutis-
mus herrschte. Das änderte sich mit der
als nationales Einigungsprojekt geschei-
terten, als Reformprojekt teilweise erfolg-
reichen Revolution von 1848. Jetzt er-
hielten die Parlamente in Deutschland
das Recht, außer den Einnahmen auch
die Ausgaben des Staates zu bewilligen.
Erst jetzt gab es seit 1850 auch in Preu-
ßen eine Verfassung, die in Artikel 99 be-
stimmte: „Alle Einnahmen und Ausga-
ben des Staates müssen für jedes Jahr im
Voraus veranschlagt und auf den Staats-
haushalts-Etat gebracht werden. Letzerer
wird jährlich durch ein Gesetz festge-
stellt.“ Damit war erstmals in Deutsch-
land ein modernes Haushaltsrecht for-
muliert. Winfried Dolderer T

Mit der „Magna Charta“ wurde eine sehr frühe Form des parlamentarischen Budgetrechts verankert. Englische Barone setzten ihr Mitbestimmungsrecht 1215 gegen König Johann Ohneland durch. © picture-alliance/dpa/Heritage Images

Die Eröffnung der Nationalversammlung in der Frankfurter Paulskirche 1848: Mit den Umwälzungen der Zeit etablierte sich das klas-
sische Haushaltsrecht. ©picture-alliance / akg-images
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> KOMPAKT
So wird ein Haushalt gemacht

> Vorarbeiten Zunächst müssen sich die
Ressorts einigen. Nach einem Eckwerte-
beschluss der Bundesregierung geht es
in die Feinabstimmung zwischen den
Ministerien. Dabei hat das Finanzminis-
terium den Hut auf – doch am Ende
steht wieder ein Kabinettsbeschluss an.

> Im Parlament Der Regierungsentwurf
geht an den Bundesrat und den Bundes-
tag. Nach der umfangreichen ersten Le-
sung schlägt die Stunde der Haushälter
– in intensiven Berichterstattergesprä-
chen mit den jeweiligen Ministerien, in
Einzelplanberatungen in den Fachaus-
schüssen und im Haushaltsausschuss.

> Beschluss Auf die Zielgerade biegen die
Haushälter mit der sogenannten Bereini-
gungssitzung ein, bis in die frühen Mor-
genstunden wird abgestimmt und der
Entwurf finalisiert. Es folgt die intensive
zweite Lesung aller Einzelpläne im Ple-
num, bevor mit der dritten Lesung der
Bundestag sein Königsrecht wahrnimmt
und den Haushalt beschließt. Legt der
Bundesrat keinen Einspruch ein, steht
der Veröffentlichung im Bundesgesetz-
blatt nichts mehr im Wege. scr T
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»Die europäische Sicherheitsarchitektur ist in die Jahre gekommen«
DORIS BARNETT Die Vorsitzende der deutschen Delegation der Parlamentarierversammlung der OSZE setzt auf neue Initiativen für Rüstungskontrolle und den Dialog mit Russland

Frau Barnett, die Parlamentarische
Versammlung der Organisation für Si-
cherheit und Zusammenarbeit tagt diese
Woche in Berlin. Wo liegen die Schwer-
punkte und was hat es mit der „Berliner
Erklärung“ auf sich, die bei dem Treffen
verabschiedet werden soll?
Bei der Jahrestagung der Parlamentarischen
Versammlung (PV) der OSZE in Berlin dis-
kutieren wir über aktuelle Entwicklungen
und Herausforderungen im Bereich der Si-
cherheit und Zusammenarbeit. Insbesonde-
re geht es dabei um die Rolle der Parlamen-
te bei der Umsetzung der OSZE-Verpflich-
tungen. In den drei Allgemeinen Ausschüs-
sen der PV wurden dazu Entschließungsent-
würfe vorbereitet. Sie sprechen eine breite
Palette an Tendenzen, Problemen und Auf-
gaben an: Von der Reform des Sicherheits-
sektors und Abrüstung über die Digitalisie-
rung und ökologische Folgen bewaffneter
Konflikte bis hin zur Zunahme unprofessio-
neller Wahlbeobachtung und Regulierung

des Internets. In der Berliner Erklärung fas-
sen wir schließlich unsere Einschätzungen
und Empfehlungen zusammen und richten
sie an den Ministerrat der OSZE.

Die OSZE wurde im Kalten Krieg ge-
gründet, um für Sicherheit in Europa zu
sorgen. Viele Vereinbarungen sind aber
entweder veraltet oder werden unterlau-
fen. Kann die Organisation ihre Aufgabe
noch erfüllen?
Die europäische Sicherheitsarchitektur ist in
der Tat in die Jahre gekommen und muss
umfassend reformiert werden. Zum einen
stehen wir vor neuen technologischen He-
rausforderungen, zum anderen besteht heu-
te kein Konsens mehr über die Grundsätze
der sicherheitspolitischen Ordnung. Aber
die zehn Prinzipien der Schlussakte von
Helsinki sind nach wie vor aktuell: etwa die
Unverletzlichkeit der Grenzen, die friedli-
che Regelung von Streitfällen, Gleichberech-
tigung und das Selbstbestimmungsrecht der
Völker. Dazu haben wir bisher keine über-
zeugende Alternative. Auch der umfassende
Sicherheitsbegriff, der politisch-militärische,
wirtschaftliche, ökologische und humanitä-
re Aspekte der Sicherheit einschließt, hat
sich als unabdingbar erwiesen. Gerade in
den letzten Jahren sind die Stärken der

OSZE als Plattform für Dialog wieder deut-
lich geworden.

Bei der russischen Annexion der
Krim und beim fortgesetzten Konflikt in
der Ostukraine handelt es sich um fun-
damentale Verletzungen von OSZE-Prin-
zipien. Lässt sich nach einem solchen
Bruch überhaupt neues Vertrauen auf-
bauen und wie kann das geschehen?
Vertrauensbildung ist ein sehr komplexer
Prozess. Die Einhaltung der beschlossenen
Vereinbarungen ist dabei eine der wichtigs-
ten Voraussetzungen. Da bleiben wir bei
unseren Forderungen. Wir müssen aber
auch über die Unterschiede in der Interpre-
tation von Ereignissen und in der Wahr-
nehmung von Bedrohungen und Risiken
reden. Wichtig ist es außerdem, mehr
Transparenz zu schaffen. Hierzu soll auch
der sogenannte „Strukturierte Dialog“ bei-
tragen – ein OSZE-Format, das 2016 wäh-
rend des deutschen OSZE-Vorsitzes initiiert
wurde. Der „Strukturierte Dialog“ findet
auf exekutiver Ebene statt und ermöglicht
es, eine solide Faktenbasis zu entwickeln
und die Perzeptionsdifferenzen aufzuzei-
gen. Wir Parlamentarier leisten aber auch
unseren Beitrag zur Vertrauensbildung, un-
ter anderem indem wir uns über verschie-

dene Narrative austauschen und nach ge-
meinsamem Nenner suchen.

Inwieweit steht das Nato-Ziel, zwei
Prozent des Bruttoinlandsprodukts für
Rüstung und Verteidigung auszugeben
im Widerspruch zum Geist von Helsinki
und zur Charta von Paris? Was kann die
OSZE tun, um eine drohende Rüstungs-
spirale in Europa abzuwenden?

Wir brauchen ein modernes, funktions-
tüchtiges Militär und müssen unsere
Streitkräfte der veränderten internationa-
len Sicherheitslage anpassen. Andererseits
darf die Aufstockung des Wehretats kein
Selbstzweck werden. Wir benötigen drin-
gend neue Ideen und Initiativen für Ent-
spannung, Rüstungskontrolle und Abrüs-
tung. Der bereits erwähnte „Strukturierte
Dialog“ der OSZE bietet hierfür gute
Chancen.

Außenpolitik besteht in erster Linie
in exekutivem Handeln, was kann die Di-
plomatie von Parlamentariern ergänzend
oder daneben bewirken?
Verglichen mit der Diplomatie auf Regie-
rungsebene steckt die parlamentarische
Diplomatie noch in Kinderschuhen. In
der Parlamentarischen Versammlung der
OSZE entwickeln wir neue Wege zur Ver-
ständigung. In Situationen, in denen
schon die Regierungen der Teilnehmer-
staaten an ihre Grenzen stoßen, sind wir
Parlamentarier oft in der Lage, den Dialog
zwischen Konfliktparteien aufrechtzuer-
halten. Um Konflikte zu lösen oder zu
verhindern, braucht es Bemühungen aller
Akteure: Regierungen, Parlamentarier, Zi-
vilgesellschaft und auch Wirtschaft.

Ist die Arbeit der OSZE und ihrer
Parlamentarischen Versammlung im
Bundestag aus ihrer Sicht angemessen re-
präsentiert oder sehen Sie hier Verbesse-
rungsbedarf?
In den letzten Jahren genießt die OSZE
wieder eine größere öffentliche Aufmerk-
samkeit. Auch im Bundestag beobachte
ich immer mehr Interesse an der Tätigkeit
der Parlamentarischen Versammlung der
OSZE. Aber da ist noch Luft nach oben.
Deswegen habe ich für die Jahrestagung
in Berlin eine Resolution eingebracht, in
der ich meine Kollegen Parlamentarier
dazu auffordere, die Arbeit der Parlamen-
tarischen Versammlung in ihren nationa-
len Parlamenten sichtbarer zu machen.
Denn ohne Parlamente können die
OSZE-Verpflichtungen nicht umgesetzt
werden.

Das Interview führte
Alexander Heinrich T

Die SPD-Bundestagabgeordnete Doris
Barnett leitet seit 2009 die deutsche

Delegation der Parlamentarischen
Versammlung der Organisation für
Sicherheit und Zusammenarbeit in

Europa (OSZE).

Weiterführende Links zu den
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N
eun Stunden lang hatten
die 28 Staats- und Regie-
rungschefs beim EU-Gip-
fel Ende Juni um eine ge-
meinsame Position in der
Migrationsfrage gerun-

gen. Morgens um kurz nach halb fünf
stand der Kompromiss: Die Außengrenzen
sollen besser geschützt, regionale Ausschif-
fungsplattformen außerhalb der EU sowie
zentrale Aufnahmelager innerhalb der EU
geschaffen werden. Ratspräsident Donald
Tusk klang nach der Sitzung dennoch
nicht euphorisch: „Es ist zu früh, um über
einen Erfolg zu reden.“
Tatsächlich stellt sich jetzt die Frage, wie
die EU-Staaten das Vereinbarte konkret
umsetzen wollen. „Der Juni-Gipfel hat Zeit
gekauft, aber in den kommenden Jahren
und Monaten muss noch viel mehr ge-
macht werden“, urteilt Janis Emmanouili-
dis von der Denkfabrik European Policy
Centre.

Österreicher am Zug An diesem Don-
nerstag kommen die EU-Innenminister im
österreichischen Innsbruck zusammen, um
über die weiteren Schritte zu beraten. Das
Alpenland wird in den kommenden sechs
Monaten eine gewichtige Rolle bei der
Umsetzung einnehmen, schließlich hat es
seit einer Woche die EU-Ratspräsident-
schaft inne.
Er freue sich über die „Trendwende“, die
der EU-Gipfel im Kampf gegen illegale Mi-
gration gebracht habe, erklärte Bundes-
kanzler Sebastian Kurz bei der Präsentati-
on seines Programms im Europäischen
Parlament in Straßburg. Und sicherte zu:
Er wolle „Brückenbauer“ sein und im Be-
reich Migration und Asyl und der Verstär-
kung der EU-Außengrenzen konkrete Be-
schlüsse erreichen. „Wir müssen in der La-
ge sein zu entscheiden, wer in die EU kom-
men darf und wer nicht“, betonte er.
Für ihn als 31-Jährigen sei das gemeinsame
Europa „eine Selbstverständlichkeit“, be-
tonte Kurz, dem viele Abgeordnete in der
anschließenden Debatte vorwarfen, das
Thema Migration vor allem mit Angst und
dem Thema Sicherheit zu verknüpfen. Er
habe gelernt, dass Rechtsstaatlichkeit, De-
mokratie und Freiheit ohne Abstriche ver-
teidigt werden müssten, entgegnete Kurz.
„Wir werden alles in unserer Macht Stehen-
de tun, damit es wieder ein Europa ohne
Grenzen gibt.“
Ob dafür nationale Maßnahmen notwen-
dig sind, wie die deutsche CSU sie fordert,
ließ Kurz in Straßburg offen. Zur Einigung
zwischen CDU und CSU, der zufolge an
der deutsch-österreichischen Grenze Tran-
sitzentren für Flüchtlinge eingerichtet wer-
den sollen, für deren Asylverfahren ein an-
deres EU-Land zuständig ist, sagte er ledig-
lich: „Wenn das so gehandhabt wird wie
derzeit angekündigt, dann ist es das Land
Deutschland, das hier nationale Maßnah-
men setzt, und andere Länder wie Öster-
reich werden natürlich dementsprechend
darauf reagieren.“

Bilaterale Abkommen Der Kernpunkt des
Unionsstreits, die Weiterreise von regis-
trierten Asylbewerbern in andere EU-Län-
der, hatte beim EU-Gipfel nur eine unter-
geordnete Rolle gespielt. Im Abschlussdo-
kument wird lediglich an die Mitgliedslän-
der appelliert zu verhindern, dass Migran-
ten das Land ihrer Einreise in die EU ver-
lassen. Nun wird der Abschluss von bilate-
ralen Abkommen eine der Herausforde-
rungen für Bundesinnenminister Horst
Seehofer (CSU) sein. Spanien und Grie-
chenland haben ihre Bereitschaft zu sol-
chen Abkommen erklärt. Auch mit Öster-
reich will die Bundesregierung eine Verein-
barung schließen. Doch dort ist man skep-
tisch. „Diese Vereinbarung gibt es bis dato
nicht“, sagte der österreichische Innenmi-
nister Herbert Kickl vergangene Woche.

„Und ich kann mir nur sehr schwer vorstel-
len, dass es die geben wird.“ Italien hat bis-
her ebenfalls kein Interesse signalisiert.
Unklarheiten gibt es zudem in Bezug auf
die europäische Grenzschutzbehörde Fron-
tex. Die Staats- und Regierungschefs hatten
ihr auf dem Gipfel mehr finanzielle Res-
sourcen und ein erweitertes Mandat in
Aussicht gestellt. EU-Haushaltskommissar
Günther Oettinger hat vorgeschlagen, die
Zahl der europäischen Grenzschützer von
1.500 auf 10.000 Personen auszuweiten.
Doch das bezog sich auf die kommende Fi-

nanzperiode ab dem Jahr 2021. EU-Diplo-
maten gehen davon aus, dass das Personal
deutlich schneller aufgestockt werden soll.

Streit um Plattformen Ebenso vage ist
der Beschluss zu den regionalen Ausschif-
fungsplattformen. Aus Seenot gerettete
Migranten sollen zu diesen Plattformen ge-
bracht werden, bevor sie europäischen Bo-
den erreichen. Dort würde dann überprüft,
ob sie Anrecht auf Asyl haben oder es sich
um Wirtschaftsmigranten handelt. Die
Zentren sollen in Zusammenarbeit mit

dem Flüchtlingshilfswerk der Vereinten
Nationen (UNHCR) und der Internationa-
len Organisation für Migration (IOM) in
Ländern außerhalb der EU betrieben wer-
den.
Die Staats- und Regierungschefs wollen
dieses Konzept schnell prüfen lassen. Bis-
her ist allerdings völlig ungewiss, in wel-
chen Ländern die Plattformen entstehen
könnten. Albanien, Tunesien und Marokko
haben die Idee bereits abgelehnt. Sie be-
fürchten, dass die Zentren weitere Migran-
ten anziehen könnten.

Der niederländische Premier Mark Rutte
hatte schon im Vorfeld des Gipfels seine
Bereitschaft betont, Länder zu besuchen,
die für die Zentren in Frage kommen, um
mit ihnen über die Konditionen zu ver-
handeln. Er könne sich zudem vorstellen,
dass Staats- und Regierungschefs in Klein-
gruppen vor Ort sondieren.
Klar scheint aber auch: Die Staaten werden
absehbar Gegenleistungen für solche Zen-
tren auf ihrem Territorium verlangen. Da-
bei dürfte es nicht nur um Geld gehen,
sondern auch um einen besseren Zugang

zum europäischen Markt, etwa für Agrar-
produkte. Südeuropäische Länder, die ähn-
liche Produkte wie die nordafrikanischen
Staaten herstellen, sind bisher aber nicht
willens, den europäischen Agrarprotektio-
nismus herunterzufahren.
Für Migranten, die in EU-Gewässern geret-
tet werden, soll es künftig kontrollierte
Zentren in den Mitgliedstaaten geben. Ob
sie solche Zentren aufbauen, sollen die
Mitglieder aber selbst entscheiden können.
Bisher hat sich dafür nur Griechenland be-
reit erklärt. Unklar bleibt, ob und in wel-
cher Weise sich Länder, die keine solchen
Zentren einrichten, alternativ engagieren
müssen.
Grundsätzlich verständigt haben sich die
EU-Mitglieder darauf, Drittstaaten dafür zu
bezahlen, dass sie die Zahl der neu ankom-
menden Migranten niedrig halten. So hat
der Europäische Rat eine zweite Tranche
über drei Milliarden Euro für die Türkei
beschlossen. 500 Millionen Euro werden
aus dem Europäischen Entwicklungsfonds
umgeschichtet in den Afrika-Fonds der Eu-
ropäischen Union.

Mangelnde Solidarität Bei vielen Punk-
ten gibt es jedoch noch immer keinen
Durchbruch. So bleibt die Frage unbeant-
wortet, wie viel Solidarität die einzelnen
Länder bei der Aufnahme von Flüchtlingen
aufbringen sollen – ein zentraler Punkt auf
dem Weg zu einem gemeinsamen europäi-
schen Migrationssystem. An ihm scheitert
bisher vor allem die Reform der Dublin-
III-Verordnung, die Ländern an den EU-
Außengrenzen die Hauptlast aufbürdet.
Grundsätzlich ist das Land für einen
Flüchtling oder Migranten zuständig, in
dem dieser zum ersten Mal europäischen
Boden betritt. Länder wie Polen und Un-
garn lehnen Quoten zur Umverteilung
nach wie vor ab. In Brüssel wird deshalb
seit geraumer Zeit über eine „differenzierte
Solidarität“ diskutiert, bei der Mitgliedstaa-
ten sich beispielsweise stärker beim Grenz-
schutz einbringen könnten, dafür aber we-
niger Flüchtlinge aufnehmen müssten. Die
Bundesregierung lehnt das entschieden ab.
„Es muss eine Mindestbeteiligung bei allen
Formen der Solidarität geben“, heißt es da-
zu aus Regierungskreisen.
Die Reform der Dublin-III-Verordnung ge-
hört zu dem Gesetzespaket, das die Staats-
und Regierungschefs eigentlich bis Jahres-
ende abschließen wollen. Von den darin
enthaltenen sieben Vorhaben sind aber nur
fünf weitgehend ausverhandelt. Neben der
Dublin-Verordnung ist auch der Vorschlag
zu den Asylverfahren weiter strittig. Dabei
geht es darum, die Asylverfahren in den
Mitgliedsländern anzunähern, damit die
Anerkennungsraten in den Mitgliedslän-
dern nicht so stark variieren wie bisher.
Dies würde Sekundärbewegungen eindäm-
men: Asylbewerber hätten weniger Anreiz
in ein Land weiterzuziehen, in dem sie
sich bessere Anerkennungschancen ver-
sprechen.

»Alles ein Paket« Unter den EU-Mitglied-
staaten herrscht Konsens, dass Asylverfah-
ren schneller und effizienter ablaufen müs-
sen und es in der Europäischen Union eine
einheitliche Liste von sicheren Drittstaaten
geben sollte. Aber so lange zur Dublin-III-
Verordnung keine Einigung erzielt wird,
lassen grundlegende Lösungen auf sich
warten, weil es zu viele Querverbindungen
gibt. „Alles ist ein großes Paket“, heißt es
dazu in Brüssel. Schnellen Fortschritt bei
den Diskussionen zur Dublin-III-Verord-
nung erwartet niemand. Ein expliziter Hin-
weis in den Ratsschlussfolgerungen, dass
die österreichische Präsidentschaft „weiter-
hin daran arbeiten“ solle, wurde aus der
Endversion gestrichen. Silke Wettach T

Die Autorin ist Korrespondentin der
„Wirtschaftswoche“ in Brüssel.

Österreichs Bundeskanzler Sebastian Kurz vergangene Woche im Europäischen Parlament. Sein Land hat bis Ende des Jahres die EU-Ratspräsidentschaft inne und damit eine Schlüs-
selfunktion bei der Ausarbeitung der neuen Asylpolitik. © European Parliament

Der Streit geht weiter
EUROPA Über die Ziele in der Migrationspolitik besteht seit dem EU-Gipfel
weitgehend Einigkeit, die Umsetzung gestaltet sich aber zäh
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Gute Zahlen, schlechte Lage
GRIECHENLAND Der Umbau von Staat und Verwaltung ist in vollem Gange, doch es bleibt viel zu tun

Z
u Tausenden fliegen sie ein
in diesen heißen Sommer-
wochen in Athen. Touristen,
Tagesgäste und Geschäfts-
leute aus aller Welt fahren
mit Taxen, Bussen und Bah-

nen im Minutentakt vom Flughafen „Elef-
therios Venizelos“ in die Athener Innen-
stadt. Hoteliers, Händler und Tavernenwirte
erwarten in der griechischen Hauptstadt
und in den beliebten Urlaubsregionen eine
neue Rekord-Saison. Mehr als 30 Millionen
Gäste dürften Griechenland am Ende dieses
Jahres besucht haben – die Buchungszahlen
haben schon im Frühling viele Erwartungen
übertroffen. Seit die ersten
Direktflüge aus China ins
griechische Reiseprogramm
aufgenommen wurden,
sind zwischen Akropolis,
Nationalgarden und Bena-
ki-Museum zusätzlich auf-
fallend viele Asiaten unter-
wegs. Auch sie wollen sich
einen eigenen Eindruck
vom Krisenland Nummer
eins in Europa machen. Die
Besucher sehen auf den ers-
ten Blick – und eigentlich
auch auf den zweiten – we-
nig von dem Leid, das die langen Jahre des
Sparens vielen Griechen gebracht haben.
Nur wer sich jenseits der Plaka, der Altstadt
von Athen, bewegt, stößt schnell auf baufäl-
lige Häuser, auf karge Läden mit spärlichem
Sortiment, auf Menschen, die tatsächlich
von der Hand in den Mund leben müssen.

Wichtigste Wirtschaftsbranche Vor allem
im Tourismus gehen die Geschäfte bestens:
Santorin und andere Kykladen-Inseln wer-
den im Hochsommer überrannt, auch Se-
henswürdigkeiten wie die berühmten Me-
teora-Klöster im Norden des Landes. So
sehr, dass auf der diesjährigen Internationa-
len Tourismus Börse ITB in Berlin das
Schlagwort „Overtourism“ auch für den
griechischen Reisemarkt diskutiert wurde.
Tourismus-Ministerin Elena Kountoura ver-
breitete freundlich lächelnd auf eben dieser
Reise-Messe großen Optimismus – als Mit-
glied der Syriza-Regierung von Ministerprä-
sident Alexis Tsipras weiß sie, dass es ihr
Land und somit auch ihre Regierung ohne
die Zugmaschine Tourismus in den vergan-
genen Jahren nicht geschafft hätte, das Land
aus dem tiefen Schlamm der schlimmsten
Krisenjahre zu ziehen.
Gemessen am Bruttosozialprodukt (BSP) ist
der Tourismus in Griechenland längst die
wichtigste Wirtschaftsbranche. Von mo-
mentan knapp 20 Prozent am gesamten
BSP könnte dieser Anteil noch um einige

Prozentpunkte klettern. Das leichte Wirt-
schaftswachstum Griechenlands von etwas
mehr als einem Prozent nährt sich aber
auch aus anderen Branchen, in denen grie-
chische Firmen europaweit und manche auf
der ganzen Welt konkurrenzfähig sind: Der
Baustoffhandel gehört dazu, einige IT-Berei-
che, Biotechnologie und höherwertige land-
wirtschaftliche Produkte.
Die Kernfrage in diesem Sommer heißt für
Regierung und Bevölkerung gleichermaßen,
ob das Wirtschaftswachstum ausreicht und
noch kräftiger werden kann, um den Wech-
sel des Landes raus aus dem letzten noch
laufenden Milliardenhilfsprogramm in die

finanzielle Eigenständigkeit
abzusichern.
Optimismus ist bei Wirt-
schaftsförderern und Unter-
nehmern zu spüren, die den
Sprung bereits geschafft ha-
ben. Darunter Theodoros
Kanakas, ein Reis-Unterneh-
mer aus Thessaloniki. Kana-
kas beschäftigt in seinem Fa-
milienunternehmen rund
hundert Mitarbeiter, ver-
marktet jährlich etwa
60.000 Tonnen Reis. Was
früher als Rohprodukt nach

Italien geliefert wurde, wird inzwischen in
Nordgriechenland gesäubert, sortiert und
weiterverarbeitet.
„Als ich auf meiner ersten Messe in
Deutschland erklärt habe, was die Groß-
buchstaben G und R für uns heißen, näm-
lich ‚Greek Rice‘, da haben es einige Leute
zunächst mal nicht glauben können, dass
dieser Reis tatsächlich aus Griechenland
kommt. Wir machen viel Werbung in
Europa – um zu zeigen, dass es sehr guten
Reis aus Griechenland gibt.“
Wichtig für dieses Unternehmen wie für
viele andere griechische Lebensmittelher-
steller war ein Lernprozess, der noch lange
nicht abgeschlossen ist: Griechische Pro-
dukte müssen besser verpackt und vermark-
tet werden. Das fordern Unternehmerver-
bände und Wirtschaftsförderer immer wie-
der. Beim Olivenöl war und ist das einer der
Hauptgründe, warum in nordeuropäischen
Regalen immer noch zu selten gutes Oliven-
öl aus griechischer Produktion zu finden
ist. In dieser Traditionsbranche ist Auf-
bruchsstimmung spürbar, beflügelt von ei-
ner extrem guten Olivenernte 2017. Auch in
Teilen der Landwirtschaft oder in der Le-
bensmittelindustrie sorgt das für wachsende
Umsatzzahlen. Darüber hinaus sind neue
griechische Modemarken entstanden, Start-
Ups im Athener Stadtteil Kalithea – millio-
nenschwer unterstützt aus Kalifornien – for-
schen an neuen Formen der digitalen Ver-

netzung, beispielsweise im Gesundheitswe-
sen. All das zusammengenommen sind
wichtige Impulse, die irgendwann auch in
der Bevölkerung spürbar sein werden,
meint Panaiotis Petrakis, Ökonom an der
Athener Universität. „Wir sehen am Hori-
zont, dass es in die richtige Richtung geht“,
meint der Wirtschaftsprofessor, „nur bleibt
das Problem, dass ausgerechnet die regie-
rende linke Syriza-Regierung ein Sparpro-
gramm umsetzen musste, das ihre eigene
Wählerschicht massiv enttäuscht hat“. Des-
halb, urteilt Petrakis, müsse die Politik die
soziale Frage in den kommenden Jahren
anders angehen und für Ausgleich sorgen
für die harten Einschnitte der vergangenen
Jahre.
Diese Erkenntnis scheint selbst in Kreisen
der sogenannten „Kontrolleure“ die Runde
zu machen. Die Austeritätspolitik, die einen
knallharten Sparkurs in fast allen gesell-
schaftlichen Bereichen forciert hat, ist längst
an ihre Grenzen gestoßen. Das sehen auch
die Experten, die im Auftrag der Europäi-
schen Zentralbank EZB, des Europäischen
Stabilitätsmechanismus ESM und der EU-
Kommission regelmäßig mit Vertretern der
griechischen Regierung zum Beispiel darü-
ber verhandelt haben, wo und wie der grie-
chische Staat seine Ausgaben im Sozialen
weiter kürzen muss. Eine Apothekerin aus

Athen macht die Rechnung vor: 2.400 Euro
stand ursprünglich auf ihrem Rentenbe-
scheid – die Summe hat sich im Laufe der
vergangenen Jahre erst halbiert, um dann
weiter auf tausend Euro im Monat zu sin-
ken. Durch die im Januar 2019 zusätzlich
geplante Rentenkürzung würden ihre Bezü-
ge bei 800 Euro landen. Und anders als der
ehemaligen Apothekerin im Ruhestand
droht den vielen hunderttausend Rentnern
mit karger Rente von nur 200 oder 300
Euro nach der Verarmung die Verelendung.
Aus griechischen Regierungskreisen kommt
deshalb immer wieder die Nachricht, Mi-
nisterpräsident Tsipras lasse in diesen Wo-
chen Möglichkeiten prüfen, die neue Kür-
zungsrunde für die Rentner ausfallen zu las-
sen – vorerst jedenfalls.

Letzte Tranche Der Monat Juni war aus
Sicht der Euro-Finanzminister ein entschei-
dender Monat. Endgültig haben sie bei ih-
rem Treffen in Luxemburg den Weg frei ge-
macht für Griechenlands Rückkehr in die fi-
nanzielle Unabhängigkeit. Wenn im August
die letzte Tranche des aktuell noch laufen-
den Milliarden-Hilfspakets – etwa 15 Milli-
arden Euro – ausbezahlt wird, will und
wird das Land sich mit eigenen finanziellen
Polstern und frischem Kapital vom interna-
tionalen Finanzmarkt selbst versorgen kön-

nen. „Das ist ein neues Kapitel, das Grie-
chenland aufschlägt. Das Land kann wieder
unabhängig auf beiden Füßen stehen“, ur-
teilte EU-Finanzkommissar Pierre Moscovi-
ci vergangene Woche in seiner Rede vor
dem Parlament in Athen. Andere Experten
haben da gehörige Zweifel, doch angesichts
neuer Negativ-Nachrichten aus Italien
scheint der Optimismus für Griechenland
im Moment nach offizieller EU-Lesart alter-
nativlos. Es dürfte damit im Spätsommer ei-
ne relativ weiche Landung auf dem freien
Finanzmarkt geben; die griechische Regie-
rung hat dazu milliardenschwere Finanz-
polster angespart, die freilich auch zum
Großteil mindestens indirekt aus den Ta-
schen der Bevölkerung stammen.
Die Zahlen sind gut, die Lage noch lange
nicht – dieser Satz ist immer wieder zu hö-
ren in Athen oder Thessaloniki. Griechische
Journalisten sprechen ihn genauso aus wie
Wirtschaftsberater oder Politiker, die es ehr-
lich meinen. Der Satz bezieht sich im Kern
auf den Primärüberschuss, also die Wirt-
schaftsleistung, die Griechenland momen-
tan erzielt, wenn man die Schulden außen
vor lässt. Es gibt Vorgaben aus dem Spar-
und Reformpaket, diesen Primärüberschuss
nicht unter 3,5 Prozent sinken zu lassen. Er-
kauft hat sich die griechische Regierung den
Überschuss bei der eigenen Bevölkerung –
durch immer neue Steuererhöhungen und
Lohn- oder Rentenkürzungen. Auf vielen
griechischen Inseln gilt inzwischen der ho-
he Mehrwertsteuersatz von 24 Prozent,
selbst Klein-Unternehmer werden penibel
kontrolliert, ob sie ihre Steuern abführen.
Öffentlichkeitswirksame Steuerkontrollen
in Cafés oder Tavernen sollen zusätzlich
Steuersünder abschrecken, das Bezahlen mit
EC-Karte setzt sich weiter durch.
Wie sehr das tatsächlich die Steuerehrlich-
keit fördern konnte, ist allerdings unklar.
Während „Transparency International“
Griechenland auf der Liste der durch Kor-
ruption belasteten Länder auf eine etwas er-
freulichere Position gesetzt hat, machen
gleichzeitig Berichte die Runde, die Alltags-
korruption habe wieder leicht zugenom-
men. Schwarz bezahltes Geld, das Behand-
lungen in Krankenhäusern besser oder
schneller machen soll, gehört weiter zum
Alltag. Genauso der Geldschein, der auf
dem Amt inoffiziell verlangt und bezahlt
wird, um Genehmigungen oder andere For-
malitäten zu beschleunigen.
Griechenland hat seine Hausaufgaben ge-
macht, heißt es dennoch aus Brüssel und
seitens deutscher Regierungsmitglieder. Der
Umbau des griechischen Staats- und Verwal-
tungsapparats, wie ihn die Geberländer als
Bedingung für Hilfsgelder immer wieder
eingefordert haben, ist tatsächlich im Gan-

ge. Die Zahl der Staatsbediensteten bei-
spielsweise ist seit 2010 um rund 20 Prozent
zurückgegangen. Doch es bleibt in viel zu
tun – auch und gerade auf kommunaler
und regionaler Ebene. Hier haben Deutsch-
land und Griechenland immer wieder ver-
sucht, Erfahrungen auszutauschen. Ein
wichtiges Gesicht dieses Dialogs ist gerade
ausgewechselt worden — der bisherige Be-
auftragte der Bundesregierung für Griechen-
land, Hans-Joachim Fuchtel (CDU), ist als
Parlamentarischer Staatssekretär aus dem
Bundesministerium für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung ins Agrar-
Ressort gewechselt. Sein Nachfolger als
Staatssekretär im BMZ, Norbert Barthle, hat
beim Stabwechsel vergangene Woche in
Athen versprochen, dass er mit neuen, an-
deren Schwerpunkten das inzwischen wie-
der recht gute deutsch-griechische Verhält-
nis weiter pflegen will.

Kaum Alternativen Dies alles sind für die
von Alexis Tspiras geführte griechische Re-
gierung wichtige Signale, die den Minister-
präsidenten trotz schlechter Umfragewerte
weiterhin relativ gelassen im Amt erschei-
nen lassen. Der hat auch allen Grund dazu:
Die Opposition tut sich schwer, dem Volk
eine echte Alternative zu bieten; mit dem
Spar- und Reformkurs muss es für Grie-
chenland auf lange Sicht weiter gehen. Der
EU ist der stets dynamisch auftretende grie-
chische Ministerpräsident ein zuverlässiger
Partner geworden. An einem Politik-Wech-
sel scheint im Norden Europas niemand im
Moment wirklich Interesse zu haben – auch
mit Blick auf die Schwierigkeiten mit Italien
sowie dem Nachbarn Türkei.
Aber Tsipras weiß auch, dass er im eigenen
Land wichtige soziale Versprechen seit sei-
nem Wahlsieg 2015 nicht halten konnte.
Und er beispielsweise mit zu verantworten
hat, dass Griechenland bei der Unterbrin-
gung und Versorgung der vielen Flüchtlinge
an vielen Stellen Probleme hat. Die Zeit bis
zur nächsten Parlamentswahl im September
2019 läuft – und bleibt auch für den gewief-
ten Taktiker Tsipras eine schwierige. Die
griechische Bevölkerung mag von wirklich
besseren Zeiten eh schon lange nicht mehr
träumen. Michael Lehmann T

Der Autor ist Hörfunk-Korrespondent der
ARD für Griechenland und Zypern.

Griechenlands Premier Alexis Tsipras (links) musste seit seinem Amtsantritt im Jahr 2015 harte Sparmaßnahmen durchsetzen, darunter auch drastische Rentenkürzungen. Im Januar 2019 sollen die Renten erneut gesenkt werden – Ende Juni gingen dagegen Hunderte auf
die Straße. © picture-alliance/dpa/Robert Geiss
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AUFGEKEHRT

Der Stress an
der Ampel

Bodenständig, arbeitsam, genüg-
sam – so werden gemeinhin die
Niedersachsen beschrieben. Hu-
morvoll weniger. Das musste

jetzt wieder das Verkehrsministerium in
Hannover eindrucksvoll unter Beweis
stellen. Es will auf keinen Fall, dass in
Hameln das Ampelmännchen durch den
berühmten Rattenfänger ersetzt wird, der
im 13. Jahrhundert mit seiner Pfeife erst
Ratten, dann Kinder aus der Stadt gelockt
haben soll. So wollte es ein einstimmiger
Stadtratsbeschluss zu Tourismuszwecken,
nur für eine einzige Ampel. Geht gar
nicht, mauerten die staubtrockenen Be-
amten in der Landeshauptstadt. Gesetz-
lich seien nun mal bundesweit einheitli-
che Verkehrszeichen vorgesehen. Ganz
humorlos ging sogleich Hamelns Stadtrat
auf die Knie und will nach der Sommer-
pause seinen Rattenfänger-Ampel-Be-
schluss wieder rückgängig machen.
So gesetzestreu ist man allerdings nicht
überall in Deutschland, jedenfalls wenn
es um Ampeln geht. So hat Worms ein
Luther-Symbol als Ampelmännchen,
Trier Karl Marx, Mainz die Mainzelmänn-
chen und Augsburg den Kasper aus der
Puppenkiste.
Aber wozu eigentlich der ganze Stress?
Brauchen wir überhaupt Ampeln, ob als
Rattenfänger, Kasper oder Ampel-Mäd-
chen? Viele haben es bemerkt: Fällt mal
eine Ampel aus, läuft der Verkehr so-
gleich flüssiger. Autofahrer konzentrieren
sich mehr und rasen nicht bei dunkel-
gelb über die Kreuzung. Daraus hat das
polnische Posen längst seine Schlüsse ge-
zogen und im Zentrum die Ampeln aus-
geschaltet. Mit guten Erfahrungen. Viel-
leicht sollte man Ampeln künftig nur
noch politisch gebrauchen, für Rot-Gelb-
Grün-Koalitionen. Dann braucht man
auch über den Humor von Niedersach-
sen nicht mehr zu reden. Hans Krump T

VOR 25 JAHREN...

GSG-9-Einsatz
mit Folgen
6.7.1993: Generalbundesanwalt muss
gehen. Eigentlich hätte es eine Erfolgs-
geschichte für die Sicherheitsbehörden
werden müssen. Anfang der 1990er Jah-
re war es ihnen gelungen, einen V-Mann
in die Kommandoebene der dritten
RAF-Generation einzuschleusen. Eine
„Meisterleistung“, hieß es beim Bundes-
kriminalamt. Doch die Geschichte ende-
te in einem Desaster – und führte am

6. Juli 1993 dazu, dass Justizministerin
Sabine Leutheusser-Schnarrenberger
(FDP) Generalbundesanwalt Alexander
von Stahl in den einstweiligen Ruhe-
stand versetzte.
Grund war die verwirrende Informati-
onspolitik der Bundesanwaltschaft nach
einem GSG-9-Einsatz eine Woche zuvor.
Im Bahnhof des mecklenburgischen Bad
Kleinen hatte sich der V-Mann mit den
RAF-Spitzen Birgit Hogefeld und Wolf-
gang Grams getroffen. Zwar gelang es
den Beamten, Hogefeld festzunehmen,
Grams stürmte dagegen auf einen Bahn-
steig und eröffnete das Feuer. Am Ende
sind ein GSG-9-Mann und Grams tot.
Der RAF-Terrorist kam durch einen
Kopfschuss aus nächster Nähe ums Le-
ben. Suizid, hieß es von den Ermittlern.
Doch es kamen Zweifel auf: Von einer
regelrechten Hinrichtung Grams‘ durch
GSG-9-Beamte war die Rede. Für Verwir-
rungen sorgten unter anderem sich wi-
dersprechende Presseerklärungen der
Bundesanwaltschaft zum Hergang der
Schießerei – Anlass für Leutheusser-
Schnarrenberger, ihren Parteifreund von
Stahl des Amtes zu entheben. Bundesin-
nenminister Rudolf Seiters (CDU) war
schon zuvor zurückgetreten. Vollständig
aufgeklärt wurden die Ereignisse in Bad
Kleinen nie. Benjamin Stahl T

Ex-Generalbundesanwalt Alexander von
Stahl war von 1990 bis 1993 im Amt.
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LESERPOST

Zur Ausgabe 25-26 vom 18. Juni 2018,
„Mehr Staatsgeld für Parteien“ auf Sei-
te 6:
Dem Artikel ist zu entnehmen, welche be-
trächtlichen Summen die Parteien aus Steuer-
mitteln erhalten: Im Jahr 2017 allein 581 Mil-
lionen Euro für die politischen Stiftungen. Nun
wurde im Schnellverfahren noch die Obergren-
ze für Parteienfinanzierung ab 2019 von 165
auf 190 Millionen Euro erhöht.
Begründet wird dies von den Koalitionspartei-
en mit zusätzlichen Kosten für Digitalisierung.
Vermutlich geht es aber auch darum, die nach
Wahlverlusten verminderte Wahlkampfkosten-
erstattung zu kompensieren. Dabei werden
durch den vergrößerten Bundestag weiterhin
zusätzliche Abgeordnete mit Mitarbeitern und
Privilegien aus Steuermitteln finanziert.
Bereits in der vergangenen Legislaturperiode
war absehbar, dass durch zusätzliche Aus-

gleichs- und Überhangmandate das Parlament
wesentlich größer werden würde. Die davon
profitierenden Parteien hatten bislang kein
großes Interesse an einer Änderung des Wahl-
rechts. Wenn es aber um mehr Staatsmittel für
Parteien geht, ist sich die Koalition rasch einig.
Hier wäre meines Erachtens ein mahnendes
Wort des Bundespräsidenten an „seine“ Koali-
tionäre angebracht.

Gerhard Günther,
Tübingen

Zur Ausgabe 25-26 vom 18. Juni 2018,
„Mehr Staatsgeld für Parteien“ auf Sei-
te 6:
Die Begründung für die höhere Parteienfinan-
zierung kann nicht ganz überzeugen. Denn
auch wenn sich für die SPD durch ihren Mit-
gliederentscheid über die große Koalition Zu-
satzkosten ergeben haben, hat die Digitalisie-

rung normalerweise zur Folge, dass die Ausga-
ben für die Massenkommunikation sogar im
erheblichen Maße sinken. Schließlich kostet
das Verschicken eines Newsletters deutlich we-
niger als etwa eine Werbebroschüre auszudru-
cken und jene per Post oder mithilfe anderwei-
tiger Austräger einzeln in Briefkästen zu vertei-
len. Deshalb stimmt die offizielle Argumentati-
on hier sehr nachdenklich, zumal sie ebenfalls,
zumindest unterschwellig, ein fehlendes Ver-
ständnis vom Internet indiziert!

Rasmus Ph. Helt,
Hamburg

Zur Ausgabe 25-26 vom 18. Juni 2018,
„Kanzlerin unter Druck“ auf Seite 1:
Die Kanzlerin hat jeweils zum Anfang einer Le-
gislatur im Bundestag einen Eid geschworen,
der nach Artikel 56, GG u.a. so lautet: „dass
ich meine Kraft, dem Wohle des deutschen Vol-

kes widmen, das Grundgesetz und die Gesetze
des Bundes wahren und verteidigen (...) wer-
de.“ Wenn sie sich an diesen Eid halten würde,
wäre alles in Ordnung, es geht hier nämlich
um Gesetze des Bundes und nicht um europäi-
sche Gesetzgebung. Meiner Ansicht nach hat
sie sich durch ihre vielen Alleingänge in der
Flüchtlingspolitik aber leider nicht an diesen
Schwur gehalten, sondern das Volk gespalten
und Zwietracht gesät.

Josef Gante,
Olpe

Zur Ausgabe 25-26 vom 18. Juni 2018,
„Auf getrennten Wegen“ auf Seite 9:
Innenminister Seehofer will mit seinem „Mas-
terplan Integration“ nur den rechtlichen Status
wiederherstellen, der bis 2015 in der Europäi-
schen Union gegolten hat. Und dies ist gut so.
Über weitere finanzielle Ausgleiche für die
geografisch betroffenen EU-Ersteinreisestaa-
ten hätte schon längst eine Lösung erzielt
werden müssen. Es handelt sich immerhin
schon um einen vertanen Zeitraum von min-
destens zweieinhalb Jahren.
Die Europäische Union hat aber keine weiteren
zweieinhalb Jahre oder eventuell noch länger
Zeit, um hier Lösungen zu finden. Es müssen
klare Regeln gesetzt werden, um eine unkon-
trollierte Zuwanderung nach Deutschland und
in die gesamte EU zu stoppen. Der Seehofer-
Plan wird hier hoffentlich eine notwendige
Weichenstellung sein.
Dies sollte endlich auch die Kanzlerin und die
gesamte Bundesregierung als alternativlos be-
greifen.

Karl Ernst Forisch,
Hürth

SEITENBLICKE
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Leserbriefe geben nicht die Meinung
der Redaktion wieder. Die Redaktion
behält sich vor, Leserbriefe zu kürzen.

Die nächste Ausgabe von „Das
Parlament“ erscheint am 23. Juli.

ORTSTERMIN: FREILICHTKINO AM SPREEUFER

Geschichte animiert
Auch nach sieben Jahren Organisation der Filmvorstel-
lung bekommt Andreas Schröder noch Gänsehaut. Er ist
gelernter Ingenieur für Theatertechnik und verantwortlich
für die Installation „Dem deutschen Volke“. Wenn die
letzten Töne zu den historischen Szenen verklungen sind,
beginnen für ihn die faszinierendsten Momente: Die Ge-
spräche der von den Bildern aufgewühlten Menschen. Vor
allem beim Fall der Mauer und der Enthüllung des Bun-
destages beginnen die Menschen, sich über ihre ganz ei-
genen Erinnerungen auszutauschen.
Bis zu 1.500 unterschiedliche Eindrücke können an ei-
nem Abend zusammenkommen – so viele Menschen
fasst das südliche Spreeufer am Berliner Friedrich-Ebert-
Platz, an dem die Installation gezeigt wird. Im 30-minüti-
gen Schnelldurchlauf wird die Geschichte des deutschen
Parlamentarismus, von der Kaiserzeit bis ins Jetzt, erzählt.
In der Woche vor Beginn der Shows, wie Schröder sie
nennt, fährt er abends mit dem Fahrrad bei den Probe-
durchläufen vorbei und guckt, ob alle Details stimmen,
ob die Synchronisation auf die Millisekunde genau ist.
Das kann nämlich zum Problem werden, denn der Film
wird über die Spree hinweg in das „Auge“ des Marie-Elisa-

beth-Lüders-Hauses des Bundestages projiziert – immer-
hin 110 Meter Entfernung. Eine Herausforderung für den
Theatertechniker, solch eine Open-Air-Bühne zu gestal-
ten. So wird auch das Gebäude Teil der Inszenierung. Et-
wa dann, wenn die (animierte) Mauer bröckelt, Flammen
aufzüngeln oder die Rosinenbomber über Berlin fliegen.
In lauen Sommernächten sind die Treppen an der Spree
nach Anbruch der Dunkelheit voll besetzt. Der Laser und
die Einlassmusik locken Menschen von der Kuppel hi-
nunter und lassen Vorbeilaufende und Radfahrer stehen
bleiben. Was vorher ein menschenleerer Platz war, wird
nun jeden Abend zu einem Ort mit Anziehungskraft. So-
gar einen Heiratsantrag habe es schon mal gegeben, den
das Team natürlich spontan licht- und tontechnisch un-
terstützte, erzählt Schröder.
Die voll automatisierte Show ist das Resultat von viel
Herzblut: „Wir überlassen nichts dem Zufall, alles ist dra-
maturgisch durchgeplant“, sagt Schröder. Ein Lichtdesig-
ner, das Redaktionsteam, ein Laserkünstler, die Tontechni-
ker – alle fragen sich, an welcher Stelle braucht es ein „Ex-
tra“ an Stimmung und wo vielleicht einfach nur Stille.
Daran feilt das Team oft wochenlang. Schröder bildet da-

bei das Bindeglied zwischen Bundestag und Kreativteam.
Zurück geht die Idee auf den ehemaligen Bundestagsprä-
sidenten Norbert Lammert (CDU), der 2010 auf einer
Dienstreise in Ottawa eine ähnliche Installation über die
Geschichte Kanadas sah und sich so etwas auch für den
Bundestag wünschte. Seit 2011 betreut Schröder nun das
Projekt und hat noch einiges vor mit der Installation.
Damit das Parlamentsviertel zum Kinosaal wird, bedarf es
einiger Vorbereitung: Die Installation mit Lautsprechern
und Scheinwerfern muss orkansicher an das Haus ange-
bracht werden. „Früher wurde mit Gerüsten gearbeitet,
jetzt befestigen wir direkt am Haus“, erklärt Schröder.
Egal ob Wind, Blütenstaub oder Sturzregen: die Installati-
on muss auf extremere Wetterverhältnisse eingestellt sein.
Neben der Untertitelung des Films auf Englisch gibt es in
diesem Jahr zum ersten Mal die Möglichkeit, sich parallel
per Smartphone Untertitel auf zehn verschiedenen Spra-
chen anzeigen zu lassen. Lisa Brüßler T
Die 30-minütige Großbildinstallation wird noch bis zum
3. Oktober täglich nach Sonnenuntergang gezeigt. Nach
dem ersten Durchlauf wird sie ein zweites Mal wieder-
holt. Der Besuch ist kostenlos.

Die Film- und Klanginstallation über die Geschichte des Parlamentarismus in Deutschland beginnt jeden Tag mit Anbruch der Dunkelheit. ©Ralph Larmann

PERSONALIA

>Michael Müller
Bundestagsabgeordneter 1983-2009,
SPD
Am 10. Juli wird Michael Müller 70 Jahre
alt. Der Diplom-Betriebswirt aus Düsseldorf
schloss sich 1966 der SPD an und war von
1972 bis 1978 stellvertretender Vorsitzen-
der der Jungsozialisten. Von 1974 bis 1983
gehörte er dem Rat in Düsseldorf an. Mül-
ler, von 1992 bis 1998 umweltpolitischer
Sprecher seiner Bundestagsfraktion und von
1998 bis 2005 deren stellvertretender Vor-
sitzender, amtierte von 2005 bis 2009 als
Parlamentarischer Staatssekretär beim Bun-
desumweltminister. Im Bundestag wirkte
der Sozialdemokrat zumeist im Umweltaus-
schuss mit.

>Rolf Koltzsch
Bundestagsabgeordneter 1987-1994,
SPD
Rolf Koltzsch vollendet am 16. Juli sein
90. Lebensjahr. Der Versicherungskaufmann
aus Spenge/Kreis Herford trat 1956 der SPD
bei und war seit 1985 stellvertretender Vor-
sitzender in Herford. Von 1969 bis 1987 ge-
hörte er dem Rat der Stadt Spenge und von
1974 bis 1987 der Landschaftsversammlung
Westfalen-Lippe an. Koltzsch, Direktkandi-
dat des Wahlkreises Herford, arbeitete im
Bundestag im Landwirtschaftsausschuss
mit.

>Angelica Schwall-Düren
Bundestagsabgeordnete 1994-2010,
SPD
Am 16. Juli wird Angelica Schwall-Düren
70 Jahre alt. Die promovierte Philologin und
Gymnasiallehrerin aus Metelen/Kreis Stein-
furt, SPD-Mitglied seit 1976, gehörte von
1987 bis 1996 dem NRW-Landesvorstand
an. Von 1979 bis 1994 war sie Gemeinderä-
tin in Metelen. Schwall-Düren war von 1998
bis 2002 Parlamentarische Geschäftsführe-
rin ihrer Bundestagsfraktion und von 2002
bis 2010 deren stellvertretende Vorsitzende.
Die Sozialdemokratin wirkte im Umweltaus-
schuss mit und war Mitglied des Gemeinsa-
men Ausschusses. Von 2010 bis 2015 am-
tierte sie als Ministerin für Bundesangele-
genheiten, Europa und Medien Nordrhein-
Westfalens.

>Dietmar Kansy
Bundestagsabgeordneter 1980-2002,
CDU
Dietmar Kansy begeht am 18. Juli seinen
80. Geburtstag. Der promovierte Bauinge-
nieur aus Garbsen trat 1966 der CDU bei.
Von 1967 bis 1980 war er Ratsherr in Garb-
sen, von 1968 bis 1980 Kreistagsabgeord-
neter und von 1974 bis 1980 stellvertreten-
der Landrat des Kreises Hannover. Kansy,
von 1982 bis 2002 bau- und wohnungspoli-
tischer Sprecher seiner Bundestagsfraktion
und von 1991 bis 2002 Vorsitzender der
Baukommission des Bundestags, engagierte
sich im Ausschuss für Raumordnung, Bau-
wesen und Städtebau.

>Wilhelm Dietzel
Bundestagsabgeordneter 1994-1999,
CDU
Am 23. Juli wird Wilhelm Dietzel 70 Jahre
alt. Der Landwirtschaftsmeister aus Diemel-
stadt/Kreis Waldeck-Frankenberg trat 1974
der CDU bei, war Stadtverordneter und von
1981 bis 1989 Kreistagsabgeordneter. Im
Bundestag wirkte Dietzel im Landwirt-
schaftsausschuss mit. Von 1999 bis 2009
amtierte der Christdemokrat als hessischer
Minister für Umwelt, Landwirtschaft und
Forsten und war von 2003 bis 2011 Land-
tagsabgeordneter.

>Gabriele Wiechatzek
Bundestagsabgeordnete 1990-1994,
CDU
Gabriele Wiechatzek wird am 23. Juli
70 Jahre alt. Die Lehrerin aus Berlin trat
1971 der CDU bei und gehörte seit 1983
dem Landesvorstand an, seit 1989 als stell-
vertretende CDU-Vorsitzende. Von 1975 bis
1990 war Wiechatzek Mitglied des Berliner
Abgeordnetenhauses und von 1983 bis
1989 war sie dessen Vizepräsidentin. Wie-
chatzek wirkte im Bundestag im Städtebau-
ausschuss mit.

>Heinz Schwarz
Bundestagsabgeordneter 1976-1990,
CDU
Heinz Schwarz vollendet am 24. Juli sein
90. Lebensjahr. Der aus Leubsdorf/Kreis
Neuwied stammende Kaufmann trat 1947
der CDU bei, war von 1961 bis 1971 Kreis-
vorsitzender in Neuwied und von 1969 bis
1980 Bezirksvorsitzender der CDU Koblenz-
Montabaur. Von 1956 bis 1971 gehörte
Schwarz dem Neuwieder Kreistag und von
1959 bis 1976 dem Landtag in Mainz an.
Von 1971 bis 1976 amtierte er als rhein-
land-pfälzischer Innenminister. Im Bundes-
tag engagierte sich der Direktkandidat des
Wahlkreises Neuwied zuletzt im Auswärti-
gen Ausschuss.

>Willibald Toscher
Bundestagsabgeordneter 1990,
CDU
Am 24. Juli wird Willibald Toscher 70 Jahre
alt. Der Ingenieur aus Salzwedel trat Anfang
1989 der CDU in der DDR bei und war da-
nach stellvertretender Kreisvorsitzender.
1990 gehörte der Christdemokrat der ersten
frei gewählten Volkskammer und von Okto-
ber bis Dezember 1990 dem Bundestag an.
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Dr. Alice Weidel, AfD:

Keine Antworten auf
Fragen der Zukunft

Alice Weidel (*1979)
Landesliste Baden-Württemberg

Diese Aussprache hat Züge
des Surrealen. Wir spre-
chen über einen Haus-

halt – ich kann mir schon vorstel-
len, warum Sie lachen –, nach
dem eine Bundesregierung arbei-
ten soll, die eigentlich schon ge-
scheitert ist, die zerstritten und
innerlich zerfallen ist, eine Regie-
rung, deren einzelne Bestandteile
mal mit- und mal gegeneinander,
vor allem aber mit sich selbst
und mit dem eigenen Überleben
beschäftigt sind.

Die Dauerkrise, in der sich die-
se Regierung seit ihrem mühseli-
gen Zustandekommen befindet,
durchzieht auch das vorliegende
Zahlenwerk. Dieser Haushalt ist
ein Haushalt des Weiter-so, eines
Weiter-so, in dem Sie, Frau Bun-
deskanzlerin, sich eingerichtet
haben, das unser Land sich aber
schon lange nicht mehr leisten
kann: nicht finanziell und nicht
gesellschaftlich und weder innen-
noch außenpolitisch.

Davon wollen Sie aber nichts
hören. Ihre Weigerung, Fehler zu
erkennen und Fehlentscheidun-
gen zu korrigieren, ist notorisch.
Die Haushaltsberatungen, die
hinter uns liegen, haben das ein
ums andere Mal bestätigt, Herr
Kauder. Nichts ist gelöst in
Deutschland. Frau Merkel, auf
keine einzige der drängenden Zu-
kunftsfragen unseres Landes ha-
ben Sie und Ihre Regierung eine
Antwort.

Die Staatsquote ist immer noch
viel zu hoch. Deutschland
braucht eine radikale Steuerre-
form, die für Verdiener den
Grundbedarf aller Haushaltsmit-

glieder in vollem Umfang und in
angemessener Höhe steuerfrei
stellt.

Sie nehmen das Geld der Bür-
ger, das nicht zuletzt die derzeit
noch aktiven und gut ausgebilde-
ten Babyboomer reichlich erwirt-
schaften, freuen sich über schein-
bar glänzende Haushaltszahlen,
die Ihnen die fortwährende
schleichende Enteignung der Bür-
ger durch die Nullzinspolitik der
EZB verschafft, und verschleu-
dern den Wohlstand unseres Lan-
des, als gäbe es kein Morgen.

Steigende Staatseinnahmen
sind für Sie offensichtlich kein
Grund, den Bürgern das zu viel
Abgenommene zurückzugeben.
Lieber erfinden Sie neue Ausga-
bentatbestände für noch mehr
Umverteilung, für noch mehr
Klientelpolitik und Ideologiepro-
jekte, für die Rettung des Euros
und natürlich für die Alimentie-
rung von Millionen von Asylein-
wanderern.

Dabei würden der Wohlstand
und die finanziellen Spielräume,
die die Bürger und die Unterneh-
men trotz aller Widrigkeiten im-
mer noch erwirtschaften, drama-
tisch und dringend gebraucht,
zum Beispiel, um
unsere Bildungs-
systeme auf Vor-
dermann zu brin-
gen und unsere
Sozialsysteme zu-
kunfts- und demo-
grafiefest zu ma-
chen.

Sie gründen eine
Kommission zur Sicherung der
Altersvorsorge über das Jahr 2025
hinaus,

Sie geben Parolen von stabilen
Beiträgen und Rentenniveaus aus,
und die Ressourcen, die dafür be-
nötigt würden, werfen Sie mit
vollen Händen zum Fenster hi-
naus. Schlimmer noch, Sie sägen
und hacken mit Hingabe an den
Grundlagen und Wurzeln unseres
bisherigen Wohlstandes herum:
mit der unbelehrbaren Weiterver-
folgung einer gescheiterten Ener-
giewende, die außer den höchs-
ten Strompreisen der westlichen
Welt, sinkender Versorgungssi-
cherheit und Ressourcenver-

schleuderung in jährlich zweistel-
liger Milliardenhöhe nichts ge-
bracht hat, und mit einer Mobili-
tätswende, die in Wahrheit ein
unverhohlener, von bornierten
Ideologen angezettelter Krieg ge-
gen das Automobil und die an
ihm hängende Industrie und mit-
telständische Wirtschaft mit allen
ihren Arbeitsplätzen ist.

Dort werden nämlich die Steu-
ergelder erwirt-
schaftet, die Sie so
gerne und reich-
lich verteilen,
nicht zuletzt an
sich selbst; denn
das Einzige, was
Ihre Chaoskoaliti-
on in gut drei Mo-
naten geräuschlos
und schnell über die Bühne ge-
bracht hat, war ja die dreiste Er-
höhung der staatlichen Parteien-
finanzierung für Sie selbst.

Handwerksmeister und Indus-
triefacharbeiter, Handel und Ge-
werbe schaffen Produktivität und
Wohlstand – und nicht steuerfi-
nanzierte Sozialpädagogen und
Gender-Professorixe.

Die Euro-Krise hängt noch im-
mer wie ein Damoklesschwert

über Deutschland.
Die Rettung Grie-
chenlands sei ab-
geschlossen, heißt
es. Dabei ist die
vermeintliche Ab-
schlussregelung
nur eine weitere
Kreditlinie für ein
hoffnungslos über-

schuldetes Land.
Ist die verbraucht, kommt der

Ruf nach dem nächsten Rettungs-
paket.

Die 229 Milliarden Euro, die
Griechenland als Hilfskredite von
den Euro-Staaten bekommen hat,
dürften weg sein. Die Fiktion, sie
würden eines Tages zurückge-
zahlt, ist ein billiger Bilanztrick.
Und ganz ehrlich: Das wissen Sie
auch.

Uneinbringlich dürften auch
die TARGET2-Forderungen der
Bundesbank an andere Zentral-
banken des Euro-Systems sein,
die inzwischen an der Billionen-
grenze kratzen. Das deutsche Ex-

portwunder wurde über unbe-
grenzte Blankochecks finanziert,
reale Industriegüter wurden ein-
getauscht gegen theoretische For-
derungen, und das Risiko trägt,
wie immer, der deutsche Steuer-
zahler.

Ich stelle die Frage: Was ist,
wenn die Krise in Italien offen
ausbricht, das allein für fast die
Hälfte der deutschen TAR-
GET2-Außenstände steht? Ohne
an die Folgen zu denken, treiben
Sie die Banken-, Haftungs- und
Transferunion voran, machen Sie
dem französischen Präsidenten
Macron Zusagen für ein Euro-Zo-
nenbudget, mit dem das Haus-
haltsrecht der nationalen Parla-
mente ausgehebelt werden soll,

und all das nur, um
sich in Europa den
Anschein eines
Rückhaltes zu er-
kaufen, der Ihnen
im eigenen Land
unter den Händen
zerrinnt.

Selten haben Re-
gierungen in so

kurzer Zeit so viele Zukunftshy-
potheken aufgeladen und es trotz
guter Ausgangslage so fahrlässig
heruntergewirtschaftet, wie die
von Ihnen seit 13 Jahren ange-
führten Koalitionen. Das unwür-
dige Schauspiel, das Sie uns in
den vergangenen Tagen und Wo-
chen zugemutet haben, sprengt
allerdings alles bisher Dagewese-
ne.

Ihre Weigerung, den Irrweg Ih-
rer Willkommenskultur einzuge-
stehen und die notwendigen
Maßnahmen zur Kurskorrektur
wenigstens einzuleiten, hat die
aktuelle Regierungskrise ausge-
löst, die mit Ihrem Pyrrhussieg
über Horst Seehofer noch längst
nicht ausgestanden ist. Sie de-
montieren Ihren Innenminister,
weil er damit droht, nach drei
Jahren willkürlicher Außerkraft-
setzung wenigstens teilweise wie-
der geltendes Gesetz anzuwen-
den.

Um das zu verhindern, miss-
brauchen Sie Ihre Richtlinien-
kompetenz. Schauen Sie einmal
ins Grundgesetz. Lassen Sie es
sich von einem Verfassungsrecht-
ler erklären: Die Richtlinienkom-
petenz ist nicht dazu da, Recht
und Verfassung dauerhaft außer
Kraft zu setzen.

Der britische Politikwissen-
schaftler Anthony Glees bemerk-
te nach Ihrer willkürlichen, ein-
seitigen Außerkraftsetzung gel-
tenden Rechts im September

2015, Deutschland werde als
durchgeknallter „Hippie-Staat“
wahrgenommen, der zum ratio-
nalen Handeln nicht mehr fähig
sei. Die Wahrnehmung ist im Üb-
rigen nicht besser geworden. Vom
Standpunkt einer wachsenden
Zahl unserer Nachbarn im Nor-
den, Süden, Osten und Westen ist
Deutschland ein Narrenhaus,
und im Kanzleramt ist die Zen-
trale.

Von dem EU-Migrationsgipfel
haben Sie ein Bündel von vagen
Absichtserklärungen und unver-
bindlichen Allgemeinplätzen
mitgebracht, die Sie uns als euro-
päische Lösung verkaufen wollen.
Reihenweise aber widersprechen
andere EU-Staaten Ihrer eigenwil-
ligen Interpretation, mit der Sie
sich Ihre leeren Hände schönre-
den wollen. Deutschland ist un-
ter Ihrer Regierung vom Motor
und Stabilitätsanker zum Chaos-
faktor geworden. Das lassen Sie
uns hier mal ganz klar sagen.

Und jetzt Ihr Kompromiss mit
der CSU, mit dem Sie die Schwes-
terpartei noch einmal auf Linie
gebracht haben, während der an-
dere Koalitionspartner schon wie-
der meutert. Horst Seehofer hat
auf seine ursprüngliche Haupt-
forderung, wenigstens bereits re-
gistrierte und mit Einreiseverbot
belegte Asylbewerber schon an
der Grenze abzuweisen, verzich-
tet und darf Innenminister blei-
ben. Was heißt das konkret?
Statt geltendes Recht durchzuset-
zen, trägt Seehofer, trägt die CSU
die Herrschaft des Unrechts wei-
ter mit, so wie vor gut zwei Jah-
ren, als er eine Organklage vor
dem Bundesverfassungsgericht
gegen die Politik der offenen
Grenzen ankündigte und nie lie-
ferte. Geliefert hat dafür jetzt die
AfD-Bundestagsfraktion.

Herr Seehofer, schade, Sie hät-
ten Ihre Ehre wirklich retten kön-
nen als der Mann, der Deutsch-
land einen Neuanfang ermög-
licht.
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Die Euro-Krise
hängt noch

immer wie ein
Damokles-

schwert über
Deutschland.

Ihre Weigerung,
Fehler zu er-

kennen und Fehl-
entscheidungen
zu korrigieren,
ist notorisch.
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Jetzt wird man sich an Sie als
Agonie-Verlängerer der Ära Merkel
erinnern. Wie lange noch, Frau
Merkel, wollen Sie unsere Geduld
strapazieren und dieses unwürdige
Schauspiel in die Länge ziehen?

Was muss eigentlich noch alles ge-
schehen, um Sie zur Einsicht zu
bringen? Wie lange wollen Sie uns
noch mit Bluffs, mit Pseudoab-
kommen und Planankündigun-
gen – voller Hintertüren und Sei-

tenausgängen – hinhalten, aus de-
nen doch nie etwas wird? Sie sind
auf der ganzen Linie gescheitert.
Sie haben nichts erreicht, außer
mit allen Kniffen und Listen noch
etwas länger auf dem Sessel einer

Kanzlerin zu sitzen, die einer
längst schon innerlich zerbroche-
nen Koalition vorsteht.

Dafür spalten Sie Deutschland.
Dafür spalten Sie Europa. Dafür
spalten und zerlegen Sie Ihre wa-

ckelige Koalition und am Ende Ih-
re eigene Partei. Machen Sie also
dem Trauerspiel ein Ende, und tre-
ten Sie bitte ab.
(Beifall bei der AfD – Abgeordnete der

AfD erheben sich)

Dr. Angela Merkel, Bundeskanzlerin:

Der Haushalt zeigt, dass der
Bund Verantwortung übernimmt

Angela Merkel (*1954)
Bundeskanzlerin

Wir beraten heute den
Haushalt für das Jahr
2018. Ich möchte als

Erstes den Abgeordneten, insbe-
sondere den Mitgliedern des
Haushaltsausschusses, ein herzli-
ches Dankeschön sagen; denn die-
se Arbeit fand unter hohem Zeit-
druck statt. Aber es ist gut für das
ganze Land, dass dieser Haushalt
jetzt verabschiedet werden kann.
Herzlichen Dank also dafür!
Diese Haushaltsberatungen finden
in Zeiten kontroverser, zum Teil
auch sehr emotionaler gesell-
schaftlicher Debatten statt. Nicht
umsonst haben wir uns in der Ko-
alitionsvereinbarung vorgenom-
men, den Zusammenhalt unserer
Gesellschaft in den Mittelpunkt zu
stellen. Diese kontroversen gesell-
schaftlichen Debatten müssen
auch geführt werden; denn es geht
um unsere Zukunft, um Deutsch-
lands Zukunft, um die Zukunft
Europas. Es geht um die Zukunft
Deutschlands und Europas als
Agierende in der Welt.
Da die Welt im Umbruch ist, ist es
auch richtig, dass wir sehr grund-
sätzliche Fragen debattieren. „Die
Welt ist schon zu integriert, ist zu
sehr miteinander verflochten, als
dass irgendein Land für sich sein
eigenes Schicksal gestalten kann.“
Das sagte Ludwig Erhard schon
vor 55 Jahren, also fast 30 Jahre
vor den Maastrichter Verträgen, als
an eine Europäische Union von
28 – im Augenblick noch 28 –
Mitgliedstaaten gar nicht zu den-
ken war.
Es war ein weitblickender Satz,
und heute, über fünf Jahrzehnte
später, ist die Welt in noch viel tie-
ferem Maße miteinander verfloch-
ten in Bereichen des Klimas, der

Wirtschaft, der Umwelt. Men-
schen, Institutionen und Staaten
können das Schicksal ihrer eige-
nen Länder nur gemeinsam mit
anderen gestalten.
Das bedeutet erstens, dass
Deutschlands Zukunft eng ver-
bunden ist mit Europas Zukunft
in Schicksalsfragen, zweitens, dass
Deutschlands Zukunft aufs Engste
verbunden ist mit der Zukunft der
globalen Ordnung in Bereichen
von Wirtschaft, Handel, Sicherheit
und Verteidigung und drittens,
dass Deutschlands Zukunft aufs
Engste verbunden ist mit der Fra-
ge, wie wir die Digitalisierung ge-
stalten, die große technische Revo-
lution unserer Zeit, die vieles völ-
lig verändern wird.
Das sind drei sehr konkrete, aber
eben auch grundsätzliche Fragen,
und es geht um Richtungsent-
scheidungen in diesen Jahren. Wir
müssen auf der Grundlage unserer
Wertebasis, unseres Grundgeset-
zes, unseres Verständnisses vom
Menschen die richtigen Antworten
für diese neuen Zeiten finden.
Lassen Sie mich mit Europa begin-
nen. Europa war seit der Grün-
dung und noch mit Blick auf den
Zweiten Weltkrieg ein Versprechen
für Frieden und ein Versprechen
für Wohlstand. Glücklicherweise
hat die Europäische Union dieses
Friedensversprechen bis heute ein-
halten können, und wir tun natür-
lich alles dafür, dass es auch so
bleibt.
Aber um uns herum findet den-
noch eine Vielzahl von gewalttäti-
gen Auseinandersetzungen, von
Bürgerkriegen, von Kriegen statt,
teilweise auch von großen regio-
nalen Auseinandersetzungen, und
das Wohlstandsversprechen gilt
für viele Menschen bei uns in
Deutschland, aber auch in ande-
ren europäischen Mitgliedstaaten
als nicht mehr so einfach erfüll-
bar. Wir haben das ja im Zusam-
menhang mit der Euro-Krise er-
lebt. Deshalb haben diese The-
men, über die ich eben sprach, na-
türlich auch die Sitzung des Euro-
päischen Rates, auf die ich Sie ja
letzte Woche vorbereitet habe, be-
stimmt. Da standen eben Fragen
der Außenbeziehungen, der Si-
cherheit, der Verteidigung, der
Wettbewerbsfähigkeit und des
Handels, des Digitalen, der Zu-

kunft der Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion und des Brexits auf
der Tagesordnung. Aber im Kern
haben wir uns mit der großen He-
rausforderung der Europäischen
Union beschäftigt, die uns ja auch
hier zu Hause so in Bann hält.
Das ist das Thema der Migration.
Die Interessenlage in der Europäi-
schen Union bezüglich der Fragen
der Migration ist unterschiedlich.
Aber – und das war der eigentliche
Wert dieses Rates – wir haben uns
dazu verständigt, dass es eben
nicht nur die Frage für einzelne
Mitgliedstaaten ist, die diese Mit-
gliedstaaten herausfordert, son-
dern dass es eine Aufgabe ist, die
alle angeht. Eigentlich trivial, ei-
gentlich selbstverständlich und
dennoch Gegenstand von vielen
Stunden von Diskussionen, weil
natürlich jeder fragt: Was bedeutet
das jetzt für mich als Mitglied-
staat, wenn ich ak-
zeptiere, dass das
eine Herausforde-
rung für alle ist?
Weil aber nach
meiner tiefen Über-
zeugung und nach
der tiefen Überzeu-
gung vieler anderer
der Umgang mit
dieser Migrationsfrage darüber
entscheiden wird, ob Europa Be-
stand haben kann, weil es eine so
bewegende Frage ist, war es wich-
tig, dass wir zu dieser Einigung ge-
kommen sind. Wir brauchen jetzt
natürlich Antworten, die unseren
Werten entsprechen und die da-
von ausgehen, dass die Würde je-
des einzelnen Menschen unveräu-
ßerlich ist. Wir brauchen rechtlich
konsistente Antworten, die dem
Völkerrecht entsprechen, dem eu-
ropäischen Recht und dem natio-
nalen Recht. Wir brauchen solida-
rische Antworten in Europa, und
wir brauchen vor allen Dingen
realistische Antworten, die Gesell-
schaften nicht überfordern, son-
dern die im Alltag für alle auch
lebbar sind.
Wir haben seit 2015 schon eine
Vielzahl von Maßnahmen ergrif-
fen, die auch dazu geführt haben,
dass zum Beispiel über die Mittel-
meerrouten 95 Prozent weniger
Flüchtlinge kommen als 2015.
Wir haben beim Europäischen Rat
über zwei Themen diskutiert, über

das eine sehr ausführlich. Das ist
das große Thema des Außengren-
zenschutzes. Die österreichische
Präsidentschaft mit Sebastian Kurz
als Bundeskanzler hat sich genau
dieses Thema als zentrales Thema
vorgenommen. Wie können wir
unsere Außengrenzen schützen?
Da ist auf der einen Seite das The-
ma Frontex: besser ausgestattet, er-
weitertes Mandat. Die Kommissi-
on hat jetzt deutlich gemacht, dass
wir bis 2020 10 000 Polizisten bei
Frontex brauchen. Das ist mit Si-
cherheit nicht zu viel. Aber wenn
wir wissen, wie gefordert unsere
Polizei auch in Deutschland ist,
dann können wir uns vorstellen,
dass es nicht so einfach ist, 10 000
Polizisten für den Außengrenzen-
schutz abzustellen. Aber Deutsch-
land wird seinen Beitrag hier leis-
ten.
Wir haben uns mit der Situation
in den Transit- und Herkunftslän-
dern beschäftigt. Ich will hier nur
an Libyen erinnern. Die europäi-
sche Mission Sophia, die eine Ret-
tungsmission ist, hat jetzt sehr viel
mehr Kraft darauf verwendet, die
libysche Küstenwache aufzubauen
und zu trainieren. Hier war einer
der wichtigen Punkte, den wir

noch einmal deut-
lich gemacht ha-
ben: Wenn es jetzt
eine libysche Küs-
tenwache gibt, die
immer besser agie-
ren kann, dann
muss das interna-
tionale Recht auch
eingehalten wer-

den von allen, die dort im Seege-
biet operieren.
Das gilt auch für die Nichtregie-
rungsorganisationen. Das war ge-
rade dem maltesischen Premier-
minister und dem italienischen
sehr wichtig.
Wir haben über das EU-Türkei-Ab-
kommen gesprochen und haben
endlich die 3 Milliarden Euro als
zweite Tranche, die nicht der Tür-
kei zugutekommen, sondern den
3,9 Millionen Flüchtlingen, die
die Türkei beherbergt, verabschie-
det. Wir haben viel zu kritisieren
an der Türkei. Aber das, was die
Türkei für syrische Bürgerkriegs-
flüchtlinge leistet, ist ein Riesen-
beitrag, und das verdient die Aner-
kennung aller.
Wir haben dann 500 Millionen
Euro in den EU-Afrika-Trust-Fund
gegeben, weil natürlich ein Land
wie Italien sagt: Okay, die eine
Route über die Türkei ist wichtig.
Aber aus der Perspektive Italiens
ist vor allem die Entwicklung
Nordafrikas wichtig. – Deshalb
war das auch ein sehr sinnvoller

Beitrag. Wir haben dann sehr lan-
ge über das Wortungetüm von re-
gionalen Ausschiffungsplattfor-
men – man möchte das gar nicht
in den Mund nehmen – gespro-
chen. Worum geht es? Es geht ei-
gentlich um die Frage: Kann man
mit afrikanischen Ländern Verein-
barungen darüber treffen, dass
Flüchtlinge sich nicht erst auf den
Weg durch die Sahara machen,
dass Flüchtlinge nicht erst in eine
menschliche Lage kommen, die
völlig inakzeptabel ist, sodass es
dann schwierig ist, in Libyen mit
dem UNHCR und der Internatio-
nalen Organisation für Migration
überhaupt zusammenzuarbeiten?
Wir haben über dieses Thema sehr
intensiv diskutiert. Ich habe deut-
lich gemacht: Das alles wird nur
gehen, wenn wir nicht über die
Köpfe anderer Länder in Afrika
hinweg sprechen, sondern wenn
wir mit den Ländern sprechen.
Deshalb brauchen wir einen neu-
en Pakt mit Afrika. Deshalb ist das
Thema von Gerd Müller als Ent-
wicklungsminister – Marshallplan
für Afrika – wichtig.
Sie werden vielleicht gelesen ha-
ben: Bei der letzten Tagung hat die
Afrikanische Union zum ersten
Mal ein Migrationskonzept aus
der Perspektive Afrikas entwickelt.
Sie wird eine Koordinierungsstelle
für Migrationsfragen in Marokko
einrichten. Die kann Ansprech-
partner für die Europäische Union
sein. So muss die partnerschaftli-
che Zusammenarbeit auch sein.
Denn wir dürfen nicht vergessen:
Die Migrationsfrage ist für uns
wichtig. Aber 85 Prozent – oder
mehr – aller Migranten auf der
Welt sind nicht in Europa, son-
dern woanders und leben zum
Teil in bitterarmen Verhältnissen.
Das heißt, Migration ist mitnich-
ten ein europäisches Problem al-
lein. Es ist ein globales Problem,
und es erfordert eine globale Ant-
wort.
Wir haben natürlich auch über
Rückkehrmechanismen für Men-
schen gesprochen, die keine Aner-
kennung hier in Europa finden;
die Afrikanische Union ihrerseits
hat darüber gesprochen, dass es
dann auch legale Möglichkeiten
für Studienplätze, für Arbeitsplät-
ze geben muss. Und in dem Zu-
sammenhang ist aus unserer Sicht
natürlich auch wieder ein Fach-
kräfteeinwanderungsgesetz wich-
tig.
Wo sind unsere Interessen, und
wie können wir daraus Win-win-
Situationen auch im Verhältnis zu
Herkunftsländern mit heute ille-
galer Migration machen, meine
Damen und Herren?
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Anders, wenn wir nicht solche Me-
chanismen finden, werden wir die
Schlepper und Schleuser nicht be-
kämpfen können.
Wir haben dann über das Thema
der sogenannten Sekundärmigrati-
on gesprochen, das heißt also der
Wanderungsbewegungen inner-
halb der Europäischen Union. Wir
sind uns alle bewusst, dass die
Vorteile von Schengen, nämlich
die Freizügigkeit innerhalb des
Schengen-Raums, in Gefahr gera-
ten kann, wenn wir dieses Thema
nicht wirklich bearbeiten. Deshalb
ist die Aussage – um die Freizügig-
keit zu erhalten, die Vorteile des
Schengen-Raums zu erhalten –,
dass Mitgliedstaaten interne Maß-
nahmen ergreifen müssen und
sollen, aber eben auch partner-
schaftlich zusammenarbeiten sol-
len. Genau auf dieser Grundlage
habe ich meine Gespräche ge-
führt: dass nicht einseitige Maß-
nahmen, nicht unabgestimmte
Maßnahmen, nicht Maßnahmen
zulasten Dritter stattfinden, son-
dern dass wir „partnerschaftlich“,
wie es im Beschluss heißt, zusam-
menarbeiten.
Beim Thema Sekundärmigration
sind wir uns, glaube ich, alle ei-
nig, dass Flüchtlinge sich nicht
einfach aussuchen können, in
welchem europäischen Land sie
ein Asylverfahren durchlaufen.
Auf der anderen Seite wissen wir –
da wir noch keine solidarischen
Verteilungsmechanismen haben –,
dass es schwierig ist und dass wir
auch die Außengrenzenstaaten na-
türlich immer wieder entlasten
müssen. Aber es kann nicht sein,
dass die Flüchtlinge bestimmen,
wo der Asylantrag bearbeitet wird.
Auf dieser Grundlage habe ich mit
Griechenland Gespräche geführt,
dass sozusagen im grenznahen Be-
reich, wenn man davon ausgeht,
dass noch gar keine Einreise statt-
gefunden hat – das kennen wir ja
auch aus dem
Flughafenbereich
–, Flüchtlinge di-
rekt wieder nach
Griechenland zu-
rückgeführt wer-
den und dort das
Asylverfahren be-
arbeitet wird. Im
Gegenzug hat
Griechenland darauf hingewiesen,
dass eine Vielzahl von Flüchtlin-
gen in Griechenland ist, die An-
rechte auf Familiennachzug hat
und dass wir auch dies Schritt für
Schritt abarbeiten. Da wir jetzt ja
beschlossen haben, beim subsidiä-
ren Familiennachzug pro Monat 1
000 Menschen aufzunehmen,
können wir genau in diesem Be-
reich auch handeln.
Meine Damen und Herren, wir
haben dann vereinbart – jetzt in
den letzten Tagen –, dass wir ähn-
liche Abmachungen, Verwaltungs-
vereinbarungen, auch mit anderen
Herkunftsländern treffen. Der

Bundesinnenminister, Horst See-
hofer, wird dazu jetzt die Gesprä-
che führen, und ich werde das na-
türlich auch weitermachen.
Wir haben dann eine zweite Grup-
pe von Fragen. Das sind all die Be-
reiche in Deutschland, in denen
keine permanenten Grenzkontrol-
len durchgeführt werden. Grenz-
kontrollen werden ja nur an der
deutsch-österreichischen Grenze
durchgeführt. Hier haben wir die
Situation, dass die Dublin-Rück-
überstellungsverfahren – das
heißt, wenn Deutschland nicht
zuständig ist für das Asylverfahren
– sehr lange dauern und sehr inef-
fizient sind. Genau darüber habe
ich mit etlichen Ländern gespro-
chen, weil selbst in unseren Nach-
barländern, also gar nicht in den
Hauptherkunftsländern, die Er-
folgsquote von solchen Rücküber-
stellungen bei 15 Prozent liegt.
Damit kann man sich nicht abfin-
den, und das wollen wir beschleu-
nigen. Darüber haben wir auch
gestern in der Koalition gespro-
chen, und das ist richtig. Es muss
mehr Ordnung in alle Arten der
Migration kommen, damit Men-
schen den Eindruck haben: Recht
und Ordnung werden durchge-
setzt. Das sind unser Auftrag und
unser Anliegen.
Meine Damen und Herren, des-
halb können wir sagen: Wir haben
im Bereich der Migration schon
etliches geschafft. Der Bundesin-
nenminister wird seinen Master-
plan vorstellen, wodurch in allen
Bereichen noch einmal geguckt
wird: Wo müssen wir effizienter
werden? Wo müssen wir besser
werden? Wo müssen wir schneller
werden? – Wir werden natürlich
auch das Thema der Integration
für diejenigen, die Bleibeperspek-
tiven haben, weiter in den Mittel-
punkt stellen. Hier zeigt der Haus-
halt, dass der Bund Verantwortung
übernimmt, weiter die Frage der

Integration als eine
gesamtgesellschaftli-
che Aufgabe sieht.
Diese gesamtgesell-
schaftliche oder ge-
samtstaatliche Auf-
gabe spiegelt sich
auch im Haushalt
wider; denn der
Bund beteiligt sich

erheblich an den Integrationskos-
ten. Die Verhandlungen für die
nächsten Jahre wird der Bundesfi-
nanzminister im Sommer noch
weiterführen. Das wird nicht ganz
einfach; aber natürlich wollen wir
auch da unseren Anteil leisten.
Meine Damen und Herren, wir
haben insofern eine wirklich
drängende Aufgabe vor uns, an
der wir auch intensiv weiterarbei-
ten werden, über die es kontrover-
se Debatten auch in Zukunft ge-
ben wird, die uns bewegen, die
uns wirklich auch fordern. Aber
ich glaube, es ist richtig, sich mit
dieser Frage intensiv zu beschäfti-

gen und unser Wertegerüst hier
auf diese neue Aufgabe auszurich-
ten und außen- und innenpoli-
tisch vernünftig zu handeln.
Der zweite Bereich – neben
Europa – ist die globale Ordnung.
Ich will, bei allen Problemen, die
wir weltweit haben, noch mal da-
rauf hinweisen, dass wir in den
letzten Jahrzehnten auch vieles er-
reicht haben:
1981 lebten noch 42 Prozent der
Weltbevölkerung in absoluter Ar-
mut, also mit ei-
nem Einkommen
von weniger als 2
Dollar pro Tag.
Heute sind es 10
Prozent der Welt-
bevölkerung – bei
viel mehr Men-
schen, aber 10 Pro-
zent der Weltbevöl-
kerung.
Der Anteil der Analphabeten in
den 50er-Jahren war 64 Prozent
der Weltbevölkerung; heute sind
es weniger als 14 Prozent.
Der Anteil der weltweiten Militär-
ausgaben war 1960 noch bei 6
Prozent des Welt-Bruttoinlands-
produkts; heute ist er bei 2,2 Pro-
zent weltweit.
Es gibt Krankheiten wie zum Bei-
spiel die Pocken, die völlig ausge-
rottet sind.
Das heißt, wir sollten nicht immer
so tun, als ob alle Probleme un-
lösbar sind, sondern wir sollten
zeigen, dass wir mithilfe von Ent-
wicklungshilfe, internationalem
Einsatz vieles auch gelöst haben.
Und wir sind natürlich nicht am
Ende.
Das sollte uns Mut machen, auch
die Entwicklungsziele für 2030
jetzt umzusetzen und einfach wei-
terzuarbeiten für eine bessere
Welt.
Aber zurzeit gerät etwas ins Wan-
ken, was wir als fast unveränder-
lich gesehen haben, nämlich die
Rolle multilateraler Organisatio-
nen. Wir haben jetzt die Zölle auf
Aluminium und Stahl, und wir
haben eine Diskussion, die weit-
aus schwerwiegender ist: Sollen –
mit Blick auf die Importe in die
USA – auch noch Zölle auf Autos
erhoben werden? Meine Damen
und Herren, das hat dann schon
Züge eines Handelskonflikts – ich
will jetzt mal noch nicht weitere
Worte sagen –, und es lohnt sich
alle Mühe, diesen Konflikt, damit
er nicht zu einem wirklichen Krieg
wird, zu entschärfen zu versuchen.
Aber dazu gehören natürlich zwei
Seiten.
Jean-Claude Juncker wird jetzt in
die Vereinigten Staaten von Ame-
rika fahren. Jean-Claude Juncker
wird Vorschläge unterbreiten: Was
können wir tun? Aber ich hoffe,
dass wir das vermeiden können;
denn das gute Funktionieren der
Weltwirtschaft hängt davon ab,
dass wir partnerschaftlich auch
hier miteinander zusammenarbei-

ten. Die internationale Finanzkri-
se, die dazu geführt hat, dass wir
jetzt immer im Format der G 20
tagen, wäre niemals so schnell be-
hoben worden – es war trotzdem
noch schmerzhaft –, wenn wir
nicht international und kamerad-
schaftlich und multilateral zusam-
mengearbeitet hätten, und dies
muss auch weiter geschehen.
Deutschland wird sich jedenfalls
dafür einsetzen – und die gesamte
Europäische Union.

Deshalb müssen
wir unsere Ver-
pflichtungen aus
dem Klimaabkom-
men erfüllen. Des-
halb werden wir
uns für eine Stär-
kung der Welthan-
delsorganisation
einsetzen. Deshalb

werden wir in den Formaten G 7
und G 20 weiter intensiv mitei-
nander zusammenarbeiten, und
deshalb setzen wir natürlich auch
auf Bündnisse wie zum Beispiel
die NATO. Nächste Woche findet
der NATO-Gipfel in Brüssel statt,
und es gibt kritische Anmerkun-
gen, gerade der Vereinigten Staa-
ten von Amerika, dass Deutsch-
land nicht genug im Verteidi-
gungsbereich ausgibt. Ich bin sehr
dankbar, dass wir im Haushalt
Steigerungen unseres Verteidi-
gungsetats haben – genauso wie
wir Steigerungen des Entwick-
lungsetats haben. Aber gemessen
an dem, was andere bezogen auf
ihr Bruttoinlandsprodukt tun, ist
das längst nicht ausreichend, und
deshalb haben wir uns auch ver-
pflichtet, bis 2024 1,5 Prozent des
Bruttoinlandsprodukts dafür aus-
zugeben.
Ich habe über die Effizienzverbes-
serungen innerhalb der europäi-
schen Zusammenarbeit hier ge-
sprochen; ich will das nicht wie-
derholen. Ich will nur noch ein-
mal deutlich machen: Deutsch-
land ist ein verlässlicher Partner in
der NATO – wir sind der zweit-
größte Truppensteller; wir sind an
vielen Missionen beteiligt –, und
Deutschland wird auch ein ver-
lässlicher Partner der NATO blei-
ben, meine Damen und Herren.
Man kann auch nicht so tun, als
wenn das Thema Verteidigung
nicht ein drängendes in unserer
heutigen Zeit ist. Wir alle haben
uns gewünscht, dass nach dem En-
de des Kalten Krieges die Welt
friedlicher wird. Aber vor unserer
Haustür toben die Kriege: der Bür-
gerkrieg in Syrien, der IS im Irak,
der Gott sei Dank einigermaßen
besiegt ist, aber uns immer noch
in Atem halten wird.
Die Situation in Afghanistan ist
nicht befriedet. Die Krim ist an-
nektiert. In der Ostukraine haben
wir eine schwierige Situation. Sich
nicht auf Bündnisverteidigung
vorzubereiten, wäre fahrlässig,
meine Damen und Herren, und

deshalb sind wir das schuldig und
müssen wir hier weiterarbeiten.
Es gibt die dritte große Herausfor-
derung, die uns umtreibt und die
uns in der Bundesregierung in vie-
len Facetten beschäftigt: Das ist
die Digitalisierung. Sie verändert
unsere Art zu leben, sie verändert
unsere Art zu arbeiten. Die neue
Bundesregierung hat strukturell
auf diese Frage geantwortet: Wir
hatten jetzt die erste Sitzung unse-
res Digitalkabinetts. Wir haben ei-
ne Staatsministerin für Digitalisie-
rung. Wir haben die Strukturen so
angepasst, dass wir intensiv in den
Fragen zusammenarbeiten.
Wir werden vor allen Dingen
nicht nur auf die technischen Ent-
wicklungen Wert legen; die sind
wichtig, Stichwort: Infrastruktur-
ausbau. Der Bundesverkehrsmi-
nister hat hier ein Riesenaufga-
benpaket: Förderung des Glasfa-
serausbaus, Versteigerung von Fre-
quenzen, 5G ausrollen, und zwar
nicht nur in den Städten, sondern
auch in den ländlichen Regionen.
Das ist Daseinsvorsorge für die
Menschen in unserem Land.
Bis 2025 wollen wir, dass das für
jeden erreichbar und zu erhalten
ist.
Das ist Voraussetzung dafür, dass
wir überhaupt von gleichwertigen
Lebensverhältnissen sprechen
können.
Meine Damen und Herren, es geht
dann aber auch um Datenschutz
und den Umgang mit Daten, um
Datenbewertung. Deshalb messe
ich der Arbeit der Datenethikkom-
mission eine sehr große Bedeu-
tung bei.
Es geht um neue Technologien.
Hier erarbeiten wir jetzt eine Stra-
tegie zur künstlichen Intelligenz.
Wir drohen, da zurückzufallen –
nicht, weil wir nicht die besten
Fachleute haben. Wir haben dazu
eine Anhörung gemacht; Deutsch-
land hat herausragende Köpfe.
Aber wir müssen das einbinden in
eine Gesamtstrategie, von der For-
schung bis hin zur Anwendung,
damit uns nicht das passiert, was
uns früher passiert ist: Wir haben
den MP3-Player erfunden, aber
niemals vermarktet. Jetzt muss es
lauten: von der Forschung hin zur
Anwendung in der Wirtschaft –
gerade mit Blick auf unsere Stärke,
nämlich die Industrie, das Internet
der Dinge, Industrie 4.0. Das ist
eine Prägung aus Deutschland,
und die muss jetzt mit der Ent-
wicklung der künstlichen Intelli-
genz zusammengebracht werden –
eine ganz wichtige Aufgabe für die
nächsten Jahre, meine Damen
und Herren.
Aber damit nicht genug, sondern
wir werden uns natürlich anschau-
en – der Bundesgesundheitsminis-
ter tut das beispielsweise –: Wie
kann die Digitalisierung Einzug
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halten? Die Landwirtschaftspolitik
und die gesamte Landwirtschaft
werden sich in der digitalen Welt
völlig anders aufstellen. Das führt
zu viel besserem und effiziente-
rem Einsatz zum Beispiel von
Düngemitteln, zu besseren Mög-
lichkeiten der Tierzucht. Es ist
überhaupt noch nicht absehbar,
welche neuen Bereiche wir da ha-
ben.
Trotzdem ist die Digitalisierung
auch ein Gebiet, das Menschen
Sorge macht, das Menschen Angst
macht, weil damit natürlich völli-
ge Veränderungen der Arbeitswelt
verbunden sind. Der Bundesar-
beitsminister wird sich zusammen
mit der Bildungsministerin genau
mit diesem Thema beschäftigen –
Stichworte: Berufsbildungspakt,
Nationale Weiterbildungsstrategie,
Recht auf Weiterbildungsberatung,
alles Dinge, die notwendig sind,
damit Menschen diesen digitalen
Wandel auch wirklich durchste-
hen können.
Und wir werden die Fragen der
Besteuerung völlig neu zu bespre-
chen haben. Deutschland setzt
hier nicht auf eine schnelle Inte-
rimslösung. Aber dass es nicht
sein kann, dass große Internetkon-
zerne in Deutschland keine Steu-
ern zahlen, sehen wir ja auch ein.

Deshalb hoffen wir, dass die
OECD ihre Arbeiten schnell um-
setzen kann.
Meine Damen und Herren, wenn
es um Handelsbilanzen zwischen
der Europäischen Union und den
Vereinigten Staaten von Amerika
geht, dann ist festzustellen, dass
diese Handelsbilanzen, wenn sie
einen großen Handelsüberschuss
von Europa zeigen, immer zur Ba-
sis haben, dass es nur um den
Austausch von Waren geht; darin
sind Dienstleistungen überhaupt
nicht enthalten. Wenn Sie die
Dienstleistungen inklusive der di-
gitalen Dienstleistungen hinzu-
nehmen, dann haben Sie eine völ-
lig andere Handelsbilanz, bei der
es eher einen Überschuss der Ver-
einigten Staaten von Amerika ge-
genüber Europa gibt als umge-
kehrt. Das muss man auch einmal
sagen.
Es ist sozusagen fast altmodisch,
nur die Waren zu rechnen und
nicht die Dienstleistungen mit hi-
neinzunehmen.
Meine Damen und Herren, wir
sind jetzt etwas mehr als 100 Tage
als Regierung im Amt. Wir haben
vieles bereits vorangebracht.
Nicht nur, dass wir jetzt einen
Haushalt für das Jahr 2018 haben.
Wir haben Arbeitslosenzahlen, die

uns wirklich hoffnungsvoll stim-
men, die niedrigste Arbeitslosig-
keit seit der deutschen Einheit –
im Juni 5 Prozent, meine Damen
und Herren –, viele Regionen ha-
ben Vollbeschäftigung. Nicht nur,
dass viele Men-
schen Arbeit ha-
ben, sondern – das
ist ja das eigentlich
Wichtige – es hat in
den letzten Jahren
auch zu besseren
Lohnentwicklun-
gen geführt. Diese
Lohnentwicklun-
gen zeigen sich jetzt auch in der
Steigerung des Mindestlohns. Das
heißt, wir konnten jetzt wieder sa-
gen: Der Mindestlohn wird ange-
hoben. Das sagt im Übrigen eine
Kommission, die sehr reibungsfrei
und reibungslos arbeitet.
Den 21 Millionen Rentnerinnen
und Rentnern können wir sagen:
Die Renten steigen zum achten
Mal hintereinander sehr deutlich.
Das ist ein Riesenbeitrag dazu,
dass gerade ältere Menschen bes-
ser leben können; denn bei den
geringen Inflationsraten ist das ein
Mehr an Geld im Portemonnaie.
Wir haben beschlossen, dass wir
die Bürgerinnen und Bürger durch
einen höheren Grundfreibetrag

für Erwachsene und den Abbau
der kalten Progression als Korrek-
tur am Einkommensteuertarif ent-
lasten.
Wir entlasten die Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer, indem wir

zurückkehren zur
paritätischen Bei-
tragsfinanzierung.
Wir stärken Famili-
en durch ein höhe-
res Kindergeld und
die Anpassung des
steuerlichen Frei-
betrages für Kinder.
Wir haben das

Baukindergeld beschlossen. Wir
haben steuerliche Anreize für den
Wohnungsbau beschlossen. Wir
tun mehr für den sozialen Woh-
nungsbau. Immer wieder ist hier
gesagt worden: Wohnen ist die
zentrale Herausforderung. – Hier
hat die Bundesregierung bereits
gehandelt. Ich danke allen dafür,
die das auf den Weg gebracht ha-
ben.
Wir haben mit Blick auf den
Strukturwandel in den Braunkoh-
legebieten eine Kommission ein-
gesetzt, die mit dem Arbeiten be-
gonnen hat und die nicht als Ers-
tes fragt: „Wann steigen wir aus
der Braunkohle aus?“, sondern die
als Erstes fragt: „Wie können wir

Menschen Perspektiven und Zu-
kunft geben?“, und genau das ist
die richtige Frage. Ich glaube, die-
se Kommission wird gute Antwor-
ten finden.
Wir haben einen Haushalt, mit
dem wir keine neuen Schulden
machen und der ein Riesenschritt
dahin ist, damit wir wieder alle
Maastricht-Kriterien erfüllen. Das
ist ein Beitrag für die zukünftigen
Generationen, meine Damen und
Herren.
Wir haben im Übrigen sogar eines
der schwierigsten Themen, näm-
lich Rückkehr von Teilzeit in Voll-
zeit, auf den Weg gebracht.
Das hat uns lange beschäftigt; jetzt
ist es auf den Weg gebracht.
Also: Diese Bundesregierung ar-
beitet. Sie ist sich bewusst, dass sie
viel zu tun hat. Sie wird die gesell-
schaftlichen Fragen so versuchen
zu lösen, dass es zu einem besse-
ren Zusammenhalt in der Gesell-
schaft kommt.
Herzlichen Dank für Ihre Unter-
stützung dabei.

(Beifall bei der CDU/CSU und derSPD)

Christian Lindner, FDP:

Deutschland muss die
Wohlstandsstagnation überwinden

Christian Lindner (*1979)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Seit Herbst 2015 wissen wir
von den Softwaremanipula-
tionen bei deutschen Diesel-

Pkws. Und seit dieser Zeit sind
Millionen Fahrzeughalter im Un-
klaren, ob sie mit ihrem Auto
noch in Innenstädte fahren kön-
nen. Jetzt schreiben wir Juli 2018,
und diese Unsicherheit ist noch
nicht bereinigt. Wo ist die Mobili-
tätsgarantie für Millionen Men-
schen, die auf den Diesel angewie-
sen sind?

Seit Herbst 2015 sind die Bau-
kosten für Mehrfamilienhäuser
um 9 Prozent gestiegen. Seit Jahr
und Tag liegen die Ergebnisse der
Baukostenkommission auf dem

Tisch, wo es darum geht, die Er-
stellungskosten zu reduzieren. Sie
diskutieren über die Mietpreis-
bremse. – Wo sind die Initiativen
für die Schaffung bezahlbaren
Wohnraums durch Setzung von
verhältnismäßigen Standards?

Seit Herbst 2015, spätestens,
warnen die Wirtschaftsweisen da-
vor, dass wir durch diese Energie-
politik weder unsere Klimaziele
erreichen noch die wirtschaftliche
Wettbewerbsfähigkeit unseres Lan-
des auf Dauer erhalten können.
Sie stellen mit Ihrer Kohlekom-
mission, die Sie gerade genannt
haben, Frau Bundeskanzlerin, die
Frage, wie man sozialverträglich
möglichst schnell auf mehr Braun-
kohle-Kraftwerksblöcke verzichten
kann. Diese Frage ist eigentlich ge-
klärt durch den europäischen
CO2-Zertifikatehandel. Sie müss-
ten die Frage stellen: Wie kom-
men wir wieder zu einem markt-
wirtschaftlichen System der Ener-
gieerzeugung, das Arbeitsplätze in
Deutschland sicher macht? Aber
wenn ich es richtig sehe, dann gibt
es im Haus von Peter Altmaier
noch nicht einmal einen zuständi-
gen Staatssekretär für diese Frage.

Seit 2015 wird über die Digitali-
sierung der Bildung gesprochen.

Die Menschen sehen im Alltag, in
welchem Zustand die Schulen
sind. Da geht es nicht nur um
Smartboards an den Wänden und
Tablets, nicht nur um digitale Bil-
dung, sondern auch um den Zu-
stand der Toiletten. Seit 2015 wird
darüber gesprochen; 2016 wurde
der Digitalpakt vorgestellt. Jetzt, in
diesem Bundeshaushalt, sind
noch nicht einmal die Mittel dafür
etatisiert, weil Sie darauf warten,
dass Sie dafür Erlöse aus der Ver-
steigerung neuer Mobilfunklizen-
zen bekommen.

Deshalb, Frau Bundeskanzlerin:
Sie haben über vieles gesprochen;
es gibt aber nicht nur die Welt-
bühne, und es gibt nicht nur die
Ränder der Gesellschaft, sondern
es gibt auch Millionen Menschen
in der Mitte dieser Gesellschaft,
die von ihrer Regierungschefin
Antworten auf Alltagsprobleme er-
warten.

Davon haben wir nichts gehört.
Wir haben davon nichts gehört,
weil Ihre Regierung seit dem
Herbst 2015 insbesondere mit Fra-
gen der Flüchtlingspolitik und mit
Asylfragen beschäftigt ist. Das
überlagert alles – auch Ihre Rede
heute. Die politische Debatte der
letzten Tage hat noch einmal ei-

nen Eindruck davon gegeben. Seit
Herbst 2015 beschäftigt sich Ihre
Regierung, beschäftigen Sie selbst
sich hauptsächlich damit, ohne
dass das Problem nachvollziehbar
befriedigend gelöst wäre. Wir ha-
ben mal gesagt: Besser nicht regie-
ren, als falsch. – Wir haben uns
nicht vorstellen können, dass bei-
des gleichzeitig geht.

Die wirtschaftliche Entwicklung
haben Sie, Frau Bundeskanzlerin,
gewürdigt. Sie haben unerwähnt
gelassen, dass wir seit 2008 den
vierten Auftragsrückgang in Folge
zu verzeichnen haben; das ist ein-
malig seit 2008. Die Wachstums-
prognosen werden zurückgenom-
men. Wir haben neue wirtschaftli-
che Risiken, beispielsweise durch
die Handelskonflikte auf der Welt.
Diese haben Sie angesprochen.

Deshalb wäre es jetzt dringend
nötig, dass dieses Land seine
Wohlstandsstagnation überwindet
und wieder darangeht, die Voraus-
setzungen dafür zu schaffen, dass
wir auch im nächsten Jahrzehnt
eine gute wirtschaftliche Entwick-
lung haben.

Davon haben wir nichts gehört.
Was Sie getan haben, Frau Mer-

kel, war, neuen Bürokratismus,
den Herr Heil in den Koalitions-
vertrag gebracht hat, nämlich die
Brückenteilzeit, zu loben. Die ein-
zige konkrete wirtschafts- und ar-
beitsmarktpolitische Maßnahme,
die Sie gelobt haben, ist mehr Bü-
rokratismus. Ich kann Ihnen sa-
gen: Wir wünschen uns von Ihrer
Regierung weniger Bürokratismus
und mehr Initiativen für den welt-

weiten Freihandel. Das wäre im
Interesse der deutschen Wirt-
schaft.

Um zum Haushalt zu kommen:
Die Einnahmen des Staates wer-
den in den nächsten Jahren um
sage und schreibe 165,9 Milliar-
den Euro steigen.

Und dennoch ist keine nen-
nenswerte Entlastung und ist eine
sinkende Investitionsquote in Ih-
rer mittelfristigen Finanzplanung
vorgesehen – und das bei dieser
Entwicklung der öffentlichen Ein-
nahmen. Der Publizist Gabor
Steingart hat einmal geschrieben:

Der Steuerregen ist der einzige
Niederschlag, der bereits verduns-
tet ist, bevor er den Boden erreicht
hat.

Das hängt mit Ihrer Art, Politik
zu machen, zusammen.

Die Kaufprämie für Elektroautos
erweist sich als unwirksam. Ant-
wort der Großen Koalition: Dann
wird sie verlängert. – Die eigentli-
che Antwort müsste sein: Abschaf-
fen!

Das Baukindergeld wird teurer
als erwartet. Lösung der Großen
Koalition: Dann bekommt die
SPD eben auch noch 500 Millio-
nen Euro zusätzlich, um die Zu-
stimmung einzukaufen.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, das ist doch wirklich ein
sachwidriges Koppelgeschäft;
denn Ihnen fiel erst ein, mehr für
sozialen Wohnungsbau zu for-
dern, als die CSU mehr Geld für
ihr Baukindergeld brauchte.

Zur Rentenkommission. Wie
großartig: Sie richten eine Renten-
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kommission ein, sicherheitshalber
beschließen Sie aber vorher die
Mütterrente etc., wodurch der Zu-
schuss zur gesetzlichen Rentenver-
sicherung aus dem Bundeshaus-
halt von 91 Milliarden Euro auf
103 Milliarden Euro im Jahr stei-
gen wird. Wozu brauchen Sie eine
Rentenkommission, wenn die Er-
gebnisse bereits vorher feststehen?
Diese Rentenpolitik kann nicht
fortgesetzt werden. Wir brauchen
mehr Flexibilität und private Vor-
sorge.
Nebenbei gesagt, Frau Kollegin

Weidel: Dass ausgerechnet Sie die
Rentenpolitik der Großen Koaliti-
on kritisieren, war für mich eine
Überraschung. Denn Ihre Partei
hat es ja entweder aus Raffinesse
oder aus Faulheit bisher vermie-
den, ein eigenes rentenpolitisches
Konzept vorzulegen. Sie sollten
andere erst dann kritisieren, wenn
Sie den Mut haben, sich zu ent-
scheiden, in welche Richtung Sie
die Rentenpolitik weiterentwi-
ckeln wollen. Vorher macht das
keinen Sinn, anderen Zensuren zu
erteilen.
In diesem Bundeshaushalt er-

kennen wir keine Schwerpunktset-
zung und keine Ideen. Ich glaube,
Michelangelo wird folgender Satz
zugeschrieben. Auf die Frage, wie
er denn diese großartigen Statuen
schaffen kann, wie diese Skulptu-
ren zustande kommen, hat er ge-
sagt: Ich habe einfach das Über-
flüssige weggelassen. Aus dem gro-
ben Klotz wird durch das Weglas-
sen des Überflüssigen ein Kunst-
werk. Das, was Olaf Scholz vorge-
legt hat, ist ein unbeschlagener
Block ohne Ideen und ohne Ge-
staltung.
Es sagt, liebe Kolleginnen und

Kollegen, ein solcher Haushalt ja
auch etwas über politisches
Grundverständnis aus und über
das Verhältnis von Bürger und
Staat. Die SPD hat im Wahlkampf
versprochen, den Mittelstands-
bauch abzuschaffen. Sie haben
versprochen, dafür unter anderem
den Spitzensteuersatz von 54 000
Euro auf 60 000 Euro zu erhöhen,
und Sie haben prüfen wollen, ob
der Grundfreibetrag über den im
jährlichen Existenzminimumbe-
richt prognostizierten Wert hinaus
angehoben werden muss. Die
Union hat versprochen, den Mit-
telstandsbauch zu dämpfen. Sie
haben versprochen, dass der Spit-
zensteuersatz nicht bei 54 000
Euro, sondern erst bei 60 000
Euro greifen soll – deckungsgleich
mit der SPD –, und Sie wollten
den Kinderfreibetrag auf das Ni-
veau des Freibetrags für Erwachse-
ne anheben. Bei diesen Fragen gab
es in den Wahlprogrammen von
Union und SPD Übereinkunft.
Warum finden wir das nicht in

der mittelfristigen Finanzplanung
von Olaf Scholz?
Alle drei Koalitionspartner – da-

rauf kommt es in diesen Tagen ja

an – reden, alle drei handeln
nicht. Wenn Sie in Zeiten von Re-
kordeinnahmen nicht einmal in
der Lage sind, Ihre Wahlverspre-
chen zu halten, dann ist das nicht
nur ökonomisch unklug, sondern
es ist ein Anschlag auf die Glaub-
würdigkeit der Politik insgesamt.
Wofür haben Sie denn Geld?

Für 209 Stellen in den Bundesmi-
nisterien, davon 104 bei Horst
Seehofer in einer Abteilung „Hei-
matbezogene Innenpolitik“, von
der der Bundesrechnungshof sagt,
sie wisse nicht, was sie tun soll,
und dass der Stellenaufwuchs
nicht etatreif begründet sei. Wofür
haben Sie denn Geld? 6,6 Millio-
nen Euro zusätzlich für die Bun-
destagsfraktionen. Wofür haben
Sie denn Geld? 25 Millionen Euro
für die Parteienfinanzierung. Wo-
für haben Sie denn Geld? 20 Mil-
lionen Euro für die politischen
Stiftungen. Ich will das alles gar
nicht diffamieren, aber solange
und soweit Sie keine Bereitschaft
haben, die Bürgerinnen und Bür-
ger zu entlasten, ist es ein Beleg
mangelnder Sensibilität, wenn die
Politik sich selbst bedient.
Herr Grosse-Brömer sagt gerade

– falls der Zuruf nicht im Proto-
koll ist –: „Sie hätten ja alles bes-
ser machen können, wenn Sie den
Mut gehabt hätten!“
Wir erleben doch gerade Fol-

gendes – ich komme gleich in der
Sache noch mal darauf zurück –:
Das, was den Asylkompromiss

von CDU und CSU ausmacht, ist
ein Bruch des Koalitionsvertrages.
Es entspricht nicht dem Koaliti-

onsvertrag, was da steht. Transit-
zonen hat die SPD vorher abge-
lehnt. Ich weiß jetzt, warum CDU
und CSU in der Agrarpolitik, in
der Klimapolitik, in der Steuerpo-
litik, in der Europapolitik, in der
Einwanderungspolitik den Grü-
nen bei Jamaika jeden Wunsch
von den Lippen ablesen konnten:
weil sie gar nicht die Bereitschaft
hatten, das einzulösen, wie man
jetzt im Verhältnis zur SPD sieht.
Das kann man doch jetzt sehen.
Ich wollte darauf gar nicht im

Einzelnen eingehen, aber: Sie eini-
gen sich zwischen CDU und CSU
zulasten der SPD. Die SPD kann
sich jetzt entscheiden: Wollen wir
die Regierungskrise verlängern,
oder holen wir als Sozialdemokra-
ten für die Union die Kastanien
aus dem Feuer? Wenn bei der
Wahl in Hessen und bei der Wahl
in Bayern die SPD ein Fiasko an
der Wahlurne erlebt, dann werden
die eigenen Parteilinken sagen:
Der Kotau vor der Union hat uns
diesen Scherbenhaufen einge-
bracht. – Sie spielen also mit der
Stabilität der Regierung; Sie ver-
schieben die Regierungskrise nur.
Das ist kein fairer Umgang von
Koalitionspartnern miteinander.
Sie grienen und grinsen darüber.
Sie wissen aber selbst genau: Das
ist kein fairer Umgang mit der

SPD. Es ist kein fairer Umgang,
stimmt’s? Wir sprechen uns, Kolle-
ginnen und Kollegen, nach den
Wahlen in Hessen und Bayern
wieder und sehen dann ja, wie die
Debatte innerhalb der SPD aus-
sieht.
Der Europäische Rat wurde von

Frau Bundeskanzlerin angespro-
chen; er ist eine Woche her. Wir
erinnern uns: Der Europäische Rat
kam ursprünglich zusammen, um
über die Weiterentwicklung der
Wirtschafts- und Währungsunion
zu sprechen. Für
den Juni 2018 wur-
den ja wegweisen-
de Vorschläge an-
gekündigt. Nun hat
es eine Überein-
kunft zwischen
Deutschland und
Frankreich bzw.
zwischen Frau
Bundeskanzlerin und dem franzö-
sischen Präsidenten gegeben. Das
ist im Koalitionsvertrag und auch
in mehreren Regierungserklärun-
gen hier als ein Beitrag dargelegt
worden, Europa zusammenzufüh-
ren. Ein Beitrag für wirtschaftliche
Konvergenz sollte erbracht wer-
den. Das Ergebnis ist: keins. In der
letzten Woche hat man sich nicht
verständigen können, weil zwei
Drittel der Mitglieder des Ecofin
insbesondere gegen die Vorschläge
von Deutschland und Frankreich
sind. Die Vergemeinschaftung von
Risiken, von Schulden und Finan-
zen hat Europa nicht zusammen-
gebracht, sondern hat Europa ge-
spalten, weil es eben doch noch
Anhänger von Stabilitätspolitik
gibt.
Frau Nahles, Sie haben in der

vergangenen Woche hier an die-
sem Pult gestanden und gewettert.
Sie haben gesagt, wir müssten in
der europäischen Finanzpolitik
dazu kommen, dass insbesondere
marode private Banken nicht
mehr auf Kosten der Steuerzahle-
rinnen und Steuerzahler abgewi-
ckelt werden. Was genau ist ei-
gentlich beim Europäischen Rat
als einziger Punkt hinsichtlich der
Wirtschafts- und Währungsunion
beschlossen worden? Der Com-
mon Backstop – oder, um es mal
vom Jargon der EU zu entkleiden,
dass die letzte Instanz der Haftung
für die Abwicklung privater Ban-
ken die europäischen Steuerzahle-
rinnen und Steuerzahler sind. Das
Einzige, was beschlossen worden
ist, ist das Gegenteil von dem, was
Sie hier am Pult gefordert haben.
Wissen Sie: Es ist ein Problem,
wenn Worte und Taten zeitlich so
nah zusammenfallen und inhalt-
lich so weit auseinanderliegen.
Das zweite Thema, das auf der

Tagesordnung stand – Frau Merkel
hat es hier angesprochen –, war
die Migrationspolitik. Sie haben
die Gipfelergebnisse hier geschil-
dert, aber sie sind wirkungslos,
wie Ihre Schwesterpartei CSU dar-

gelegt hat.
Um kein Missverständnis auf-

kommen zu lassen: Wir als Freie
Demokraten unterstützen ein eu-
ropäisches Asylsystem. Wir wollen
ein Europa ohne Grenzen, ohne
Schlagbäume. Voraussetzungen
sind eine wirksame Kontrolle der
Außengrenzen und ein fairer Me-
chanismus der Verteilung von
Flüchtlingen im Inneren, auch ei-
ne Ordnung für die sogenannte
Sekundärmigration. Ich bin mir
bei der CSU nicht ganz sicher, ob

sie ähnliche Ziele
hat. Die Nähe zu
Herrn Orban bei
den Klausurtagun-
gen der CSU könn-
te auch andere Ge-
danken nahelegen.
Aber im Weg

eben, Frau Bundes-
kanzlerin, unter-

scheiden wir uns. Wir glauben,
dass die Voraussetzung für eine
europäische Lösung ist, dass wir
zunächst als Bundesrepublik
Deutschland deutlich machen,
dass wir, anders als seit 2015,
nicht mehr willens, nicht mehr in
der Lage sind, die Hauptlast der
Migration von außen und der Se-
kundärmigration innerhalb
Europas zu tragen. Da unterschei-
den wir uns.
Die CSU hat die Gipfelergebnis-

se ebenfalls als wirkungslos be-
zeichnet. Und was folgte, war eine
beispiellose Eskalation, die übri-
gens die Eskalation von Kreuth
1976 noch in den Schatten stellt.
Also in dem Punkt, muss man sa-
gen, hat Horst Seehofer die Latte
gegenüber Franz Josef Strauß hö-
her gelegt. Franz Josef Strauß hat
die Oppositionspartei CDU/CSU
seinerzeit in eine Schwierigkeit ge-
bracht. Horst Seehofer ist in der
Lage, nicht nur die Unionsfamilie
zu spalten, sondern eine ganze Re-
gierung in eine Instabilität zu
bringen. In dem Punkt also gehen
Sie über Franz Josef Strauß hinaus.
Was war denn das Ergebnis, das

uns als Wende und als große Lö-
sung verkauft worden ist? Frau
Merkel war gegen Zurückweisun-
gen an der Grenze und hat auf Ab-
kommen gesetzt, die sie nicht be-
kommen hat. Horst Seehofer will
zurückweisen, aber damit kann er
sich nicht durchsetzen. Jetzt soll
aus Transitzonen abgewiesen wer-
den, und dafür werden genau die
Abkommen benötigt, die Frau
Merkel schon nicht bekommen
hat. Seehofer muss also jetzt das
leisten, was Frau Merkel nicht zu
leisten vermocht hat. Ich glaube,
im Bundeskanzleramt biegen sie
sich vor Lachen, Herr Seehofer.

„Spiegel Online“ schreibt zu
dem, was Sie als Kompromiss vor-
gelegt haben, zu Recht: Das ist „so
praxistauglich wie Sandalen in der
Arktis“.
Die Bundespolizeigewerkschaft

sagt: Das funktioniert nicht. Au-

ßerdem haben wir, anders als es
CSU-Politiker glauben, nicht nur
eine bayerisch-österreichische
Grenze, sondern auch noch ande-
re Grenzen, zum Beispiel in Nord-
rhein-Westfalen übrigens. Quanti-
tativ leistet das ebenfalls keinen
wirksamen Beitrag, wie Sie selbst
wissen, Herr Minister Seehofer;
denn Sie haben ja in der Vor-
standssitzung der CSU, wie man
den Medien entnehmen konnte,
das Kompromissangebot, was
dann am Sonntag beschlossen
worden ist, selber abgelehnt als,
wie man lesen kann, „dumm“
oder unwirksam. Das ist bemer-
kenswert; denn das entlarvt: Es ist
in Wahrheit ein Waffenstillstand,
den Sie geschlossen haben, und
keine Lösung in der Sache. Und es
sagt noch etwas anderes – man
kennt ja solche Situationen –:
Wenn aus Vorstandssitzungen sol-
che empfindlichen Fragen nach
draußen getragen werden, dann
ist der Zeitpunkt gekommen, wo
die eigenen Freunde den Rücktritt
des Vorsitzenden nicht mehr
fürchten, sondern ersehnen.
Es ist also keine Lösung erreicht

worden. Was Sie erreichen, ist eine
Spaltung, eine Spaltung Ihrer Par-
teienfamilie, eine Spaltung der
SPD, eine Auseinandersetzung in
der SPD vor den Wahlen in Hes-
sen und Bayern und eine Spaltung
selbst der Linkspartei, die intern ja
auch eine scharfe Auseinanderset-
zung in der Migrationsfrage führt.
Deshalb, Frau Bundeskanzlerin,
sollten wir über die ganzen ande-
ren Fragen, über die ich zuerst ge-
sprochen habe, vom Diesel ange-
fangen bis zur Steuer, hauptsäch-
lich in diesem Parlament diskutie-
ren. Da gibt es genug Streitpoten-
zial.
Unser Angebot ist: Lassen Sie

uns doch gemeinsam, Bund, Län-
der und Gemeinden, über die
Grenzen, die uns hier im Parla-
ment trennen, hinaus an einem
deutschen Migrationskonsens ar-
beiten; denn bei den großen Fra-
gen brauchen Sie nicht nur die
SPD. Bei der wichtigen Frage bei-
spielsweise der Bestimmung siche-
rer Herkunftsländer etwa in Nord-
afrika, damit Rückführungen
schneller durchgeführt werden,
werden Sie die Grünen brauchen
und auch von uns mitgetragene
Landesregierungen. Frau Merkel,
Frau Bundeskanzlerin, unser Vor-
schlag ist: Da dieses Thema selbst
in Ihrer eigenen Fraktion so ver-
kantet ist, lassen Sie uns das Pro-
blem parteiübergreifend lösen
und in dieser entscheidenden Fra-
ge, wie Anfang der 90er-Jahre
beim Asylkompromiss, die politi-
schen Debattenlinien verlassen
und gemeinsam neu denken!

(Anhaltender Beifall bei der FDP)

In diesem
Bundeshaushalt
erkennen wir
keine Schwer-
punktsetzung

und keine Ideen.
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Andrea Nahles, SDP:

Aufbruch, Dynamik und
Zusammenhalt vorantreiben

Andrea Nahles (*1970)
Landesliste Rheinland-Pfalz

Ja, es ist in diesen Tagen sicher-
lich nicht falsch, dass wir mit
einem hohen Anspruch in die-

ser Regierung zusammenarbeiten.
Diesen hohen Anspruch kann
man sehr schnell ablesen am Titel
unseres Koalitionsvertrages: „Ein
neuer Aufbruch für Europa – Eine
neue Dynamik für Deutschland –
Ein neuer Zusammenhalt für un-
ser Land“. Daran lassen wir uns
auch messen. Ich sage Ihnen, lie-
ber Herr Lindner: Die Meseberger
Erklärung hat keinesfalls eine
Spaltung Europas zur Folge, son-
dern das ist die Lokomotive, mit
der wir den Fortschritt in Europa
erreichen werden. Davon bin ich
fest überzeugt. Das ist ein neuer
Aufbruch für Europa.

Auch was die Frage eines neuen
Zusammenhalts in diesem Land
angeht, hat diese Regierung wirk-
lich viel erreicht:

Ab dem 1. Januar 2019 werden
wir wieder halbe-halbe machen;
bei der Krankenversicherung wird
die Parität wiederhergestellt. Das
ist eine Entlastung von 7 Milliar-
den Euro für Beschäftigte und
Rentnerinnen und Rentner in die-
sem Land.

Und wir haben ein Rückkehr-
recht von Teilzeit in Vollzeit
durchgesetzt. Herr Lindner, wenn
Sie hier von Bürokratismus reden,
sage ich: Bürokratismus? Um
Himmels willen! Es geht hier um
Millionen, vor allem Frauen, die
endlich wieder eine Chance ha-
ben, nicht in der Teilzeitfalle kle-
ben zu bleiben. Wir holen sie
raus, sie kriegen anständige Löh-
ne, können Karriere machen und
haben auch keine Altersarmut zu
fürchten. Wenn Sie das hier als
Bürokratismus definieren, demas-
kieren Sie sich dadurch nur selbst.
Das ist der Punkt.

Wir haben es endlich geschafft,
bei der Pflegeausbildung bundes-
weit die Schulgeldfreiheit durch-
zusetzen. Das halte ich für einen
wichtigen Punkt.

Zentrale Grundgesetzänderun-
gen sind auf den Weg gebracht
worden; damit kommen wir zum
Thema „neue Dynamik“. Wir ha-
ben endlich auf den Weg gebracht,
dass das Kooperationsverbot fällt.
Ich hoffe sehr, dass Grüne und
FDP diesen Weg mitgehen kön-
nen; denn wir brauchen sie dafür.
Das ist ein lohnendes Projekt;
denn wir haben tatsächlich einen
Stau an der Stelle, den wir endlich
auflösen können. Wir brauchen
eine Modernisierung der Schulen,
und wir brauchen noch mehr öf-
fentlichen Wohnungsbau.

Wir haben das Familienentlas-
tungsgesetz beschlossen. Das be-
deutet ab dem 1. Juli 2019 10
Euro und bis Ende der Legislatur
25 Euro mehr Kindergeld. Es
bleibt netto mehr für Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer,
Rentnerinnen und Rentner und
Familien. Und es gibt mehr Rechte
für Beschäftigte und Verbraucher
durch die Einer-für-alle-Klage, die
wir auch durchgesetzt haben. Das
ist doch ein Mittel, um im Diesel-
skandal den Verbraucherinnen
und Verbrauchern den Rücken zu
stärken.

Herr Lindner, das Gesetz haben
wir schon durch den Bundestag
gebracht. Das ist doch nicht
Nichthandeln; das können Sie uns
hier nicht unterstellen.

Also, das war jetzt eigentlich
kein schlechter Start in diese Re-
gierung.

Leider ist der Regierungsmotor
in den letzten drei Wochen ins
Stottern geraten.
Anstatt so weiter-
zumachen, wurden
wesentliche weitere
Gesetzesvorhaben
in den regierungs-
internen Abstim-
mungen verzögert:
das Gute-Kita-Ge-
setz, der soziale Ar-
beitsmarkt, die gesetzlichen Maß-
nahmen zum Stopp von existenz-
bedrohenden Mieterhöhungen.
Die SPD-Fraktion erwartet jetzt,
dass es bei diesen Themen in den
nächsten Monaten vorangeht.

In den letzten drei Wochen ha-
ben wir hier vor allem Streit und
Drohungen erlebt. Es ist gut, dass
nun alle Teile der Bundesregie-
rung zur ordentlichen Regierungs-
arbeit zurückkehren möchten. Wir
begrüßen das sehr.

Es gibt keinen Grund, in der
Flüchtlingspolitik einen anderen
Regierungsstil zu pflegen als in all
den anderen Punkten, die ich ge-
rade vorgetragen habe. Wir brau-

chen auch keine Masterpläne. Wir
brauchen gutes Handwerk, damit
endlich das umgesetzt werden
kann, was wir doch gemeinsam
verabredet haben, und die Basis
dafür ist der Koalitionsvertrag.

Ich habe in den letzten Wochen
an diesem Ort auch schon gesagt:
Seit dem Unterzeichnen des Koali-
tionsvertrages am
12. März hat sich
in der Flüchtlings-
frage keine neue
Sachlage ergeben.

Wer darüber hi-
nausgehende Vor-
schläge hat, muss
diese vorstellen,
begründen und
mit dem Koalitionspartner ab-
stimmen. Am Beginn eines sol-
chen Prozesses sind wir. Die SPD
hat in einem Fünf-Punkte-Plan ih-
re Position klargemacht: Humani-
tät und Realismus gehen zusam-
men.

Das ist etwas, was wir auch im
Regierungsalltag beweisen werden.

Unsere Grundsätze lauten – das
steht für uns ganz klar fest –: kei-
ne nationalen Alleingänge. Rechts-
staatliche Verfahren müssen einge-
halten werden. Geschlossene La-
ger lehnen wir ab.

Ich möchte an dieser Stelle da-
rauf hinweisen – Frau Merkel hat
es auch angesprochen –, dass wir
endlich zu einer neuen Logik der
Zuwanderungspolitik kommen
müssen. Wir brauchen ordnende,
steuernde Prinzipien, humane
Prinzipien. Deswegen ist es wirk-

lich dringend, dass
wir endlich ein Ein-
wanderungsgesetz
in dieser Regierung
auf den Weg brin-
gen. Das hat für
uns eine hohe Prio-
rität.

Wir sehen selbst-
verständlich, dass

wir auch in vielen anderen Berei-
chen unserer Regierungspolitik in
den nächsten Monaten viel zu tun
haben. Wir wollen in Deutschland
gerne dem Prinzip der Leistungs-
gerechtigkeit wieder mehr
Schwung geben.

Es geht darum, demokratisch zu
gestalten und sich hier nicht in
vermeintliche Sachzwänge zu be-
geben. Wir werden mit diesem
Haushalt, den wir hier heute dis-
kutieren, dafür die richtigen Wei-
chen stellen.

Wir wollen einen handlungsfä-
higen Staat, der nicht nur Recht
setzt, sondern auch Recht durch-
setzt.

Dafür sind – ich sage das in Be-
zug auf diesen Haushalt – wesent-
liche Voraussetzungen geschaffen
worden. Ehrlich gesagt sagen mir
viele Leute: Ja, ja, ihr macht da eu-
re Gesetze. Aber an die hält sich ja
keiner. – Deswegen ist es keine
Kleinigkeit, dass wir dem Zoll, der
gegen die Schwarzarbeit kämpft,
der dagegen angeht, wenn der
Mindestlohn nicht eingehalten
wird, und der gegen Schmuggel
und Menschenhandel vorgeht,
endlich genügend Stellen zur Ver-
fügung stellen, damit das Recht
nicht nur gesetzt, sondern in die-
sem Land auch durchgesetzt wird.
Dafür geht an dieser Stelle mein

ausdrücklicher
Dank an Olaf
Scholz, der das er-
möglicht hat.

An diesem Haus-
halt kann man
auch sehen, dass
wir in den nächsten
Monaten ein gro-
ßes Thema anpa-

cken werden: die Rentenpolitik.
Wer sein Leben lang in die gesetz-
liche Rentenversicherung einge-
zahlt und damit die Renten der äl-
teren Generationen finanziert hat,
muss am Ende auch selbst einen
Anspruch auf eine auskömmliche
Rente haben.

Es ist mit dem Grundsatz der
Leistungsgerechtigkeit nicht ver-
einbar, wenn Menschen ihr Leben
lang arbeiten, ihre Rente aber spä-
ter immer weiter an Wert verliert.
Die Kaufkraft der gesetzlichen
Rente muss erhalten bleiben, und
deswegen sind wir für die Siche-
rung des Rentenniveaus, und zwar
die gesetzliche Absicherung des
Rentenniveaus.

Wir wollen auch dafür sorgen,
dass jemand, der sein ganzes Le-
ben lang Beiträge in die gesetzli-
che Rente eingezahlt hat, im Alter
grundsätzlich ein Einkommen
hat, das oberhalb der Grundsiche-
rung liegt. Es ist ein Versprechen
der Leistungsgerechtigkeit in unse-
rem Sozialsystem, dass der, der ge-
arbeitet und eingezahlt hat, später
mehr hat als jemand, der das, aus
welchen Gründen auch immer,
nicht getan hat. Das muss aus
meiner Sicht auch dringend ange-
packt werden.

Wir werden deswegen in diesen
Haushaltsplan viele Milliarden
einstellen. Der Bundeszuschuss an
die gesetzliche Rentenversicherung
steigt in diesem Jahr auf 94 Milli-
arden Euro, und er wird bis zum
Ende der Legislatur auf 110 Milli-
arden Euro ansteigen. Das ist viel
Geld. Das mag manchen in die-
sem Haus gefallen, manchen
nicht. Das soll auch so sein; denn
es geht genau darum, dass wir ei-
ne große Veränderung, die demo-
grafische Veränderung unserer Be-
völkerung, nicht einfach hinneh-
men und sagen: So ist das halt.
Mehr Alte, weniger Junge – dann

sinkt halt das Rentenniveau. – Die
SPD akzeptiert den Sachzwang ei-
nes sinkenden Rentenniveaus
nicht; denn es gilt: Es gibt diesen
Sachzwang nicht. Es ist eine poli-
tische Entscheidung, wie viel uns
die Sicherung im Alter wirklich
wert ist.

Die SPD entscheidet sich dafür,
die Renten auf dem heutigen Ni-
veau zu sichern und Altersarmut
zu begegnen.

Sachzwänge, die wir in dieser
Regierung nicht akzeptieren, gibt
es aber auch an anderer Stelle. Wir
müssen nicht hinnehmen, dass
Bildungschancen in unserem Land
zwangsläufig ungleich verteilt
sind.

Wir müssen nicht hinnehmen,
dass ländliche Regionen bei der
Digitalisierung abgehängt werden.
Wir müssen nicht hinnehmen,
dass steigende Mieten den Lohn-
zuwachs, den man hat, auffressen.
Deswegen ist dieser Haushalt so
gut: Er investiert in Schulen, er in-
vestiert in Kitas, er investiert in
Straßen und in Eisenbahnen, in
den Breitbandausbau, in Umwelt-
und Klimaschutz, in sozialen
Wohnungsbau, in das Baukinder-
geld, in Städtebauförderung, in
Hochschulen und Forschungsein-
richtungen. Das tun wir. Wir neh-
men Sachzwänge nicht hin. Wir
brauchen einen handlungsfähigen
Staat. Dieser Haushalt steht für ei-
nen handlungsfähigen Staat.

Ich möchte ausdrücklich noch
einmal aufgreifen, dass es uns sehr
wohl wichtig ist, den Umstieg auf
eine CO2-arme Wirtschaft im Au-
ge zu haben und voranzutreiben,
aber dass wir gleichzeitig den Ver-
lust von Arbeitsplätzen nicht hin-
nehmen wollen. Deswegen ist in
diesem Haushalt ein Topf mit Ex-
tramitteln geschaffen worden. Wir
wollen den Strukturwandel bei-
spielsweise in der Lausitz so be-
gleiten, dass wir den Leuten am
Ende nicht nur ein Ausstiegsda-
tum für die Braunkohle präsentie-
ren, sondern auch sagen können:
Wir haben eure Region nicht hän-
gen lassen. Ihr habt weiterhin eine
Zukunft, in der Lausitz und an an-
deren Stellen. – Das ist der ent-
scheidende Unterschied zu dem,
was hier von Einzelnen vorgetra-
gen wird.

Ich denke, dass es absolut wich-
tig ist, in dieser Situation zu beto-
nen: Wir wollen in diesem Land
gestalten. Wir nehmen keine Sach-
zwänge hin. Wir sind bereit, unse-
ren selbstgesetzten Anspruch „Auf-
bruch, Dynamik und Zusammen-
halt“ auch weiterhin mit aller
Kraft voranzutreiben.

Vielen Dank.

(Anhaltender Beifall bei der SPD – Bei-

fall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
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Wir wollen in
diesem Land

gestalten.
Wir nehmen
keine Sach-
zwänge hin.

Der Zuschuss an
die gesetzliche
Rentenversi-

cherung steigt
auf 94 Milliarden

Euro.
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Dr. Dietmar Bartsch, Die Linke:

Der Haushalt zementiert das
Weiter-so der Großen Koalition

Dietmar Bartsch (*1958)
Landesliste Mecklenburg-Vorpommern

Wir beschließen in dieser
Woche den Haushalt
für das laufende Jahr.

Das war ja am Montag noch nicht
so sicher. Ich habe so etwas auch
noch nicht erlebt. Man muss ja als
Opposition froh sein, dass es im
Juli überhaupt einen Haushalt
gibt; denn im Moment ist dieser
Koalition wirklich alles zuzutrau-
en. Dass wir als Linke diesen
Haushalt ablehnen, ist klar; denn
er zementiert das Weiter-so der
ehemals Großen Koalition.

Was Sie allerdings in den ersten
100 Tagen und besonders in der
letzten Woche aufgeführt haben,
das hat der Demokratie schweren
Schaden zugefügt.

Es gibt keine Sieger, es gibt auch
keine Verlierer.

Und, Herr Lindner, niemand
sollte sich vor Lachen biegen;
denn auch Sie wie wir alle neh-
men ob dieser Entwicklung Scha-
den.

Es befördert Politikerverdrossen-
heit in einem Ausmaße, wie wir
uns alle das nicht vorstellen kön-
nen. Die Union hat eindrucksvoll
dargestellt, dass das C in ihrem
Parteinamen für Chaos steht. Das
ist die Wahrheit.

Das war und ist würdelos und
unverantwortlich; das ist destruk-
tiv, wie ich das bei Konservativen
nicht für möglich gehalten habe.

Um menschliche Lösungen geht
es Ihnen dabei schon lange nicht
mehr.

Es geht um Macht, es geht um
Rechtbehalten, und die Humani-
tät bleibt bei all dem auf der Stre-
cke.

Wir haben seit der Bundestags-
wahl erst das Desaster von Jamai-
ka und nun das Desaster der Not-
koalition der Wahlverlierer erlebt;
bei minus 15 Prozent konnte man
nicht viel anderes erwarten. Liebe
Andrea Nahles, wenn Sie meinen,
dass die Überschriften des Koaliti-
onsvertrages mit dem überein-
stimmen, was Sie in den ersten

Wochen hier geboten haben, dann
muss ich sagen: Das ist ein Paral-
leluniversum. Die Menschen in
diesem Land empfinden wirklich
etwas anderes.

Das ist eine Koalition der
Selbstsabotage und der Destrukti-
vität, zumindest beim Führungs-
personal.

Meine Damen und Herren, die
Menschen vertrauen darauf, dass
der Staat funktioniert und dass
mit ihren Steuern verantwortungs-
bewusst umgegangen wird. Diese
Verantwortung scheint Teile der
Regierung schlicht nicht zu inte-
ressieren.

Im Besonderen gilt das natür-
lich für die bayerische Wahl-
kampftruppe, der es offensichtlich
nur um das Ergebnis der Land-
tagswahlen in Bayern geht.

Womit wir bei Horst Seehofer
wären bzw. sind; er ist ja noch da.
Passend zu Ihrem Geburtstag heu-
te – Sie sind ja 69 geworden –
sind Sie, offensichtlich als Ge-
schenk, noch Innenminister. Aber,
Herr Seehofer, Sie sind ein Innen-
minister auf Abruf. Ich sage Ihnen
voraus: An Ihrem 70. Geburtstag
werden Sie hier nicht mehr in die-
ser Funktion sitzen.

Frau Merkel, dass Horst Seeho-
fer das überhaupt geworden ist, ist
eine grandiose Fehlentscheidung
gewesen.

Der Mann, der im Jahre 2016
die Politik Ihrer Regierung als
„Herrschaft des Unrechts“ be-
zeichnet hat und der die Regie-
rung verklagen wollte, ist Verfas-
sungsminister geworden. Da ha-
ben Sie den Bock zum Gärtner ge-
macht, und dieser Bock wird jetzt
von Markus Söder auch noch ge-
trieben und angestachelt. Der hat
in seiner Staatskanzlei einen Glo-
bus von Bayern stehen und weiß
nicht, dass es in diesem Land und
auf dieser Welt noch etwas ande-
res gibt, meine Damen und Her-
ren.

Die CSU radikalisiert sich bei-
nahe stündlich, mit mehr oder
weniger menschenverachtender
Rhetorik. Herr Söder spricht vom
Asyltourismus – als kämen die
Flüchtlinge alle im Privatjet nach
Europa. Aber, Herr Söder, leider
ist das Chartern von Privatjets
bayerischen Ministerpräsidenten
für die Reise in den Vatikan vorbe-
halten; da haben Sie das ja getan.

Gerade beim Thema Flüchtlinge
ist es umso bitterer, dass die CSU
jegliche Nächstenliebe und jegli-
chen christlichen Anspruch aufge-
geben hat.

Sie hätten doch auch Jesus mit

einem Lächeln abgeschoben.
Ich will aus Jesaja 58 zitieren:
Brich dem Hungrigen dein Brot,

und die im Elend ohne Obdach
sind, führe ins Haus!

Als Linker erinnere ich Sie sehr
gern daran: Die Bibel kennt keine
guten und schlechten Fluchtgrün-
de. Sie kennt nur Menschen in
Not, und sie kennt nur Hilfe. Das
schreiben Sie sich als christliche
Parteien bitte mal hinter die Oh-
ren.

Dann tut die CSU noch so, als
hätte sie mit der gesamten Lage
hier im Land überhaupt nichts zu
tun. Aber Sie sind doch seit 2005
durchgängig an der Regierung.
Und jetzt wollen Sie mit der von
Ihnen getragenen Politik nichts zu
tun haben? In all den Jahren ha-
ben Sie die meiste Zeit den Innen-
minister gestellt.

Sie haben all die Kürzungsarien
bei der Polizei und im öffentli-
chen Dienst mitgemacht und sie
sogar vorangetrieben. Sie sind
mitverantwortlich. Und jetzt wol-
len Sie als Dauerregierungspartei
auf einmal Anwalt der Menschen
sein? Das glaubt Ihnen niemand.
Diese Strategie geht selbst in Bay-
ern nicht auf, meine Damen und
Herren.

In Bayern ist es
ja so, dass im Mo-
ment 39 Prozent
die CSU als die
größte Gefahr für
Bayern ansehen. Es
ist schon unfassbar,
wie eine 6 Prozent-
Partei wie die CSU
in einem provin-
ziellen Alleingang die Republik
und Europa erpresst. Das, finde
ich, ist inakzeptabel.

Wie wollen Sie eigentlich die
nächsten drei Jahre durchhalten?
Es geht angesichts der
Trump’schen Politik eigentlich um
viel mehr als ums Durchhalten;
Sie haben davon gesprochen. Das
ist ein Handelskrieg und nichts
anderes. Hinzu kommt die Situati-
on in Europa, Stichwort „Italien“;
ich könnte das jetzt alles aufzäh-
len. Das braucht eine Regierung,
die sich eben nicht von Krise zu
Krise schleppt.

Ich wurde in den letzten Tagen
oft gefragt, ob die Linke im Asyl-
streit jetzt bei Angela Merkel oder
bei Horst Seehofer steht.

Ganz klar und eindeutig: Natür-
lich war die Entscheidung von
Frau Merkel im September 2015,
die Grenzen nicht zu schließen
und den Menschen in Not zu hel-
fen, eine humane Entscheidung.

Es ist schon dramatisch, dass
sich die Bundeskanzlerin seit drei
Jahren ausgerechnet für einen Akt
der Humanität permanent vor den
eigenen Leuten rechtfertigen muss
und von ihnen attackiert wird.

Es muss aber auch deutlich ge-
sagt werden: Die Wahl zwischen
Angela Merkel und Horst Seehofer
ist nur eine oberflächliche Wahl;
das haben die Ergebnisse des EU-
Gipfels sehr deutlich gezeigt. In
der Sache wollen Angela Merkel
und Horst Seehofer das Gleiche:
europäische Abschottung, Milita-
risierung der Außengrenzen, und
Flüchtlinge sollen in Lager ge-
steckt werden.

Horst Seehofer will die Lager
nur direkt an der Grenze bauen
und Angela Merkel außerhalb der
Europäischen Union. Der EU-Gip-
fel war ein Gipfel der Inhumani-
tät.

Wir als Linke lassen uns keinen
Sand in die Augen streuen. Diese
Lösungen sind keine Lösungen,
sondern menschenverachtende
Maßnahmen. Sie sind teilweise
rechtswidrig und teilweise un-
durchsetzbar.

Sie setzen auf Lager und Ab-
schottung und ändern nichts an
den Verhältnissen, die die Flucht
überhaupt erst produziert haben.
Was wir brauchen, ist Mitmensch-
lichkeit, ist Verantwortung, ist
Rechtsstaatlichkeit und ist Solida-
rität.

Auch im Bundestag müssen wir
immer wieder mal den ersten Satz
des Grundgesetzes zitieren: „Die
Würde des Menschen ist unantast-

bar.“ Das gilt für al-
le Menschen in un-
serem Land. Und
ich muss immer
wiederholen: Die
Flüchtlinge sind die
Botschafter der
Kriege und des
schreienden Un-
rechts dieser Welt.

Das muss unser Ausgangspunkt
sein. Oder um es mit den Worten
eines Bayern, Bertolt Brecht, zu sa-
gen: Sie sind „Boten des Un-
glücks“.

Dieses Unglück ist allerdings
nicht vom Himmel gefallen, son-
dern ist ein Produkt von Politik.
Frau Merkel, Ihre Regierungen der
letzten 13 Jahre haben zu diesem
Unglück einen relevanten Beitrag
geleistet. Wer regiert denn seit ge-
fühlten 100 Jahren in diesem
Land? Wer lässt denn gegen alle
Beteuerungen schon im letzten
Koalitionsvertrag weiter Waffen in
alle Welt exportieren? Wer hat
denn die Europapolitik mit dem
Fetisch der schwarzen Null und
der Erpressung anderer Länder
durchgesetzt?

Wer hat Europa an den Abgrund
getrieben? Wer hat die soziale
Spaltung in unserem Land und in
Europa gnadenlos vorangetrieben?
Wer hat dafür gesorgt, dass die

Reichen reicher und die Armen
zahlreicher werden? Das waren
Sie, Frau Bundeskanzlerin. Sie und
Ihre Regierungen tragen die Ver-
antwortung dafür, dass die Bun-
desrepublik Deutschland sozial,
kulturell und mental tief gespalten
ist. Sie tragen die Verantwortung
dafür, dass die Menschen das Ver-
trauen in den Staat und in seine
Institutionen immer weiter verlie-
ren.

Ich will an einem Beispiel an-
schaulich machen, was Ihre Poli-
tik bedeutet: Im Jahre 2005, also
zu Beginn Ihrer Amtszeit, gab es
760 000 Vermögensmillionäre.

Heute haben wir 1,36 Millionen
Vermögensmillionäre.

Das ist also eine Verdoppelung.
Gleichzeitig stieg auch noch die
Zahl der Milliardäre, die über ei-
nen obszönen Reichtum verfügen,
nämlich im Übrigen über 5,2 Bil-
lionen Euro. Das sind 15 Bundes-
haushalte, um das mal so klar zu
sagen.

Das ist die eine Seite der Me-
daille. Auf der anderen Seite ist
die Zahl der Kinder in Armut in
derselben Zeit auf 2,8 Millionen
gestiegen. Das ist auch eine Ver-
doppelung, und dagegen tun Sie
viel zu wenig.

Hier ist das Familienentlas-
tungsgesetz genannt worden. Das
verdient doch nicht mal diesen
Namen. Die, die es am dringlichs-
ten brauchen, gehen leer aus.

Das Kindergeld, das um 10 Euro
erhöht wird, wird bei den Hartz
IV-Empfängerinnen und Hartz IV-
Empfängern angerechnet. Sie sa-
gen, das sei das System. Ja, dann
müssen Sie das System anders ge-
stalten.

Die Anrechnung auf den Unter-
halt und den Unterhaltsvorschuss
muss abgeschafft werden, und
wenn Sie ganz mutig sind, dann
machen Sie einen Systemwechsel
und kommen Sie zu einer Kinder-
grundsicherung. Das wäre wirk-
lich mal ein richtiges Reformvor-
haben.

Seit 2005, seit Ihrem Amtsan-
tritt, hat sich die Zahl der Vermö-
gensmillionäre verdoppelt und
hat sich die Zahl der Kinder in Ar-
mut verdoppelt. Was für ein Of-
fenbarungseid!

Das alles ist Ergebnis einer radi-
kalen Umverteilung von unten
nach oben. Da liegt die zentrale
Ursache für die Spaltung Deutsch-
lands. Wenn Sie nur halb so viel
Energie für den Kampf gegen Kin-
derarmut aufgewendet hätten wie
für Ihren Machtkampf mit Horst
Seehofer, hätten wir ein anderes
Land, dann hätten wir ein besseres
Land, meine Damen und Herren.

Bevor Sie also nationale Lösun-
gen ausgerechnet in der Frage von
Flucht und Migration beschließen,
nutzen Sie doch die nationalen

©
In

ga
Ha

ar

Fortsetzung auf nächster Seite

Diese Lösungen
sind keine Lösun-

gen, sondern
menschenver-
achtende Maß-

nahmen.
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Instrumente, die Sie für eine so-
ziale Politik haben.

Erhöhen Sie doch zum Beispiel
den Mindestlohn und stellen Sie
Steuergerechtigkeit her! Die Sache
mit dem Mindestlohn ist eine Far-
ce. Das hat langfristige Auswirkun-
gen.

Wir Linke haben das Ministeri-
um gefragt, was es
für den Mindest-
lohn bedeuten
würde, wenn man
nach 45 Beschäfti-
gungsjahren eine
Rente über der
Grundsicherung
erhalten will. Ant-
wort: Man braucht
einen Mindestlohn von 12,63
Euro. Das, was Sie mitbeschlossen
haben, ist wirklich nur ein Tröpf-
chen. Wir brauchen endlich – der
Vizekanzler hat es doch gesagt –
mindestens 12 Euro. Jawohl, da
sind wir dabei. Tun Sie da etwas!

Ansonsten haben wir die Alters-
armut programmiert. Ich meine,
wir müssen uns einfach nur den
Pflegebereich ansehen, in dem Sie
jetzt – wir werden Sie an den Ta-
ten messen, nicht an den Worten
– eine Initiative beschlossen ha-
ben. In unserem Bundesland, Frau
Bundeskanzlerin, in Mecklenburg-
Vorpommern, erhält eine durch-
schnittliche Pflegekraft nach 45
Jahren Beschäftigung eine Rente
unterhalb der Grundsicherung.
Das ist doch ein inakzeptabler Zu-
stand. Sie sagen doch selber: Das
sind die Träger der Gesellschaft. –
Sie werden so miserabel bezahlt.
Da muss sich endlich etwas än-
dern. Das ist Aufgabe von Regie-
rungspolitik.

Ähnlich ist es natürlich mit den
Steuern. Wir haben das Steuersys-
tem des vergangenen Jahrhunderts
– Sie ändern nichts. Wir brauchen
eine Entlastung von Beziehern
kleiner und mittlerer Einkommen.
Wir müssen endlich etwas tun, da-
mit die explodierenden Mieten
und die steigenden Lebenshal-
tungskosten den Mittelstand nicht
auffressen. Sorgen Sie dafür, dass
die Digitalisierung eine Chance
für die Zukunft wird! Beenden Sie
die Politik, die die Ärmsten der
Armen immer weiter in Panik ver-
setzt! Das ist das, was Sie real ma-
chen.

Apropos Panikmache. Ich kann
mich gut erinnern, dass ich im
Jahr 2015 anlässlich eines Nach-
tragshaushaltes hier gestanden
und gesagt habe: Experten prog-
nostizieren die Ankunft von bis zu
500 000 Flüchtlingen. Ich fordere
2 Milliarden Euro für Kommunen
und Behörden. – Da wurde von
linker Panikmache gesprochen.
Ihr damaliger Innenminister hat
mir das vorgeworfen, alle haben
den Kopf geschüttelt.

Die Realität hat all diese Prog-
nosen überholt. Sie haben nichts
für die Kommunen getan.

Sie haben dafür gesorgt, dass

dort viel zu wenig Geld ankam. –
Sie haben zu spät begonnen. Sie
hätten damals agieren müssen.

Hätten Sie die Freigabe von 2
Milliarden Euro für die Kommu-
nen beschlossen, hätten wir viele
Probleme nicht gehabt, Herr Kau-
der. Das ist die Realität.

Das staatliche Versagen wird
jetzt auf Mitarbeite-
rinnen und Mitar-
beiter abgewälzt,
wie wir das zum
Beispiel im BAMF
sehen.

Sie sagen heute,
Frau Merkel: Recht
und Ordnung
müssen wiederher-

gestellt werden. – Sie aber haben
den Rechtsstaat beschädigt. Sie
haben die Demokratie beschä-
digt. Der Rechtsstaat muss ge-
stärkt werden, sowohl Behörden
als auch Polizei als auch Gerichte.
Jetzt beginnen Sie damit, aber
viel zu spät.

Ihr unerschütterlicher Glaube
an den ausgeglichenen Haushalt
überall, auf allen Ebenen ist der
falsche Ansatz.

Wir haben nichts gegen einen
ausgeglichenen Haushalt. Aber ei-
ne rüde Sparpolitik zerstört im
Gegenteil das Gemeinwesen. Sie
müssen endlich die Superreichen
und die Konzerne zur Kasse bit-
ten. Ansonsten wird der Staat ka-
puttgespart, und die soziale Spal-
tung wird größer werden.

Die Sparpolitik behindert im
Übrigen auch Zukunftsinvestitio-
nen. Wir brauchen aber mindes-
tens 120 Milliarden Euro für Da-
seinsvorsorge und Infrastruktur,
für die Energiewende, für Bil-
dung, damit wir die Klimaziele
erreichen. Das alles hängt aus-
schließlich vom politischen Wil-
len ab. Sie müssen das wollen,
dann können Sie auch entschei-
den, mit Entschlossenheit endlich
in die Zukunft zu investieren.

Ähnlich ist es auch mit der Ent-
schlossenheit, was das Bekämpfen
von Fluchtursachen betrifft. Ich
meine, Sie erhöhen die Ausgaben
für Entwicklungshilfe. Ja, ein
Marshallplan für Afrika wäre
dringend geboten. Aber in der
Realität wird nicht einmal das,
was Sie in Ihrem Koalitionsver-
trag festgelegt haben, realisiert,
dass nämlich die Ausgaben für
Entwicklungshilfe und für Vertei-
digung in gleichem Maße wach-
sen. Das ist nicht der Fall. Der
Rüstungsetat explodiert; dafür
sind Sie vehement. Aber wenn es
wirklich darum geht, dort etwas
zu tun, wo Flucht und Vertrei-
bung wesentlich entstehen, dann
sind Sie zurückhaltend. Machen
Sie doch wenigstens das, was Ihr
Entwicklungsminister sagt – Herr
Müller hat den richtigen Ansatz –:
einen namhaften Milliardenbe-
trag in Afrika zu investieren, da-
mit wir dort Probleme lösen kön-
nen – und nicht stattdessen Rüs-

tungsgüter in diese Länder expor-
tieren. Das ist inakzeptabel.

Im Übrigen: Auch die unfaire
Handelspolitik – die Handelsab-
kommen mit Afrika – raubt Men-
schen in Afrika die Existenzgrund-
lage. Die befördert Fluchtursa-
chen. Wenn Sie das so weiterma-
chen, schaffen Sie jeden Tag mit
dieser Politik auch neue Flüchtlin-
ge, die vor deutschen Waffen und
vor Handelsprofit fliehen. Das
können wir so nicht fortsetzen,
meine Damen und Herren. Ein
Kurswechsel in Ihrer Politik: Hö-
ren Sie da auf Ihren Entwicklungs-

minister! Da lobe ich sogar aus-
nahmsweise die Christlich-Soziale
Union.

Meine Damen und Herren, wir
haben schwierige Zeiten; es sind
angespannte Zeiten. Das ist unbe-
stritten. Aber die jetzige Situation
ist relevant Ergebnis von Politik.
Wir erleben überall in Europa, in
der Welt und auch hier in
Deutschland einen Kulturkampf
von rechts. Wenn wir diesen Kul-
turkampf bestehen wollen, brau-
chen wir eine andere Politik. Wir
als Linke werden auch weiter ein
Bollwerk der Menschlichkeit sein.

Wir wollen eine andere Politik.
– Dass Sie da lachen, ist wirklich
die größte Witznummer. Aber Sie
sind es nicht wert, darauf einzuge-
hen.

Ich bedanke mich und wünsche
mir, dass spätestens nach der Som-
merpause ein Kurswechsel vollzo-
gen wird.

Herzlichen Dank.

(Anhaltender Beifall bei der LINKEN –

Beifall des Abg. Dr. Anton Hofreiter

[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir brauchen
eine Entlastung
von Beziehern

kleiner und
mittlerer Ein-

kommen.
Dr. Anton Hofreiter, Bündnis 90/Die Grünen:

Deutschland braucht eine
verantwortungsvolle Regierung

Anton Hofreiter (*1970)
Landesliste Bayern

Liebe CSU, was für ein Schau-
erspiel haben Sie eigentlich
in den letzten Wochen ur-

aufgeführt? Das war doch wirklich
beispiellos in seiner Verantwor-
tungslosigkeit.

Sie haben damit die Regierung
an den Rand des Abgrunds ge-
drängt und dafür gesorgt, dass in
Deutschland und in Europa mas-
sive Verunsicherung verursacht
worden ist.

Was treibt Sie ei-
gentlich um? Was
treiben Sie denn
da eigentlich?

Das fragt sich
doch inzwischen
der Großteil der
Menschen in
Deutschland. Das
fragt sich doch vom konservativen
Bauern in Bayern bis zur linksur-
banen Berlinerin die Mehrheit der
Menschen in diesem Land.

Diese Menschen sehen, dass die
Regierung keine Probleme mehr
löst, ja dass diese Regierung selbst
das größte Problem geworden ist.

Dabei waren die letzten Wo-
chen nur der Höhepunkt. Auch
die Wochen davor waren geprägt
von einer Mischung aus Chaos
und Koma,

Untätigkeit, Setzen falscher
Prioritäten, Selbstblockade, Intri-
gen und jetzt einem völlig verant-
wortungslosen Umgang mit dem

Regierungsauftrag, und dies in ei-
ner Zeit, in der eigentlich die He-
rausforderungen enorm sind: Die
Welt gerät in Unordnung. Europa
wartet auf Reformen. Beim Klima-
schutz geht leider überhaupt
nichts voran, und der soziale und
gesellschaftliche Zusammenhalt in
diesem Land bröckelt.

Die Plattentektonik der Welt,
wie wir dachten, sie zu kennen, ist
in Bewegung geraten und erzeugt
gigantische Brüche und Beben.
Die USA sind nicht mehr unser
Verbündeter in Bezug auf die west-
lichen Werte. Im Gegenteil: Trump
produziert inzwischen einen Han-
delskrieg. Russland und China
werden zur Blaupause für einen
autoritären Turbokapitalismus,
dem immer mehr Länder hinter-
herlaufen. Und während die wis-
senschaftlichen Fakten zur Klima-
krise geleugnet werden, nimmt die
Zahl der Dürren und Katastro-
phen zu, erhitzt sich der Planet
immer mehr, verlieren immer

mehr Menschen ih-
re Lebensgrundla-
gen und müssen
auf die Flucht ge-
hen.

Die Digitalisie-
rung und Globali-
sierung lassen die
Welt zusammen-
wachsen, aber un-

geregelt vergrößern sie die Schere
zwischen Arm und Reich nur. Tau-
sende Menschen ertrinken im Mit-
telmeer, der tödlichsten Grenze
der Welt. In dieser Situation wer-
den Rettungsschiffe wie die „Lifeli-
ne“ auf Odysseen gezwungen und
werden die Retter, anstatt dass
man ihnen dankt, dass sie für das
Versagen der Staaten einspringen,
kriminalisiert.

Damit schafft man in Europa
ein Klima der moralischen Ver-
wahrlosung, Menschen, die nach
Hilfe suchen, werden instrumen-
talisiert, um ganze Gesellschaften
zu spalten und nach rechts außen

zu verschieben. Wir werden Ihnen
das schlicht nicht durchgehen las-
sen.

All diese globalen Herausforde-
rungen sind schlicht da. Der Rück-
zug ins nationale Schneckenhaus
löst überhaupt keines dieser Pro-
bleme.

Diese Probleme werden uns
auch nicht einfach in Frieden las-
sen. Unser Wohlstand als Export-
nation hängt ganz stark am Han-
del. Allein die Wiedereinführung
innereuropäischer Grenzen würde
Schäden im zwei- bis dreistelligen
Milliardenbereich verursachen.

Offene Grenzen und freier Wa-
renverkehr sind ein Motor für das
Freiheits- und Friedensprojekt
Europa.

Genau deshalb greifen die
Rechtsaußen das an.

Wenn Trump mit Zöllen auf Au-
toimporte droht, trifft das beson-
ders die deutsche Autoindustrie.
Liebe Kolleginnen und Kollegen
von der CSU, mit Audi und BMW
trifft es insbesondere Bayern.

Wer also die Handlungsfähig-
keit der EU mutwillig beschädigt,
der wirft einen sehr gefährlichen
Bumerang und trifft sich am Ende
nur selbst.

Denn Deutschland ist alleine zu
klein, um den Angriffen Trumps
zu widerstehen. Deutschland ist
alleine auch zu klein, um sich ge-
gen Putin durchzusetzen.
Deutschland ist alleine auch zu
klein, um es mit der enormen
Wirtschaftsmacht Chinas aufzu-
nehmen. Die Europäische Union
dagegen ist die größte Wirtschafts-
macht der Welt. Deshalb haben
alle europäischen Länder und
auch wir das ureigenste Interesse,
die Europäische Union zusam-
menzuhalten und zu stärken.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, die Herausforderungen sind
radikal, und Politik müsste des-
halb umso stärker zeigen, dass sie
die Probleme lösen kann und lö-
sen will. Aber diese Bundesregie-
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rung zeigt in den letzten Wochen
vor allem eines: dass sie die Pro-
bleme nicht lösen kann und teil-
weise auch nicht lösen will. Es
sind auch diese 13 Merkel’schen
Jahre des Beschwichtigens, des
Aussitzens, der öffentlich weder
erklärten noch begründeten Wen-
demanöver, die heute entschlosse-
nes Handeln nötig machen oder
nötig machen
würden. Heute be-
kommen wir alle
die Quittung für
eine Politik des
Stillstands, des
Nichthandelns,
des Lösens von
Problemen, das
höchstens darin
besteht, dass man
ein Pflästerchen
auf die Probleme klebt.

Das Bundesamt für Migration
und Flüchtlinge ist eine Behörde,
die doch seit Jahren nicht funktio-
niert, nicht erst seit 2014.

Schauen Sie sich doch einmal
die Fehleranfälligkeit an! 44 Pro-
zent der Geflüchteten, die gegen
die Asylbescheide klagen, bekom-
men recht. Kennen Sie noch ir-
gendeine andere Behörde, wo 44
Prozent der Bescheide, die hinaus-
geschickt werden, in erster In-
stanz, wenn sie beklagt werden,
von den Verwaltungsgerichten als
falsch deklariert werden?

Schauen wir uns den nächsten
Bereich an: Die Mieten in der
Großstadt Berlin haben sich in
den letzten Jahren verdoppelt.
Oder der nächste Bereich: Die
NOX-Belastung in den Städten ist
– seit Jahren bekannt – so hoch,
dass inzwischen klar ist, dass Fahr-
verbote notwendig
sind. Wer zahlt am
Ende dafür die Ze-
che? Die von der
Autoindustrie be-
trogenen und von
dieser Bundesre-
gierung im Stich
gelassenen Diesel-
käufer!

Nehmen wir
den nächsten Be-
reich. Nach der großspurigen An-
kündigung eines Dieselfonds ist
bislang kein einziger Cent an die
Städte geflossen, damit sie mehr
Geld in Bus und Bahn stecken
können. Oder der nächste Bereich:
Merkel hat großspurig von künst-
licher Intelligenz gesprochen.
Schauen wir uns doch den Ausbau
des Breitbandes an. Ich meine, da
versprechen Sie seit Jahren Milliar-
denbeträge – seit Jahren! Und ab-
geflossen für Baumaßnahmen
sind inzwischen 3 Millionen Euro.
Es sind 0,09 Prozent. Das heißt,
die Tragik dieser Regierung ist
doch, dass, selbst wenn Sie mal
was Gutes wollen, Sie nicht in der
Lage sind, es umzusetzen.

Nehmen wir das nächste Bei-
spiel. Frau Merkel und auch Sie,
Frau Nahles, haben vom Familien-

entlastungsgesetz gesprochen – ist
ja schön! Dann schauen wir uns
an, wer davon profitiert, und dann
schauen wir uns an, wie es den
ärmsten Kindern geht. Die ärms-
ten Kinder bekommen davon gar
nichts. Mensch, wenn Sie sich
schon bemühen, dann machen
Sie es doch bitte wenigstens eini-
germaßen richtig.

Statt diesen gan-
zen Stapel an He-
rausforderungen
endlich abzuarbei-
ten, haben Sie, Frau
Merkel, sich von der
CSU und dem rech-
ten Flügel der CDU
– er war fleißig mit
dabei – die letzten
Wochen erpressen
lassen. Sie haben

damit die gesamte Bundesrepu-
blik und Europa gleich in Geisel-
haft genommen. Was die geplan-
ten Abfanglager in Afrika angeht:
Wenn Sie Schutzsuchende der
Willkür libyscher Warlords auslie-
fern und das dann auch noch „li-
bysche Küstenwache“ nennen –
was für ein Euphemismus für die
Verbrecherbande in diesem ge-
scheiterten Staat! –, wenn Sie bei
uns in Deutschland Inhaftierungs-
lager zulassen, dann hat das, ehr-
lich gesagt, mit diesen vielbe-
schworenen europäischen Werten
von Solidarität, Humanität und
Rechtsstaatlichkeit nur noch ver-
dammt wenig zu tun.

Das ist ein Dammbruch der
Unmenschlichkeit, was Sie da or-
ganisieren.

Mindestens so schlimm ist, ehr-
lich gesagt, dass Sie in Ihrem
Wahn der Abschottung – macht-

versessen und
machtvergessen
vonseiten der Uni-
on – den Blick für
das Wesentliche ei-
gentlich völlig ver-
loren haben, dass
Sie ein Chaos orga-
nisiert haben. Die
Aufgabe von allen
demokratischen Ab-
geordneten hier im

Raum wäre es doch eigentlich,
dieser gefühlten Unsicherheit, die
viele Leute haben, diesem Getrie-
bensein, der Verunsicherung was
Vernünftiges entgegenzustellen.

Es braucht ein vernünftiges po-
litisches Angebot statt nur dieses
Verwaltens des Jetztzustands.

Man muss eins sagen: Die Ide-
en gibt es doch eigentlich alle.
Häufig werden sie hier sogar vor-
getragen. Ja, setzen Sie es halt
endlich um, dass es gute Schulen
und Kitas gibt! Setzen Sie es doch
endlich um, dass es würdige Pfle-
geeinrichtungen gibt! Ja, sorgen
Sie doch dafür, dass Justiz und
Polizei umfassend gut ausgestat-
tet sind! Um nur ein paar Beispie-
le zu nennen.

Weitere Beispiele: Die Mieten
sind explodiert. Es gäbe doch die

Möglichkeit, eine funktionierende
Mietpreisbremse umzusetzen. Es
gäbe doch die Möglichkeit, wirk-
lich ausreichend Geld in den so-
zialen Wohnungsbau zu stecken.
Der Haushalt schaut doch gar
nicht so schlecht aus. Da wäre
doch Geld vorhanden, ihn ver-
nünftig einzusetzen. Warum ma-
chen Sie keinen Abschaltplan für
die Kohlekraftwerke, damit Sie Ih-
re selbstgesetzten Klimaschutzzie-
le wenigstens ansatzweise einhal-
ten können?

Wissen Sie, Frau Merkel, Sie ha-
ben zum wiederholten Male – ich
kann es, ehrlich gesagt, kaum
mehr hören – davon gesprochen,
dass die Armut in Afrika und all
das die Fluchtursachen sind. Ja,
das stimmt ja. Aber warum tun Sie
dann nicht das, was Sie hier tun
könnten? Wir könnten zum Bei-
spiel uns dafür entscheiden, end-
lich aufzuhören, die afrikanischen
Kleinbauern mit billigen Hühn-
chenfleischresten, die wir dahin
exportieren, zu ruinieren. Das
könnten wir ganz selbstständig
entscheiden.

Trotz alledem: Wenn man sich
das anschaut, hat man den trauri-
gen Eindruck, dass mindestens die
CSU sich entschieden hat – aller-

dings in die falsche Richtung.
Denn Sie hofieren Orban, Sie
schaffen ein Polizeiaufgabenge-
setz, das dem Überwachungswahn
entsprungen ist, und Sie wollen
anderen Leuten Ihren Glauben
aufzwingen. Das hat mit Freiheit
nichts zu tun. Das steht für autori-
täres Gehabe.

Wer sich aus dem Multilateralis-
mus verabschieden will, wer die
EU als Problem sieht, der hat sich
ins Nationalistische verabschiedet.

Man hat den Eindruck: Was Sie
da in Ihrem populistischen
Rausch sich überlegen, hat mit der
Lebenswirklichkeit der Leute nur
noch verdammt wenig zu tun.

Die Umfrage ist schon erwähnt
worden: 39 Prozent der Menschen
in Bayern, wenn sie gefragt wer-
den: „Was ist das größte Problem
von Bayern?“, sagen: Die CSU. –
Das war nicht zum Ankreuzen,
sondern sie haben es einfach of-
fen hingeschrieben. Das ist doch
krass.

Ist das nicht eigentlich der Mo-
ment, wo Sie sich auch mal was
überlegen könnten, dass Sie viel-
leicht die Politik so ein bisschen
verändern müssten?

Liebe Frau Merkel und Herr See-
hofer, Regieren ist keine Paarthe-

rapie. Es ist eigentlich auch nicht
das Beschäftigen mit sich selbst.
Liebe SPD, Regieren besteht ei-
gentlich auch nicht darin, dass
man sich vor allem wegduckt.

Deshalb würde ich mir als Bür-
ger dieses Landes wirklich wün-
schen, dass es Ihnen gelingt, den
Rest an Verstand zusammenzu-
kratzen und endlich anzufangen,
dieses Land vernünftig zu regieren
– endlich vernünftig zu regieren!
112 Tage, nachdem Sie angefangen
haben, braucht dieses Land näm-
lich endlich eine handlungsfähige,
verantwortungsvolle Regierung.
Ich glaube, die Menschen im Land
warten darauf, und ich erwarte
von Ihnen, dass Sie schlicht Ihren
Job erledigen. Dafür sind Sie ge-
wählt, dafür haben Sie sich zu-
sammengefunden, und wenn Sie
das nicht können, dann lassen Sie
es halt einfach sein und lassen Sie
andere

(Anhaltender Beifall beim BÜNDNIS 90/

DIE GRÜNEN – Beifall bei Abgeordne-

ten der LINKEN)

Volker Kauder, CDU/CSU:

Der Haushalt gibt Antworten
auf Herausforderungen

Volker Kauder (*1949)
Wahlkreis Rottweil-Tuttlingen

Wir bringen in dieser
Woche nicht einen
Haushalt ein, sondern

wir beschließen einen Haushalt.
Damit zeigt die Regierung, dass sie
handlungsfähig ist. Viele haben
das schon gar nicht mehr ge-
glaubt, aber wir zeigen, dass wir
handlungsfähig sind. Wir legen ei-
nen Haushalt vor – darüber werde
ich jetzt sprechen –, der richtige
Antworten auf die Herausforde-
rungen der Zeit bietet, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen.

Dieser Haushalt gibt Antworten
auf Herausforderungen und zu
Themen, die von der Opposition
als Problem beschrieben worden
sind.

Eine der großen sozialen Aufga-

ben heißt: mehr Wohnungen, be-
zahlbare Wohnungen für die Men-
schen in unserem Land. Jetzt, lie-
ber Toni Hofreiter, schauen Sie
doch einmal unseren Haushalt
an! Ein Wohnungsbaupaket wird
auf den Weg gebracht, wie es die-
ses Land schon lange nicht mehr
gesehen hat.

Es hat mehrere Elemente. Da ist
das Baukindergeld, das jungen Fa-
milien die Möglichkeit gibt, nicht
nur Wohnraum zu schaffen, son-
dern auch Eigentum zu schaffen;
das ist ein zentraler Punkt dieses
Baukindergelds.

Wir haben den sozialen Woh-
nungsbau wieder flottgemacht. Es
werden für den sozialen Woh-
nungsbau noch einmal 500 Mil-
lionen Euro draufgelegt. Ich kann
jetzt nur hoffen, dass die Länder
auch bereit sind, mitzumachen,
dass dies umgesetzt wird. Natür-
lich ist eines klar – wenn Sie bei-
spielsweise mit Kommunen spre-
chen, erfahren Sie das –: Wir ha-
ben natürlich die Herausforde-
rung, durch gute Planung die Auf-
träge auch umsetzen zu können;
denn natürlich gibt es Kapazitäts-
engpässe in der Baubranche.

Deswegen ist es ja richtig, sehr
geehrte Frau Nahles, wenn wir sa-
gen: Wir brauchen ein Fachkräf-
teeinwanderungsgesetz, um unse-

re Investitionen auch tatsächlich
umsetzen zu können. – Wir haben
gestern vereinbart: Bis zum Ende
des Jahres ist dieses Gesetz im
Deutschen Bundestag. – Wir wer-
den damit der Wirtschaft auch ei-
ne Antwort auf die größte Heraus-
forderung unserer Wirtschaft ge-
ben, nämlich dass das Wachstum
nicht gebremst wird, weil wir
nicht genügend Arbeitskräfte zur
Verfügung stellen können.

Wir werden die Städtebauförde-
rungsmittel für das Jahr 2019 auf
dem Niveau von 2018 stabilisie-
ren. Und wir werden einen star-
ken Anreiz für den privaten Woh-
nungsbau geben, indem wir die
AfA in den nächsten Jahren noch
um 5 Prozent aufstocken. Jetzt
will ich einmal sagen: Unter welch
anderer Regierung als unter dieser
Großen Koalition hat es das schon
einmal gegeben, dass auf ein drän-
gendes Problem eine so konse-
quente und starke Antwort gege-
ben wird wie mit dem Haushalt
2018?

Wir geben natürlich auch eine
Antwort auf eine große Heraus-
forderung nicht nur in Europa,
sondern in der ganzen Welt: das
Thema Flüchtlinge. Jetzt muss ich
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schon einmal sagen: Wir sollten,
wenn wir darüber reden, mit den
Fakten schon anständig umge-
hen.

Das heißt zunächst einmal: Es
bleibt dabei – das
wissen auch Sie in
der Opposition –,
dass wir für dieje-
nigen, die verfolgt
sind, die aus Bür-
gerkriegen kom-
men, die persön-
lich verfolgt sind,
natürlich in unse-
rem Land und in Europa Schutz
bieten.

Da brauchen wir überhaupt
keine Belehrungen.

Das, was in den letzten Tagen
diskutiert worden ist, auch strei-
tig diskutiert worden ist, handelt
von einem ganz anderen Thema.

Ich will nur sagen, Herr
Bartsch: Dass Sie das in besonde-
rer Weise beobachten, kann ich
gut verstehen; denn Ihre Parteita-
ge sind regelmäßig von solchen
Auseinandersetzungen geprägt.
Von Ihnen brauchen wir also kei-
ne Hinweise, wie man es anders
machen sollte.

Reden Sie einmal mit Sahra
Wagenknecht und Frau Kipping
darüber, was die in aller Öffent-
lichkeit auf Parteitagen vorfüh-
ren.

Bei der AfD geht es natürlich
sehr harmonisch und friedlich
zu. Das lesen wir ja jeden Tag.

Wir sind gespannt, wie später
die Frage, wer nachfolgen wird,
diskutiert wird. Also, ich kann
nur sagen: Jeder kehre vor seiner
eigenen Tür; denn jeder hat sol-
che Situationen auch bei sich
schon einmal erlebt. Wir brau-
chen da keine Belehrungen.

Aber, meine sehr verehrten Da-
men und Herren, jetzt reden wir
einmal davon. Es geht doch
schlicht und ergreifend darum,
dass wir auch im Interesse der
Menschen die Situation ordnen

und deshalb eine Antwort auf die
sogenannte Sekundärmigration
geben. Es ist doch überhaupt
nicht besonders menschlich,
wenn Flüchtlinge in ganz Europa

herumreisen, ohne
dass festgestellt ist,
wo sie nun tat-
sächlich ihre Ver-
fahren durchlau-
fen sollen. Um
diese Fragestellung
geht es. Es geht da-
rum, dass diejeni-
gen, die schon im

sicheren Europa ein Verfahren
begonnen haben, es dort ab-
schließen, wo sie es angefangen
haben.

Wenn wir solche Menschen an
der Grenze aufgreifen und sagen:
„Ihr müsst in das Land zurück,
wo ihr das Verfahren bereits be-
gonnen habt“, ist das doch über-
haupt nichts Außergewöhnliches.
Wenn wir die Menschen an der
Grenze aufgreifen und nicht sa-
gen: „Wir schicken sie einfach ir-
gendwohin“, sondern mit den
Ländern, aus denen sie als
Flüchtlinge gekommen sind,
sprechen und Vereinbarungen
treffen, dann werden sie dorthin
zurückgebracht und kommen in
eine Unterkunft, bis dies organi-
siert ist. Da kann ich nur sagen:
Es ist eine üble Verleumdung, zu
sagen: Da werden Lager mit Sta-
cheldraht aufgebaut. – Genau
dies ist nicht der Fall.

Deswegen, Herr Hofreiter, bitte
ich Sie wirklich darum, dass wir
unter demokratischen Parteien so
nicht miteinander sprechen und
so nicht miteinander umgehen.

Das dürfen wir nicht zulassen;
denn damit reden wir denen das
Wort, die solche Dinge behaup-
ten, die falsch sind.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, ein weiteres Thema: Gerade
ich, der ich viel in diesen Regio-
nen – ich bezeichne sie mal als
Orient – unterwegs bin – auch in

Orissa, wo Christen verfolgt wur-
den und weiter ausgegrenzt wer-
den, oder in anderen Ländern –,
weiß, dass Menschen fliehen,
weil sie bedroht sind und keine
Perspektive für sich selber sehen,
gerade weil ich davon so viel
Kenntnis habe, muss ich Ihnen
sagen: Ich will alles dafür tun,
dass Menschen nicht Geld ausge-
ben, um sich aus entfernten Re-
gionen, ohne eine wirkliche Per-
spektive, anderswohin verschlep-
pen zu lassen. Deswegen machen
wir eine Asylpolitik, die sagt: Wir
ordnen das Ganze, und wir lassen
nicht zu, dass Menschen aus dem
Süden Afrikas in den Norden
kommen und dort dann zu Skla-
ven gemacht werden. Das hat mit
Menschlichkeit überhaupt nichts
zu tun.

Deswegen ist es richtig, dass
wir den Marshallplan mit Afrika
von Gerd Müller umsetzen. Da-
von müssen wir natürlich nicht
nur reden, sondern auch etwas
machen. Die Bundesrepublik
Deutschland hat ihre Beiträge in
die entsprechenden Fonds einbe-
zahlt. Ich habe mehrfach mit der
Bundeskanzlerin darüber gespro-
chen. Sowohl der ehemalige Fi-
nanzminister Wolfgang Schäuble
als auch der jetzige Finanzminis-
ter haben gesagt: Was notwendig
ist, um in diesen Ländern zu hel-
fen, werden wir tun.

Ich habe in den letzten Tagen
mit dem Vertreter des UNHCR
gesprochen, und er sagte mir,
dass das Geld für Lebensmittelra-
tionen schon wieder nicht aus-
reicht. Er hat mir gesagt, dass eine
Situation, wie wir sie im Sudan
haben, nicht sein müsste. Mit ei-
ner halben Milliarde Dollar
könnten wir in diesem Jahr den
Tod von Tausenden von Kindern
im Monat verhindern.

Da kann ich nur sagen: Frau
Bundeskanzlerin, setzen Sie sich
dafür ein, dass die anderen euro-
päischen Länder und auch alle

anderen dieses Geld geben! Ich
kann überhaupt nicht akzeptie-
ren, dass Tausende Kinder in Afri-
ka sterben müssen, weil eine hal-
be Milliarde Dollar fehlt.

Da erwarte ich,
dass es Teil unserer
Politik ist, etwas
für Menschen zu
tun, die in Not
sind. Ja, Sie haben
mit Recht darauf
hingewiesen, dass
die Türkei für
Flüchtlinge un-
glaublich viel macht. Aber auch
das kleine und nicht gerade rei-
che Land Jordanien beispielswei-
se leistet Unglaubliches für die
Flüchtlinge.

Wenn ich dann von beiden,
von der Türkei und von Jorda-
nien, höre, dass es Probleme mit
der Finanzierung gibt, dass die
Kräfte, die dort tätig sind, nicht
mehr bezahlt werden können,
muss ich sagen: Wer Fluchtursa-
chen im Interesse der Menschen
bekämpfen will, muss auch die
notwendigen Finanzmittel zur
Verfügung stellen. Das ist eine
Frage der Ehrlichkeit und
Menschlichkeit.

Dieser Haushalt gibt aber nicht
nur bei dem großen Thema des
Wohnens eine Antwort, sondern
er gibt auch eine Antwort darauf,
wie wir unter erschwerten Bedin-
gungen gleichwertige Lebensver-
hältnisse in unserem Land be-
wahren können. Wir wollen kei-
ne Situation wie beispielsweise in
Frankreich, wo ganze Landstriche
entleert sind und die Menschen
nur noch in großen Metropolen
wohnen. Wir wollen, dass die
Menschen auch in Zukunft in un-
serem Land dezentral wohnen
und arbeiten können.

Deshalb müssen wir vor allem
für eine junge Generation Per-
spektiven in den ländlichen Räu-
men schaffen. Dafür haben wir –
man kann sagen – eine Kommis-
sion eingesetzt, die für einige
wichtige Bereiche Vorschläge ent-
wickeln soll.

Mir wird zum Beispiel gesagt:
Wir brauchen jetzt doch im länd-
lichen Raum keine Wohnungs-
baupolitik; diese müssen wir in
den Ballungsgebieten machen,
wo der Druck besonders groß ist.
– Ich kann Ihnen sagen: Genau
das ist falsch.

Wir brauchen auch in den
ländlichen Räumen Investitio-
nen in den Wohnungsbau, da-
mit die jungen Menschen sehen:
Jawohl, da wird etwas getan für
unsere Zukunft. – Deswegen ist
gerade die Erhöhung der AfA für
den privaten Wohnungsbau für
uns im ländlichen Raum eine
zentrale Aufgabe. Das wird ange-
packt.

Und wenn ich immer höre:
„Privat vor Staat“, kann ich nur
sagen: Für die Infrastruktur in

unserem Land ist in erster Linie
der Staat zuständig, und dafür
muss er auch die notwendigen
Mittel zur Verfügung stellen. Die
Straßen, die Eisenbahnen und

vieles andere ge-
hören dazu.

Auch die Schu-
len gehören dazu.
Demjenigen, der
darüber klagt, dass
unsere Bildungs-
politik die Anfor-
derungen nicht
mehr erfüllt, sage

ich: Ich bedauere es außerordent-
lich. Jetzt ist der Bund aber be-
reit, obwohl es nicht seine ureige-
ne Aufgabe ist, in die Bildungs-
politik zu investieren. Aber eines
sage ich hier ganz deutlich, ob-
wohl ich weiß, dass es dann so-
fort wieder Anrufe aus den Län-
dern gibt: Wir investieren wieder
in die Bildungspolitik. 5 Milliar-
den Euro stehen zur Verfügung.
Wir tun das aber nicht, damit die
Länder weniger tun, sondern wir
erwarten, dass auch die Länder
ihre Aufgabe erfüllen – mit uns
zusammen.

Mit unserem Tun ersetzen wir
nicht, sondern wir ergänzen.

Wenn ich dies alles anschaue,
kann ich nur sagen: Ja, die letzten
Wochen waren gerade für uns in
der Union nicht einfach. Aber wir
haben gezeigt, dass wir zusam-
menbleiben und zu Lösungen
kommen.

Eines haben wir auch gezeigt:
Auch in dieser Zeit ist das Land
regiert worden. Wir haben hier
im Bundestag Entscheidungen
getroffen, Gesetze verabschiedet.
Dass das Land nicht gut regiert
worden sei, ist wirklich ein Mär-
chen. Das haben die Menschen in
der Realität aber immer gesehen.
Wir haben eine Regierung. Wir
stellen eine Regierung. Wir erfül-
len unsere Aufgaben. Dass es da
manchmal in den eigenen Reihen
Diskussionen gibt, hindert uns
nicht daran, diesem Land eine
gute Regierung zu stellen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei

Abgeordneten der SPD)

Gerade die ländlichen Räume bräuchten mehr Investitionen, forderte Volker Kauder (CDU).. © picture-alliance/dpa

Dass das
Land nicht
gut regiert

worden sei, ist
wirklich ein

Märchen.

In der Debatte sprachen zudem die
Abgeordneten Dr. Alexander Gauland
(AfD), Achim Post (SPD), Otto Fricke
(FDP), Alexander Dobrindt (CDU/
CSU), Dr. Frauke Petry (fraktionslos),
Johannes Kahrs (SPD), Patricia Lips
(CDU/CSU)., Dennis Rohde (SPD), Dr.
Marc Jongen (AfD), Elisabeth Mot-
schmann (CDU/CSU), Brigitte Freihold
(Die Linke), Michelle Müntefering
(SPD), Margit Stumpp (Bündnis 90/
Die Grünen) und Dr. Jens Zimmer-
mann (SPD).

Da erwarte ich,
dass es Teil un-
serer Politik ist,
etwas für Men-

schen zu tun, die
in Not sind.
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Peter Boehringer, AfD:

Der Haushalt ist das Ergebnis
nicht nachhaltiger Sondereffekte

Peter Boehringer (*1969)
Landesliste Bayern

Eine Anmerkung vielleicht
aus aktuellem Anlass: Diese
Rede halte ich unter der Prä-

misse, dass die Mehrheit, die wir
bei den Haushaltsberatungen im
Ausschuss hatten, auch bei der
Endabstimmung im Plenum noch
steht.

Das wäre also die von CDU,
CSU und SPD. Doch das ist wahr-
scheinlich; denn wir erleben der-
zeit eigentlich nur großes Staats-
schauspiel im Hinblick auf die
Bayernwahlen.

Die Forderung von Herrn See-
hofer nach der Zurückweisung
von Migranten, die bereits einen
Antrag in einem anderen Land ge-
stellt haben, war schlicht die For-
derung nach der Einhaltung gel-
tenden Rechts, das seit 2015 an
den deutschen Grenzen perma-
nent gebrochen wird.

Es sagt viel über den Zustand
unseres Landes aus, wenn diese
selbstverständliche Forderung
ernsthaft Widerspruch der Kanzle-
rin auslösen kann und sie diesen
Machtkampf dann auch noch ge-
winnt.

Zur Sache, zum Haushalt 2018.
Es ist ein Idealumfeld mit Nied-
rigstzinsen, EZB-Anleihekäufen
und TARGET2, alles letzten Endes
künstlich die Konjunktur und da-
mit die Steuereinnahmen stimu-
lierend. Der angeblich ausgegli-
chene Haushalt ist damit kein Er-
folg guter Politik, sondern Ergeb-
nis nicht nachhaltiger Sonderef-
fekte und von nicht eingestellten
Risikovorsorgemaßnahmen.

Wären im Ausschuss alle Ände-
rungsvorschläge der AfD ange-
nommen worden, hätte sich eine
Entlastung des Bundeshaushalts
von etwa 3 Milliarden Euro erge-
ben. Dabei hat die AfD die soge-
nannte Asylrücklage in Höhe von
23 Milliarden Euro noch gar
nicht angefasst. Würde die Regie-
rung an den Grenzen zum Recht

zurückfinden, dann könnten diese
Milliarden für andere Aufgaben
oder für Steuerentlastungen einge-
setzt werden.

Die Umwidmung könnte unse-
res Erachtens relativ schnell voll-
zogen werden, da die Rückkehr
zum Recht inzwischen auch von
Kollegen anderer Fraktionen ge-
fordert wird. Der Minikompro-
miss von heute Nacht würde dafür
jedoch keinesfalls ausreichen,
wenn er denn überhaupt umge-
setzt wird.

Einige Anmerkungen zum Ent-
schließungsantrag der AfD.

Erstens: Transparenz beim
Haushalt. Die Koalition brachte
einige ihrer wichtigsten Ände-
rungsanträge erst in letzter Stunde
ein, obwohl wir wochenlang in
x Sitzungen diskutiert haben. Ein
besonders prägnantes Beispiel war
ein Änderungsantrag der Koalition
im Volumen von fast 2 Milliarden
Euro, der in der Abschlusssitzung
morgens um 1 Uhr eingebracht
wurde und die Ausgaben für die
Bundesschuld reduzieren sollte,
und dies bei einem Titel, bei dem
mir noch fünf Tage zuvor im Be-
richterstattergespräch erklärt wor-
den war, das sei unmöglich, weil
diese Entwicklung viel zu unsicher
sei; hier könne keine Reduzierung
erfolgen. So etwas ist nicht seriös.
Diese Milliardenkürzung diente
ausschließlich der Sicherstellung
der künstlich herbeigerechneten
schwarzen Null.

Bei vielen brisanten Fragen zu
Haushaltspositionen hält sich die
Regierung bedeckt, etwa beim
Thema Migrationskosten. Entwe-

der weiß sie gar nicht genau, was
die von ihr alimentierten intrans-
parenten NGOs mit dem Geld so
machen, oder sie will es nicht sa-
gen. Fast die Hälfte des Etats des
Auswärtigen Amts steht unter so-
genannten Deckungsvermerken.
Die entsprechenden Titel sind so-
mit untereinander vermischungs-
fähig, ohne dass der Bundestag
hierüber nochmals entscheiden
müsste. Dies hebelt ebenso wie
Übertragungsvermerke oder die
Projektfinanzierung über verschie-
dene Teilhaushalte
das Transparenzge-
bot des Haushalts
aus und gefährdet
bei exzessivem
Einsatz sogar die
Etathoheit des Par-
laments.

Zweitens. Die
EU wird haushal-
terisch weiterhin als Staat behan-
delt. Die deutschen Beiträge zum
EU-Haushalt werden als negative
Einnahmen verbucht, was den
Bundeshaushalt nach unserer An-
sicht illegitim optisch und buch-
halterisch verkürzt. Der Bund hat
eigentlich Ausgaben über 375 Mil-
liarden Euro und nicht die ausge-
wiesenen 343 Milliarden; das ist
die offizielle Zahl.

Die deutschen EU-Kosten von
etwa 32 Milliarden Euro sollten
eigentlich nach dem Bruttoprinzip
zuerst als Steuereinnahmen und
dann als EU-Kosten verbucht wer-
den; denn nicht die EU erhebt die
Steuern, sondern Deutschland.
Die gängige Praxis impliziert, dass
die BRD die EU-Steuern für den

Überstaat EU eigentlich nur ein-
treibt. Man spricht da auch von
EU-Eigenmitteln, was eine Staats-
qualität der EU suggeriert, die es
gar nicht gibt und nach Verfas-
sungsrecht auch gar nicht geben
darf.

Das heißt aber nicht, dass es die
EU nicht versucht mit dieser Fis-
kalkapazität. Ganz aktuell liegt
uns ein Verordnungsentwurf der
Kommission vor, der der EU in
Zukunft tatsächlich das Recht auf
eigene Steuererhebung einräumt.
Leider wurden vorige Woche hier
im Haus zwei AfD-Anträge abge-
lehnt, die diese verfassungswidri-
gen Planungen der EU stoppen
sollten.

Drittens: Kosten der Integration
Nichtasylberechtigter. Menschen,
die als Flüchtlinge zu uns kom-
men, müssen laut geltendem Ge-

setz in ihre Heimat-
länder zurückkeh-
ren, sobald der
Fluchtgrund entfal-
len ist. Die AfD
sieht keine Notwen-
digkeit, mit hohem
finanziellen Auf-
wand die Integrati-
on dieser Migranten

irgendwie sicherzustellen.
Viertens: Verteidigungsfähigkeit

wiederherstellen. Die Ausrüs-
tungssituation der Bundeswehr
befindet sich in einem katastro-
phalen Zustand. Die AfD hat Auf-
wüchse bei denjenigen Positionen
des Verteidigungsetats beantragt,
die der Landesverteidigung im en-
geren Sinne dienen.

Fünftens: ideologischen Gesell-
schaftsumbau stoppen. Viele Mit-
tel werden ressortfremd, aber stets
im Sinne einer links-grünen In-
doktrinierung eingesetzt. Fast jede
Stelle muss dazu ihren Beitrag
leisten. So betreibt beispielsweise
das Kanzleramt Projekte zur Di-
versitätsentwicklung. Derartige
Projekte sind nach Ansicht der

AfD-Fraktion zu streichen. Diver-
sität schafft sich eine Gesellschaft
selbst, wenn sie es denn will.

Wir brauchen eine Rückbesin-
nung der Regierungsinstitutionen
auf die ihnen zugedachten Aufga-
ben, nicht zuletzt im Sinne einer
sparsamen Haushaltsführung.

Sechstens: Klimasubventionen
runter. Die sogenannte Energie-
wende ist zu hinterfragen. Eine
Neuorientierung in der Klimapoli-
tik wäre gleichzeitig eine Förde-
rung des Industriestandorts
Deutschland. Statt künstliche
CO2-Zertifikatsplanwirtschaft zu
betreiben, gilt es, Unternehmen
Marktchancen frei suchen zu las-
sen. Aus dem Haushalt sollte nur
die entsprechende Infrastruktur fi-
nanziert werden. Hier herrscht
Nachholbedarf, insbesondere
beim Fernstraßenbau oder beim
Straßenbau generell.

Ceterum censeo: Kosten der
Euro-Rettung. Ich muss es immer
wieder wiederholen: Wir fordern
die Bildung von Rückstellungen
für die künftigen gewaltigen und
fast sicheren Ausfälle der Euro-
Rettungsgelder. Dies hartnäckig zu
unterlassen, ist ein permanenter
Verstoß gegen die Grundregeln der
Haushaltsvollständigkeit und der
kaufmännischen Vorsicht.

Wir reden von Hunderten von
Milliarden. Erst am vorigen Freitag
hat der Bundestag wieder mal eine
Auszahlung an Griechenland aus
dem Schattenhaushalt ESM ge-
nehmigt. Sehr praktisch diese
Schattenhaushalte; denn sonst
hätten diese 4 Milliarden Euro di-
rekt sichtbar aus dem deutschen
Bundeshaushalt gezahlt werden
müssen – und das ist nur die ab-
solute Spitze des Eisbergs.

Herr Minister Scholz, in Ihrer
Haushaltsrede am 15. Mai 2018
sagten Sie:

Europa ist für Deutschland das
wichtigste nationale Anliegen. ...
Es geht um die Souveränität
Europas ... Dazu stellen wir fest:
„Dem deutschen Volke“ lautet un-
ser Auftrag. Die EU-ropäische
Fehldenke ist es, die die Bürger
der Politik entfremdet und von
der sie sich abwenden, so sehr,
dass die Wählerabwanderung in-
zwischen die sonst sklavisch EU-
ropäischen CSU-Funktionäre zur
Rhetorik gegen noch mehr
Europa nötigt, auch wenn das rei-
ne Heuchelei ist; denn gleichzei-
tig stimmt die CSU in Brüssel für
noch mehr, dann sogar legale Mi-
gration, Stichwort „Dublin IV“.
Wir sagen: Nein, es geht eben
nicht um EU-ropäische Souverä-
nität, und, nein, EU-ropa ist nicht
das wichtigste Anliegen Deutsch-
lands.

(Beifall bei der AfD)
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Die EU-ropäische
Fehldenke

ist es, die die
Bürger der

Politik
entfremdet.

Die AfD sieht keine Notwendigkeit für Integrationsmaßnahmen bei nicht-asylberechtigten Menschen.
© picture-alliance/dpa
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Johannes Kahrs, SPD:

Wir geben mehr Geld für
Investitionen aus

Johannes Kahrs (*1963)
Wahlkreis Hamburg-Mitte

Wir kommen jetzt zur
Abwechslung – und
das ist nach den letzten

Tagen besonders erfrischend – auf
die Sachebene zurück.

Dafür sind wir da, und das ist
gut.

Wir haben hier eben eine etwas
unterkomplexe Rede des Kollegen
von der AfD gehört; so kennt man
sie. Aber auch das ertragen wir mit
Fassung, weil wir wissen, dass die-
se Koalition und dass diese Regie-
rung zumindest auf der Sachebe-
ne, die wir hier heute diskutieren,
dieses Land anständig und ver-
nünftig regieren.

Das kriegen wir hin, weil in den
Ausschüssen anständig gearbeitet

wird. Das, was die Bundestagsab-
geordneten können, können sich
vielleicht auch die Parteiführun-
gen der Union vornehmen, und
dann kommen wir alle am Ende
dazu, dass wir auf der Sachebene
das einlösen, was wir mit dem Ko-
alitionsvertrag den Menschen in
diesem unserem deutschen Vater-
land versprochen und zugesagt
haben. Das werden wir jetzt auch
tun.

Dazu hat Olaf Scholz einen
Haushalt vorgelegt, der all diese
Punkte entsprechend umfasst. Ich
freue mich, dass hinter mir der
Präsident des Deutschen Bundes-
tages sitzt, der schon in der letzten
Legislaturperiode in seiner vorhe-
rigen Verwendung ein bisschen
auf uns aufgepasst hat. Ich kann
sagen: So wie der letzte Haushalt
vernünftig war, so ist dieser Haus-
halt auch sehr vernünftig. Es gibt
aber ein paar kleine Unterschiede.
Einer dieser Unterschiede ist, dass
wir mehr Geld für Investitionen
ausgeben.

Das wiederum ist etwas Gutes.
Das ist etwas, was bei den Men-

schen in diesem Land ankommen
wird. Wir geben mehr Geld aus
für Straße, für Digitalisierung, für
Schule, für Bildung, für viele Din-
ge, für viele Themen, die für die

Wähler in diesem Land richtig
und wichtig sind.

Nach all dem Klamauk der letz-
ten Tage, finde ich, muss man den
Menschen das Vertrauen in die Po-
litik wieder zurückgeben.

Es wäre gut, wenn wir das auf
der Sachebene tun. Deswegen ha-
ben wir mit dieser Koalition bei
den Investitionen noch mal 2,76
Milliarden Euro obendrauf gelegt.
Ich glaube, damit haben wir
Haushälter unse-
ren kleinen Beitrag
geleistet.

Für uns Sozial-
demokraten und
für die Kollegin-
nen und Kollegen
der CDU/CSU –
mit dem Kollegen
Ecki Rehberg ar-
beite ich seit Jahren gut und ver-
trauensvoll zusammen; Ecki, dass
du schmunzelst, ist mir Lob genug
– sage ich, dass wir gerade auch
beim Personal den guten sozialde-
mokratischen Dreisatz wieder hin-
bekommen. Damit diese Investi-
tionen, die wir in den Haushalt
hineingeschrieben haben, auch
umgesetzt werden und das Geld
nicht wie in den letzten Jahren
teilweise zurückfließt, haben wir
gesagt: Wir brauchen einen hand-

lungsfähigen Staat, einen Staat,
der satisfaktionsfähig ist, der es
schafft, das Geld, die PS, auf die
Straße zu bekommen. Deswegen
gilt der alte sozialdemokratische
Dreisatz: Wir schaffen neue Stel-
len, wir heben Stellen, und wir
entfristen.

Nur wenn wir einen Staat ha-
ben, der handlungsfähig ist, kön-
nen wir das Geld auch entspre-
chend einsetzen. Deswegen schaf-
fen wir über 3 000 neue Stellen
bei der Bundespolizei, 525 Stellen
im Bundeskriminalamt. Die Zoll-
verwaltung bekommt 1 400 neue
Stellen.

Wir haben auch den Maßgabe-
beschluss gefasst, dass in den
nächsten vier Jahren in jedem Jahr
2 000 neue Stellen beim Zoll ge-

schaffen werden.
Ich glaube, jeder,

der weiß, wie die Si-
tuation beim Zoll
ist, wird dies begrü-
ßen und unterstüt-
zen. Beim Bundes-
amt für Migration
und Flüchtlinge –
man hörte in den

letzten Tagen häufiger davon –
gibt es 1 650 neue Stellen zusätz-
lich. 4 500 Stellen, Herr Seehofer,
werden entfristet – ich glaube, das
ist auch ganz in Ihrem Sinne –,
sodass wir dann auch dazu kom-
men, dass diese Behörde ihre Ar-
beit vernünftig erledigen kann. Bei
der Bundesanstalt für Immobi-
lienaufgaben – auch das ist für
viele wichtig; Sie wissen, dass die-
se Immobilien für die Kommu-
nen, für den Wohnungsbau wich-

tig sind – haben wir 200 Stellen
entfristet. Ich glaube, dass auch
das eine gute Sache ist.

Gleichzeitig haben wir hier ei-
nen Haushalt, mit dem wir viele
gute Dinge tun, aber keine neuen
Schulden schaffen. Bei der Union
hieß das immer: schwarze Null.
Wir haben immer gesagt: Über
schwarze Nullen reden wir nicht.
Wir machen keine neuen Schul-
den, und das hat etwas mit Gene-
rationengerechtigkeit zu tun.

Generationengerechtigkeit be-
deutet nämlich, dass nicht andere
Menschen die Schulden bezahlen
müssen, die hier gemacht werden.
Deswegen machen wir seit fünf
Jahren keine neuen Schulden, seit-
dem die SPD an der Regierung ist.

Schwarz-Gelb hat das nicht hin-
bekommen, Herr Buschmann. Ih-
re FDP hat mitregiert, als dreistel-
lige Milliardensummen an Schul-
den gemacht worden sind. Seit-
dem die SPD mit der Union re-
giert, werden keine neuen Schul-
den gemacht, und das zeigt auch
dieser Haushalt.

Deswegen ist es ein guter Haus-
halt. Dem kann man auch zustim-
men.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abge-

ordneten der CDU/CSU)
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Wir geben mehr
Geld aus für
Straße, für

Digitalisierung,
für Schule,
für Bildung.

Otto Fricke, FDP:

Ein Haushalt der Verschwendung
von Möglichkeiten

Otto Fricke (*1965)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Der Haushalt gibt den Bür-
gern Klarheit darüber,
wes Geistes Kind die Re-

gierung ist und wie sie sich das
vorstellt. Im Koalitionsvertrag
steht: „Eine neue Dynamik für
Deutschland“. Ja, könnte man so
sehen. Aber wenn man dann ge-
nauer guckt, erkennt man: Das ist
kein Haushalt der Dynamik, das

ist kein Haushalt der Ideen, son-
dern das ist ein Haushalt der Ver-
schwendung.

Es ist ein Haushalt der Ver-
schwendung von Möglichkeiten:
der Möglichkeit, Zukunft zu ge-
stalten, der Möglichkeit, die Bür-
ger zu entlasten, der Möglichkeit,
ernsthaft in Forschung und Bil-
dung zu investieren, der Möglich-
keit, ernsthaft Schulden zu tilgen,
der Möglichkeit, ernsthaft Anteile
an Unternehmen zu verkaufen,
der Möglichkeit, ernsthaft Subven-
tionen abzubauen. All diese Mög-
lichkeiten verschwenden Sie mit
diesem Haushalt in einer Art und
Weise, die nicht zu akzeptieren ist.

Warum macht das diese Koaliti-
on, neben all den kleinen Ausei-
nandersetzungen, die man in ei-
ner Demokratie ja haben muss?
Ihnen fehlt die Grundeinstellung.
Sie haben – der Kollege Kahrs hat
sich dessen ja gerühmt – gesagt:
Wir Haushälter haben jetzt noch

mal mehr Geld ausgegeben. Die
Aussage muss sein: Liebe Bürger,
wir haben euch noch mal mehr
Geld genommen, verteilen es
dann an euch zurück und möch-
ten dafür gerne Applaus. Das ist
kein Verständnis von einem Staat,
in dem der Bürger im Zentrum
steht.

Rein ziffernmä-
ßig: Der Haushalt
steigt um 3,9 Pro-
zent, statt wie bis-
her um 3,1 Pro-
zent. Dabei ver-
schlechtern sich
die Wirtschafts-
prognosen von 2,3
Prozent auf ungefähr 1,9 Prozent.
Was ist das für eine Grundeinstel-
lung, in der nicht nur die Regie-
rung sagt: „Was stört mich, wie
das Wachstum und die Zukunft
aussehen?“, sondern in der auch
noch die Koalitionsfraktionen –
liebe CDU/CSU, das kann ich Ih-

nen hier wirklich ins Stammbuch
schreiben – sagen: „Wir geben ein-
fach noch mal mehr aus“? – Es ist
am Ende Verschwendung.

Verschwendung gibt es auch
beim Thema Investitionen. Ja, der
Finanzminister wird sich rühmen
und sagen: Wir haben jetzt 39,8
Milliarden Euro für Investitionen
zur Verfügung; wir haben noch
mal ganz viel obendrauf gelegt. –
Herr Minister, wollen wir mal ehr-
lich sein: Wie machen Sie das
denn? Sie führen das Baukinder-
geld ein, mit dessen Hilfe Private
investieren sollen: Haus bauen,
Wohnung kaufen oder älteres

Haus kaufen und
renovieren. Und
was sagen Sie? Das
Baukindergeld ist
eine staatliche In-
vestition. – Sie ha-
ben ein komisches
Verständnis von In-
vestitionen. Unser
Verständnis von In-

vestition ist das nicht. Im Endef-
fekt ist es, genauso wie an anderer
Stelle, nur die Möglichkeit, die
Zahlen nach oben zu bringen. Sie
schauen aber nicht darauf, was
wirklich ankommt, wo wirklich in
Zukunft investiert wird. Sie inves-
tieren fast immer nur in die Ver-

gangenheit.
Zum Thema Privatisierung. Die-

ser Staat ist Eigentümer von so
vielen Unternehmen; er hat Antei-
le an zwei Banken, an der Tele-
kom, an der Post usw. Jetzt könnte
man ja sagen: Wann, wenn nicht
in wirtschaftlich guten Zeiten, ist
diese Regierung in der Lage, Antei-
le zu verkaufen? Macht sie nicht.

Noch viel schlimmer ist – das,
Herr Finanzminister, finde ich, ist
schon eine harte Nummer – ja,
ich weiß, ihr werdet gleich applau-
dieren für das, was er macht –:
Dieser Finanzminister hat gemein-
sam mit seinem Vorgänger noch
mehr Anteile an privaten Unter-
nehmen gekauft.

Er hat – Achtung! – nicht 1 Mil-
lion Telekom-Aktien, sondern 40
Millionen Telekom-Aktien ge-
kauft. Das muss man sich einmal
vorstellen. Ist das das Ziel, ist das
die neue Dynamik? Für mich ist
das Verschwendung statt Abbau
von Neuverschuldung.

Meine Damen und Herren, im
Endeffekt fehlt dieser Koalition
die Linie.

Es wird versucht, all die Dinge,
die in den letzten vier Jahren
schon gemacht worden sind, ir-
gendwie mit mehr Geld zuzukleis-
tern. Wir werden es erleben, wenn
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Das ist kein
Haushalt

der Dynamik,
das ist

kein Haushalt
der Ideen.
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der neue Haushalt vorliegt. Es
wird gesagt: Hier ein bisschen
mehr, da ein bisschen mehr, dort
ein bisschen mehr. Was aber nicht
passiert, ist, dass Sie wirklich in
die Zukunft blicken, dass Sie sa-
gen, wohin Sie mit diesem Land
gehen wollen. Ja, Sie diskutieren
über Digitalisierung, aber Sie

schieben die Gelder in Bereiche,
wo sie nicht ausgegeben werden.
Ja, Sie diskutieren darüber, dass
wir bei der Infrastruktur etwas tun
müssen. Ich bin sehr gespannt,
wann Sie es schaffen, dass die Brü-
cken in Nordrhein-Westfalen sa-
niert werden, weil die Finanzmit-
tel dafür gegeben wurden.

Dann zum Damoklesschwert
der Rente. Das Damoklesschwert
der Rente mit diesen enormen
Ausgaben, mit der enormen Stei-
gerung schwebt über Ihnen. Wenn
Sie das Problem nicht lösen, wird
Ihnen spätestens 2020 der Haus-
halt um die Ohren fliegen. Aber
auch das Problem haben Sie nicht

gelöst.
Aber zum Schluss ein versöhnli-

ches Wort, meine Damen und
Herren: Ich bedanke mich auch
bei den Koalitionsfraktionen für
das gute Klima im Haushaltsaus-
schuss. Und zum Thema Ver-
schwendung darf ich frei nach Al-
bert Schweitzer zitieren: Das Ein-

zige, was nicht weniger wird,
wenn man es verschwendet, ist die
Liebe – auch unter Schwesterpar-
teien, aber leider nicht in diesem
Haushalt.

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und

der AfD)

Eckhardt Rehberg, CDU:

Wir entlasten mit diesem
Haushalt Länder und Kommunen

Eckhardt Rehberg (*1954)
WK Meckl. Seenplatte II-LK Rostock III

Es ist ein Haushalt der Konti-
nuität. Wir bringen jetzt
den fünften Haushalt ohne

neue Schulden auf den Weg
und können nach 17 Jahren

wieder die Maastricht-Kriterien
einhalten. Zur Wahrheit gehört,
dass die Erblast nach der Finanz-
krise gewaltig war: 300 Milliarden
Euro Haushaltsvolumen, 86 Milli-
arden Euro Neuverschuldung im
Soll. Lieber Johannes Kahrs, ja, ihr
seid seit 2014 mit dabei; aber der
Weg zwischen 2009 und 2013 war
kein einfacher.

Deswegen kann man heute bi-
lanzieren: An diesem Haushalt der
Kontinuität hat eine Truppe von
Beginn an mitgearbeitet und mit-
gewirkt, und das ist die Union, ei-
ne unionsgeführte Bundesregie-
rung unter Angela Merkel. Das Er-
gebnis sehen wir heute, und da-
rauf kann man stolz sein.

Ich kann mich dem Kollegen
Fricke anschließen: Die letzten
Wochen waren eine harte Zeit.
Uns standen weniger Sitzungstage
zur Verfügung. Frau Kollegin
Lötzsch, wie Sie darauf kommen,
dass die Haushaltsberatungen
chaotisch verlaufen sind, er-
schließt sich mir nicht.

Ich finde, so ruhig, so sachori-
entiert ist es selten zugegangen.
Johannes, ich gebe dir recht: Es ist
manchmal gut, stundenlang im
Haushaltsausschuss zu sitzen und
Sacharbeit zu machen und nicht
nach links oder rechts zu schauen.
Dann kommt man zu guten Er-
gebnissen. Das ist wohl wahr.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, es ist ein Haushalt der Zu-
kunft: 39,8 Milliarden Euro für In-

vestitionen, 11,6 Prozent. So viele
Investitionsmittel haben wir noch
nie zur Verfügung gestellt. Wir ha-
ben noch einmal 2,4 Milliarden
Euro in den DigitalPakt Schule ge-
steckt. Mittlerweile stehen mit
dem Breitbandausbau, den Ale-
xander Dobrindt initiiert hat, mit
dem kommunalen Investitionspa-
ket insgesamt fast 10 Milliarden
Euro für die Digitalisierung auf
verschiedenen Ebenen in Deutsch-
land zur Verfügung. Das heißt, wir
haben kein Problem mehr, Inves-
titionsmittel zur Verfügung zu
stellen, sondern wir haben ein
Umsetzungsproblem. Deswegen
kann ich die Bundesregierung nur
ermuntern und auffordern: Wir
müssen an die Entschlackung des
Planungsrechts ran. Wir müssen
Standards absenken. Wir haben
alle nichts davon, immer mehr
Geld ins Schaufenster zu stellen,
wenn Bund, Länder und Kommu-
nen das nicht umgesetzt bekom-
men.

Lieber Kollege Fricke, Sie haben
von Verschwendung gesprochen.
Wie man als FDP auf die Idee
kommen kann, die Mittel für die
GRW-Förderung – das Instrument
der Wirtschaftsförderung, gerade
für ländliche Räume, für struktu-
rell schwache Gebiete – von 600
Millionen auf 500 Millionen Euro
abzusenken, angeblich, weil die
Mittel nicht abfließen, kann ich
nicht nachvollziehen. Ich kann
euch nur sagen: Mecklenburg-Vor-
pommern, Thüringen, Sachsen-
Anhalt, Sachsen und Berlin brau-
chen dieses Geld dringend, genau-
so wie die strukturschwachen Ge-
biete im Westen. Wer auf so einen
Blödsinn – Entschuldigung! –
kommt, den kann man politisch
nicht ernst nehmen. Es ist ein
Haushalt der Entlastung.

Der erste Schritt ist mit dem Fa-
milienentlastungsgesetz gemacht
worden. Wir werden die Bürgerin-
nen und Bürger in dieser Legisla-
turperiode um insgesamt 63 Milli-
arden Euro entlasten, im Jahr
2021 – in der Endstufe – um 30
Milliarden Euro.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, mit dem Investitionsauf-
wuchs und dieser Entlastung ma-
chen wir Deutschland zukunfts-

fest, und da, wo es möglich und
sinnvoll ist, geben wir den Bür-
gern etwas von dem zurück, was
sie über Steuern und Abgaben ein-
zahlen. Ich kann mir noch mehr
Entlastung vorstellen: Wir von der
Unionsfraktion können uns vor-
stellen, dass der Beitrag zur Ar-
beitslosenversicherung nicht um
0,3 Prozent, sondern um 0,5 Pro-
zent abgesenkt wird. Wenn es
richtig ist, dass 20 Milliarden Euro
Rücklage bei der Arbeitslosenversi-
cherung eine gute Basis sind, dann
kann man sie um 5 Milliarden
Euro senken. Sie wäre dann 2019
bei 20 Milliarden Euro und 2020
schon wieder bei 26 Milliarden
Euro. – Auch im Bereich der Pfle-
ge müssen wir die Bürger entlas-
ten. Ganz nebenbei an die Kolle-
ginnen und Kollegen der SPD: Ge-
rade wenn wir bei den Sozialbei-
trägen entlasten, treffen wir die
einkommens-
schwachen Schich-
ten, die keine Steu-
ern zahlen, und
das ist die beste So-
zialpolitik, die
man machen kann.

Liebe Kollegin-
nen und Kollegen,
es ist ein sozialer
Haushalt. 52 Prozent des Haus-
halts sind Sozialausgaben.

Ich glaube, gerade mit dem
Dreiklang „Baukindergeld, frei fi-
nanzierter Wohnungsbau, Aufsto-
ckung beim sozialen Wohnungs-
bau –, den wir mit diesem Haus-
halt und in den nächsten Jahren
umsetzen werden, schaffen wir et-
was für den Zusammenhalt in der
Gesellschaft. Wir ermuntern junge
Familien mit Kindern, Eigentum
zu schaffen, und ich bin wirklich
froh, dass die Wohnraumbegren-
zung vom Tisch ist. Das wäre die
größte Krux gewesen. Es wäre ab-
surd gewesen, wenn wir in der Flä-
che eine Begrenzung auf 120 Qua-
dratmeter gehabt hätten. Ich sage
denjenigen, die sich ausgedacht
haben, dass 10 Quadratmeter für
ein Kind reichen, ein bisschen iro-
nisch: Ich habe 1987, zu tiefen
DDR-Zeiten, Kinderzimmer mit
18 Quadratmeter gebaut, und die
wurden gefördert. Das gehört zur
Wahrheit der ganzen Geschichte

dazu. Wir wollen aber nicht zu-
rückschauen, sondern nach vorne.
Deswegen ist das eine gute Lö-
sung.

Herr Bundesfinanzminister
Scholz, Sie haben unsere volle
Unterstützung für die Grundge-
setzänderung beim Thema „sozia-
ler Wohnungsbau“. Wir wollen
den Ländern diese Aufgabe nicht
wegnehmen; aber wir wollen das
Geld da hinbringen, wo es hinge-
hört. Deswegen, glaube ich, soll-
ten wir, Union, SPD, Grüne und
FDP – wir müssen das ja gemein-
sam stemmen –, uns den Bericht
des Bundesrechnungshofs zum
Thema „Zusätzlichkeit“ sehr gut
durchlesen. Der Bundesrech-
nungshof hat ganz ausdrücklich
darauf hingewiesen, dass in der
jetzigen Fassung weiterhin die Ge-
fahr besteht, dass der Bund Mittel
für den sozialen Wohnungsbau an
die Länder transferiert, die Länder
aber ihre eigenen Mittel anderwei-
tig verwenden. Ich habe es schon
oft an dieser Stelle gesagt: Ich
möchte gerne, dass aus den 1,5
Milliarden Euro, die der Bund zur
Verfügung stellt, in und für
Deutschland insgesamt 3 Milliar-
den Euro für den sozialen Woh-

nungsbau werden.
Das muss das Ziel
sein.

Wir haben zwei
Programme initiiert
bzw. weiterhin
möglich gemacht.
Das sind zum ei-
nen Modellprojekte
zur nachhaltigen

Weiterentwicklung der Städtebau-
förderung, und zum anderen ist es
das bei vielen Abgeordneten be-
liebte Programm „Sanierung kom-
munaler Einrichtungen“ in den
Bereichen Sport, Jugend und Kul-
tur. Ich glaube, auch hier wird der
Bund seiner Verantwortung gegen-
über Ländern und Kommunen ge-
recht.

Das ist ein Haushalt der Ge-
samtverantwortung. Der Bundes-
rechnungshof weist darauf hin,
dass 75 Milliarden Euro des Bun-
deshaushaltes Durchlaufposten an
Länder und Kommunen sind.
Wenn man ganz genau hinschaut,
dann stellt man fest: Wir geben
Entlastungen an Länder und Kom-
munen in der Größenordnung
von 22 Milliarden Euro pro Jahr.
Wir sorgen auch mit den im Ko-
alitionsvertrag enthaltenen priori-
tären Maßnahmen dafür, dass wir
gleichwertige Lebensverhältnisse
in Deutschland bekommen und
entlasten Länder und Kommunen

noch einmal in einer Größenord-
nung von 8 Milliarden Euro.
Gleichzeitig steigen die Steuerein-
nahmen bei Ländern und Kom-
munen. Deswegen heißt Gesamt-
verantwortung, gerade was Länder
und Kommunen betrifft, dass das
Geld, das für Wohnungsbau, für
Kommunalstraßen, für ÖPNV, für
Bildung – Stichwort: der Bund
übernimmt das BAföG komplett –
dann auch dort ankommt, wo es
ankommen soll und nicht in ir-
gendwelchen Länderhaushalten
versickert.

Letzte Bemerkung. Johannes
Kahrs ist schon darauf eingegan-
gen. Ja, wir haben bei den Sicher-
heitsbehörden eine Kraftanstren-
gung vorgenommen. Von den 10
000 neuen Stellen – das BAMF
eingerechnet – gehen Dreiviertel
in die Bereiche Bundespolizei,
Zoll, Bundeskriminalamt und
BAMF. Wir entfristen allein beim
BAMF 4 500 Stellen. Der Zoll wird
erstmalig in einer Größenordnung
von 1 400 Stellen verstärkt. Das
können wir uns leisten, weil wir
weiter steigende Steuereinnahmen
haben. Ich teile den Pessimismus
von vielen anderen nicht, dass Ge-
witterwolken am Horizont aufzie-
hen. Wir haben weiterhin eine
Rücklage von 24 Milliarden Euro.

Ausgehend davon möchte ich
mit Blick auf den Haushalt 2019,
der am 6. Juli im Bundeskabinett
verabschiedet werden soll, und die
Zahlen, die ich bisher kenne –
Stichwort: NATO- und ODA-Quo-
te –, deutlich machen: Herr Bun-
desminister Scholz, wir werden
unseren europäischen, unseren in-
ternationalen Verpflichtungen nur
dann nachkommen können,
wenn diese beiden Quoten, so-
wohl die ODA-Quote als auch die
NATO-Quote, nicht absinken,
sondern aufwachsen.

Wer mehr Europa will, wer
mehr Europa bei der Verteidigung
möchte, der muss auch seinen ei-
genen Beitrag leisten.

Deswegen, glaube ich, ist es
ganz wichtig, dass wir über den
Haushalt für 2019 im parlamenta-
rischen Verfahren noch einmal in
Ruhe reden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Ab-

geordneten der SPD)
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Dr. Gesine Lötzsch, Die Linke:

Mehr Geld für den
sozialen Wohnungsbau

Gesine Lötzsch (*1961)
Wahlkreis Berlin-Lichtenberg

Es grenzt ja geradezu an ein
Wunder, dass der Bundes-
tagspräsident heute die Be-

ratung eröffnen konnte. Was ha-
ben wir denn erlebt? Chaos in der
Regierung, Streit in der Koalition.

Die Schwesterparteien wollten
sich quasi zerfleischen. Wenn Sie
heute Morgen so tun, als wäre al-
les geregelt, als wären diese Koali-
tion und diese Regierung stabil,
dann machen Sie nicht nur sich
selbst etwas vor, sondern auch die-
sem Land. Das haben die Men-
schen nicht verdient, meine Da-
men und Herren.

Herr Minister Seehofer, Sie ha-
ben Ihr Ministeramt missbraucht,

um vermeintlich erfolgreichen
Wahlkampf für die CSU in Bayern
zu machen. Wenn man den Um-
fragen und auch vielen Ihrer Kol-
leginnen und Kollegen glauben
darf, haben Sie sich damit gründ-
lich verrechnet. Ich finde, so darf
das nicht weitergehen.

In Bayern wird im Oktober ge-
wählt, und deshalb werden viele
drängende Probleme der Men-
schen auf die lange Bank gescho-
ben. Verhinderungspolitik 283 Ta-
ge nach der Wahl: Das ist doch
Ausdruck von großer Verantwor-
tungslosigkeit.

Die Mehrheit der Menschen in
unserem Land erwartet berechtig-
terweise Antworten auf folgende
Fragen: Warum tun Sie nichts ge-
gen die wachsende Spaltung in
unserer Gesellschaft? Warum tun
Sie nichts für eine gerechte Be-
steuerung in unserem Land? Wa-
rum schützen Sie weiter die Ver-
mögen der Superreichen, und wo
bleibt endlich eine wirksame Fi-
nanztransaktionsteuer, die uns
schon vor zehn Jahren verspro-
chen wurde? Auf diese Fragen
brauchen wir doch Antworten.

Weiter: Warum tun Sie nichts
gegen Kinder- und Altersarmut?
Wo bleibt endlich die armutsfeste

Rente? Und viel schlimmer noch:
Warum tun Sie nichts gegen die
Aufrüstung und die Kriege in der
Welt? Sie liefern weiter Waffen an
das kriegsführende Saudi-Arabien.
Das ist doch eine Politik, die nicht
dem Frieden dient, sondern Kon-
flikte schürt.

Nun kommen wir mal zu den
öffentlichen Investitionen. Herr
Fricke, Sie haben
hier Verschwen-
dung vorgeworfen.
Das ist völlig
falsch. Wir haben
viel zu wenig öf-
fentliche Investitio-
nen. Wir brauchen
doch mehr Geld
für Kindergärten,
Schulen, Krankenhäuser und den
öffentlichen Personennahverkehr.
Da muss das Geld hin.

Aber, meine Damen und Her-
ren, Sie tun nichts. Sie beantwor-
ten diese Fragen nicht, weil Sie
sich nur mit einer Frage beschäfti-
gen, nämlich mit der Frage Ihres
Machterhalts. Die CSU wollte au-
genscheinlich die Hauptforderung
der AfD „Merkel muss weg“ um-
setzen. Wenn Sie – insbesondere
Herr Seehofer – auf der Suche
nach einer neuen Schwesterpartei

sind, dann ist das Ihre Sache.
Doch Sie dürfen uns dabei nicht
behindern, unsere Arbeit zu ma-
chen. Das Land braucht Lösungen
und nicht diesen Streit und nicht
dieses Anbiedern an die AfD.

Die Linke hat viele gute Vor-
schläge in den Haushaltsberatun-
gen gemacht, die alle von Union
und SPD abgelehnt wurden. Wir
fordern zum Beispiel mehr Geld
für den sozialen Wohnungsbau.
Doch Sie kürzen trotz dramati-
schen Wohnungsmangels in den
Großstädten das Geld für den Bau
von preiswerten Wohnungen, und
Sie wollen noch mehr Eigentums-
wohnungen bauen lassen und ge-
ben über das Baukindergeld auch

noch Milliarden an
Steuergeldern aus.
Ich frage Sie: Wie
viele der 2,5 Millio-
nen Kinder, die in
Deutschland in Ar-
mut leben, werden
von diesem Bau-
kindergeld etwas
haben? Kein einzi-

ges. Diesen Kindern helfen Sie mit
keinem Cent.

An dieser Stelle sei auch noch
erwähnt, dass auch das Kindergeld
bei armen Kindern auf Hartz IV
angerechnet wird. Das nenne ich
Politik der kalten Herzen, und so
darf das nicht weitergehen.

Aber, meine Damen und Herren
von der Regierung, insbesondere
Frau von der Leyen, Sie haben ein
großes Herz für die Bundeswehr
und für Rheinmetall.

Frau von der Leyen hat, bevor

die Haushaltsberatungen so rich-
tig losgegangen sind, in Brüssel er-
klärt, dass sie das sogenannte 2
Prozent-Ziel anstrebt, also die Ver-
doppelung der Rüstungsausgaben.
Wenn man es genau nachrechnet,
dann muss man sagen, dass die
Bundesregierung in kürzester Zeit
die Ausgaben für Aufrüstung und
Krieg verdoppeln will. Das ist ver-
antwortungslos. Das hilft nieman-
dem in unserem Land. Das hilft
nur Rheinmetall. Ich finde, es ist
nicht die Aufgabe des Haushalts-
ausschusses und des Bundestages
insgesamt, Rheinmetall weiter
Geld in den Rachen zu werfen.

Was wir brauchen, ist eine ver-
antwortliche Friedenspolitik. Ver-
antwortlich wäre eine wirklich di-
plomatische Offensive gegenüber
Russland. Doch Sie leben lieber
weiter in den Feindbildern aus
dem vergangenen Jahrtausend.
Wie erklären Sie denn, dass Sie
wegen Verstoßes gegen Völker-
recht Russland mit Sanktionen be-
legen, aber nicht die Türkei und
Saudi-Arabien, die auch das Völ-
kerrecht brechen? Sie sprechen
mit einer gespaltenen Zunge. Das
ist unglaubwürdig und schädlich
für unser Land. Dieser Haushalt
trägt die Handschrift einer hand-
lungsunfähigen Regierung. Das
haben die Menschen in unserem
Land nicht verdient.

(Beifall bei der LINKEN)
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Sven-Christian Kindler, Bündnis 90/Die Grünen:

Gemeinsame Linie in der
Zusammenarbeit fehlt

Sven-Christian Kindler (*1985)
Landesliste Niedersachsen

Das Verfahren zum Haus-
halt 2018 war kein nor-
males Verfahren. Es war

erstens ein extrem kurzes Verfah-
ren, weil das durch die Regierung
und Koalition so beschlossen wur-
de, und zweitens war es überlagert
vom politischen Dauerstreit in der
Union und Chaos in dieser Regie-
rung. Wir wussten doch ehrlich
gestern, am Montag, auch am

Abend, noch nicht, ob diese Re-
gierung, diese Koalitionsmehrheit
nun am Ende diesen Haushalt in
dieser Woche beschließen wird.

Diese Regierung stand gestern
Abend de facto schon kurz vorm
Abgrund, gut 100 Tage, nachdem
sie ins Amt gekommen ist.

Das lag am Dauerstreit und
Chaos in der Union. Das lag auch
daran, dass die CSU und Teile der
CDU massiv nach rechts außen
rücken wollen und damit Europa
und die Demokratie in Geiselhaft
nehmen. Ich finde das verantwor-
tungslos von dieser Regierung.

Sie haben kurz vorm Abgrund
die Notbremse gezogen und einen
miesen Deal vereinbart. Aber die-
ser miese Deal, den die Union ver-
einbart hat, wird auf dem Rücken
von Menschen geschlossen, die
vor Krieg und Verfolgung fliehen.
Diese Menschen wollen sie in In-
ternierungslager einsperren. Ich
finde das schäbig und inhuman.

Ein Wort zur SPD: Die SPD-

Spitze begrüßt ja die Einigung, hat
aber noch ein paar offene Fragen.
Ich frage mich, welche Fragen Sie
noch haben. Hier geht es um Ent-
rechtung von Menschen in ge-
schlossenen Lagern. Ich frage
mich ehrlich, SPD: Wie viel
Selbstaufgabe ist eigentlich noch
möglich?

Dieser Streit um die Abschot-
tung hat uns in Europa massiv ge-
schadet. Schauen Sie sich doch
das Ergebnis vom europäischen
Gipfel an. Es geht um zentrale Fra-
gen: Wie geht es weiter mit
Europa? Herr Scholz und die
Kanzlerin haben dazu in der ers-
ten Haushaltswoche auch gespro-
chen. Wie geht es weiter mit der
Wirtschafts- und Währungsunion?
Wie können wir Europa krisenfes-
ter, sozialer, demokratischer ma-
chen? Bis auf die Letztsicherung
für die Bankenunion ist beim eu-
ropäischen Gipfel de facto nichts
herausgekommen.

Der ganze Gipfel wurde überla-

gert von der Abschottungspolitik
auf europäischer Ebene. Ich finde
es erbärmlich, dass die Bundesre-
gierung bei diesen für Europa zen-
tralen Fragen – wie geht es sozia-
ler, demokratischer, krisenfester? –
auf dem europäischen Gipfel bis-
her nichts geliefert hat.

Diese rechten Phantomdebatten
um Abschottung, die Sie sich die
letzten Wochen hier im Deut-
schen Bundestag und in der Presse
geliefert haben, haben gleichzeitig
auch von den realen Problemen
in diesem Haushalt und in diesem
Land abgelenkt. Millionen Kinder
sind in Armut. Die Klimakrise ver-
schärft sich massiv. Wir haben ein
großes Artensterben. Wir haben
giftige Luft in den Städten. Wir ha-
ben massiven Betrug
beim Mindestlohn,
zu wenig bezahlbare
Wohnungen. Das
sind die realen Pro-
bleme in diesem
Land, und die müs-
sen Sie im Haushalt
doch endlich anpa-
cken.

Aber in dieser Re-
gierung und auch
bei diesem Haushalt kämpft jeder
gegen jeden. Es gibt keine gemein-
same Linie, keine gemeinsame Ar-
beit und keine großen Verände-

rungen, auch nach der Bereini-
gungssitzung nicht. Am Ende hat
dieser Haushalt weiter große Lü-
cken. Es gibt große Lücken beim
Klima, bei Gerechtigkeit und Frie-
den. Das bleibt auch nach diesen
Beratungen ein Haushalt ohne Zu-
kunft.

Nur ein Beispiel für die Lücken
bei der Gerechtigkeit: das Baukin-
dergeld. Sie haben jetzt eine neue
teure Subvention mit massiven
Mitnahmeeffekten beschlossen,
die vor allen Dingen besserverdie-
nenden Familien zugutekommen
werden. Das kostet insgesamt 10
Milliarden Euro in zehn Jahren.
Damit wird der alte Zombie der
Eigenheimzulage wiederbelebt.

Aber am Ende hilft das den vie-
len Familien mit
kleinem und mitt-
lerem Einkommen
in den Städten
nicht, die verzwei-
felt eine Wohnung
zur Miete suchen.
Die lassen Sie im
Regen stehen.

Es gibt auch eine
große Lücke beim
Frieden. Interna-

tionaler Klimaschutz, humanitäre
Hilfe, Kampf gegen den Hunger,
das bleibt alles Stückwerk im
Haushalt, alles unterfinanziert.
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Wir brauchen
mehr Geld für
Kindergärten,

Schulen,
Krankenhäuser

und ÖPNV.

Es gibt große
Lücken

beim Klima,
bei Gerechtigkeit

und
Frieden.
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Stattdessen steigert diese Regie-
rung die Rüstungsexporte und
bläht den Rüstungsetat massiv
auf. 2019, Herr Scholz, wollen Sie
ja noch mal eine Schippe draufle-
gen, und das, obwohl kein ande-
rer Etat in den nächsten vier Jah-
ren, bis 2021, so stark steigen soll
wie der Bundeswehretat. Ich sage
Ihnen: Das ist eine völlig falsche

Prioritätensetzung. Das wird die
Welt unsicherer machen.

Beim Klima haben Sie ein gro-
ßes Schweigekartell gebildet. Ihre
Antwort auf die große Herausfor-
derung, wie wir die Klimakrise be-
kämpfen können, ist ein großes
Schweigekartell der Regierung. Wir
sehen, dass ganz viel Geld im
Haushalt für sinnvolle Energieeffi-

zienzprogramme, für Klima-
schutzprogramme, für den Ener-
gie- und Klimafonds, nicht ab-
fließt, und gleichzeitig gibt die
Bundesregierung jedes Jahr über
50 Milliarden Euro für klima-
schädliche Subventionen aus: für
schmutzige Diesel, für schwere
Dienstwagen, für die Agrarindus-
trie, für die Flugindustrie. Für die

Klimarettung haben Sie ein paar
Millionen, und für die Klimazer-
störung geben Sie Milliarden aus.
Das muss sich dringend ändern.
Wir sehen nach gut 100 Tagen:
Formal ist diese Regierung noch
im Amt, de facto ist sie inhaltlich
und vom Arbeitsstil her geschei-
tert: Blockade, Streit, keine ge-
meinsame Linie, und im Haushalt

große Lücken bei Klima, Gerech-
tigkeit, Frieden. Das ist ein Haus-
halt ohne Zukunft. Das muss sich
dringend ändern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

– Volker Kauder [CDU/CSU]: Sie sind

Tage hinterher!)

Olaf Scholz, SPD, Bundesminister der Finanzen:

Der Haushalt setzt auf die
Zukunft unseres Landes

Olaf Scholz (*1958)
Bundesminister der Finanzen

Im Mittelpunkt der zweiten Le-
sung des Bundeshaushaltes
2018 stehen nun Zahlen, Ver-

einbarungen und Fakten, und das
ist auch ganz gut so. Der Dichter
Georg Philipp Friedrich von Har-
denberg, genannt Novalis, hat ein-
mal gesagt: „Wenn nicht mehr
Zahlen und Figuren sind Schlüssel
aller Kreaturen“, dann wird die
Welt besser; man soll sich mehr
nach Stimmungen richten. – Nach

den letzten Tagen würde ich sa-
gen: Zahlen und Fakten sind nicht
so schlecht.
Der Bundeshaushalt ist ein Haus-
halt, der auf die Zukunft unseres
Landes setzt. Deshalb wird inves-
tiert, und die Steigerung der Inves-
titionen spielte eine große Rolle
bei der Formulierung des Haus-
halts, bei dem, was beschlossen
worden ist, bei dem, was in den
Haushaltsberatungen noch zusätz-
lich ergänzt worden ist. Ich halte
das auch für zentral.
Wir müssen in unsere Infrastruk-
tur investieren, wir müssen auch
in moderne, neue Infrastrukturen
investieren, etwa wenn es um den
Breitbandausbau geht. Und wir
müssen natürlich in die Zukunft
unseres Landes investieren, wenn
es um Bildung und Erziehung
geht, wenn es um die Frage geht,
wie wir Forschung voranbringen
können.
All das bildet sich in diesem Haus-
halt ab. Deshalb haben wir die
Mittel dafür bereitgestellt, und das

wird auch eine Rendite erbringen:
ein besseres Leben in unserem
Land, bessere Wirtschaftsmöglich-
keiten und ein weiterer Zuwachs
von Arbeit und Beschäftigung. All
das brauchen wir. Ich bin deshalb
sehr froh, dass wir diesen Weg ge-
hen konnten.
Ganz wichtig ist, dass wir auch die
Voraussetzungen dafür schaffen,
dass mehr investiert werden kann.
Dazu benötigen wir Änderungen
der Verfassung; die sind auf den
Weg gebracht und werden in den
Beratungen dieses Hauses eine
große, große Rolle spielen.
Ich will ausdrücklich auch an die-
ser Stelle für diese Veränderungen
werben. Wir müssen eine Verände-
rung zustande bringen, etwa um
mehr für Bildung und Kitas tun zu
können. Deshalb ist die vorberei-
tete Verfassungsänderung ein gro-
ßer Schritt. Der Bund kann Ge-
meinden und Länder bei der Fi-
nanzierung dieser Aufgabe unter-
stützen, und das ist längst nötig.
Ein Gesetzesvorhaben, auf das vie-

le jetzt warten, ist zum Beispiel
das Gute-Kita-Gesetz, das auch da-
für sorgt, dass die Qualität der Ki-
tas besser wird und dass es mehr
Betreuungsmöglichkeiten gibt, für
die keine Gebühren gezahlt wer-
den müssen. Dieses ist nur mög-
lich, wenn wir diese Verfassungs-
änderungen auch tatsächlich zu-
stande bringen.
Das Gleiche gilt,
wenn wir die entspre-
chenden Vorausset-
zungen für die not-
wendigen Investitio-
nen in Schulen schaf-
fen wollen. Das Glei-
che gilt, wenn wir die
Voraussetzungen für
weiteren sozialen
Wohnungsbau in un-
seren Städten schaf-
fen wollen.
Ich glaube, es ist eine gute Ent-
scheidung, wenn der Deutsche
Bundestag – später unterstützt
vom Bundesrat – sagt: Es soll in
den 20er-Jahren weiter möglich
sein, sozialen Wohnungsbau zu
betreiben. Er ist für das Zusam-
menleben in unseren Städten von
allergrößter Bedeutung.
Natürlich ist das eine Investition,
die nicht allein vom Bund ge-
stemmt wird, sondern das ist et-
was, wo die Länder ihren Beitrag
dazutun müssen und wo wir si-

cherstellen müssen, dass die Mittel
auch für diesen Zweck genutzt
werden – und nicht für etwas an-
deres. Aber klar ist an dieser Stelle,
dass es notwendig ist, dass wir et-
was dafür tun. Wer sich die gro-
ßen Städte unseres Landes und
auch viele andere Städte einmal
anschaut, der wird feststellen: Ein
erheblicher Teil der Mietwohnun-

gen, die dort zur
Verfügung stehen,
sind einmal als
geförderte Woh-
nungen entstan-
den. Sie sind die
Grundlage für be-
zahlbaren Wohn-
raum in unseren
Städten. Wir müs-
sen dafür sorgen,
dass das Zusam-

menleben möglich bleibt, weil es
bezahlbar ist. Es besteht die Ge-
fahr, dass das nicht mehr möglich
ist, und das müssen wir verhin-
dern.
Natürlich brauchen wir, wenn wir
über Klimawandel und über bes-
sere Luft in den Städten und in
den Metropolregionen unseres
Landes diskutieren, mehr Investi-
tionen in den öffentlichen Nah-
verkehr, der diese Regionen er-
schließt.
Darum ist es ebenfalls richtig, dass
wir die Verfassung ändern, damit
diese Investitionen gesteigert wer-
den können.
Es war ein Missstand, dass über
viele Jahrzehnte der Ausbau der
Metrosysteme in Deutschland im-
mer nur noch mit dem gleichen
Betrag gefördert worden ist.
Da muss eine Steigerung möglich
werden. Diese Steigerung eröffnen
wir jetzt.
Es ist schon gesagt worden: Wir
müssen etwas für die Sicherheit
tun. Das betrifft die Maßnahmen
der Innenpolitik, die sich mit der
Bundespolizei und dem Bundes-
kriminalamt beschäftigen. Das be-
trifft den Zoll; denn zur Sicherheit
gehört auch dessen Arbeit, insbe-
sondere was die Bekämpfung der
Schwarzarbeit betrifft. Deshalb ist
es notwendig, dass wir diesen Auf-
wuchs an Personal möglich ma-
chen, der mit diesem Haushalt er-
öffnet wird.
Genauso wichtig ist es aber, dass
wir angesichts der Herausforde-
rungen, die mit der Migration ver-
bunden sind, dafür sorgen, dass
die Einrichtungen in Deutschland,
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Fortsetzung auf nächster Seite

Wir müssen eine
Veränderung zu-
stande bringen,

um mehr für
Bildung und Kitas

tun zu können.

Mit dem Gute-Kita-Gesetz soll das Betreuungsangebot ausgebaut und die Qualität der Kindertagesstätten gesteigert werden. © picture-alliance/dpa
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Martin Hebner, AfD:

Der Haushalt passt zu den
Fehlleistungen der Koalition

Martin Hebner (*1959)
Landesliste Bayern

Das ist eine Realsatire, die
die Regierung hier veran-
staltet: Der Finanzminis-

ter schwelgt von beziehungsweise
in einer roten Null, ohne Reali-
tätsbezug, der Innenminister
schrammt an seinem Rauswurf
vorbei, wobei er nur etwas mehr
geltendes Recht – nicht ganz,
nicht komplett; Gott behüte! –
umsetzen möchte, und die Frau
Bundeskanzlerin – die sich eben
gerade verabschiedet hat – möchte
ihr Ansehen in der EU in diesem
Fall als wichtiger darstellen als die

Interessen unseres deutschen Vol-
kes. Wobei, den Begriff „deutsches
Volk“ möchte unsere Bundeskanz-
lerin ja auch nicht mehr, sondern
allenfalls „schon länger hier Le-
bende“.
Der hier vorgelegte Bundeshaus-
halt passt nahtlos zu den weiteren
Fehlleistungen dieser Koalition. Es
fehlt im Bundeshaushalt völlig die
Vorsorge für massive Risiken. Um
nur zwei zu nennen: Während
heute auf einen Rentner noch drei
Berufstätige kommen, werden es
in 20 Jahren aufgrund der demo-
grafischen Entwicklung, die schon
lange bekannt ist, nur noch zwei
sein. Die Rentenbeiträge reichen
bereits heute nicht. Die Renten
müssen bereits heute zusätzlich
aus Steuermitteln mitbezahlt wer-
den. Das ist seit Jahrzehnten be-
kannt; aber anstatt, wie von der
OECD gefordert, Vorsorge zu be-
treiben, verschleudert unsere Re-
gierung das Geld der Steuerzahler.
Dafür werden der nächsten Gene-
ration noch zusätzlich, Herr Fi-
nanzminister, massive Lasten mit
der Versorgung arbeitsuntaugli-
cher Migranten und deren Nach-

zug aufgebürdet, zurzeit etwa 50
Milliarden Euro pro Jahr. Hinzu
kommen noch die sozialen Kos-
ten, ein erheblich
größerer, wie
eben schon mehr-
fach angespro-
chen, neuer Poli-
zei- und Justizap-
parat, bis hin zu
grassierenden Ge-
sundheitsausga-
ben, nicht mitge-
rechnet die Ge-
walt und die Le-
benseinschränkung von Frauen
aufgrund der mittelalterlichen
Einstellung von Merkels Gästen.
Und Frau Merkel will mit dem
globalen Pakt für Migration sogar
noch viel mehr Migration drauf-
setzen.
Im Haushalt – dazu ist ganz klar
zu kommen – fehlt weiter die Vor-
sorge für die anteilige Abschrei-
bung der Euro-Krise und der Kos-
ten der Bürgschaften für Länder
wie Griechenland, Zypern, Italien
und Portugal. Es ist unmöglich,
dass diese Gelder auch nur annä-
hernd an Deutschland zurückge-

zahlt werden. Allein die Bilanz der
Deutschen Bundesbank besteht
mittlerweile zu über 60 Prozent
aus TARGET2-Außenständen, heu-
te fast 1 Billion Euro. Und wir ver-
kaufen unsere Waren an die EU
weiterhin auf Pump. Ja, die Deut-
sche Bundesbank und somit die
deutschen Steuerzahler finanzie-
ren die Exporte der Wirtschaft und
der Euro-Südländer.

Liebe Kollegen von
der linken Seite, Sie
sind doch immer so
gegen Industriesub-
ventionen. Das ge-
nau wird momentan
mit diesen TAR-
GET2-Außenständen
betrieben, nichts an-
deres.
Das Geld Deutsch-
lands, die Außen-

stände aus TARGET2, bekommen
wir größtenteils nie wieder; aber
die Regierung macht weiter, und
die kommende Generation be-
kommt die Rechnung dafür, dass
die Regierung sich und uns immer
noch einredet, wir würden vom
Euro profitieren.
Diese Regierung handelt wie ein
Hedgefonds. Ja, genau, liebe Lin-
ke, wie ein von Ihnen als Finanz-
industrieungeheuer angesehener
Hedgefonds. Nur, entgegen den
Hedgefonds handelt diese Regie-
rung ohne betriebswirtschaftliche
Grundanalyse, und sie handelt in

diesem Fall unter Einsatz des Gel-
des der deutschen Bürger.
Sie alle von der Koalition betrei-
ben eine Wette, eine Wette auf den
Erhalt des Euro mit unvorstellba-
rem Einsatz, den die deutschen
Steuerzahler bezahlen müssen.
Die ganze Wette ist eine tickende
Zeitbombe.
Von der Entwicklung bei der HSH
Nordbank in Hamburg wissen Sie
ja noch, sehr geehrter Herr Fi-
nanzminister, dass Bürgschaften
irgendwann einmal zu bezahlen
sind. In diesem Fall haben Sie ei-
nen Nachtragshaushalt auflegen
müssen. Stellen Sie sich jetzt bitte
einmal den Nachtragshaushalt bei
Risiken für die Bundesrepublik
Deutschland von aktuell 2 000 bis
2 500 Milliarden Euro Wettaußen-
ständen einmal vor. Dazu kann
ich nur sagen: Viel Vergnügen. –
Und herzlichen Dank für diesen
nicht ausgeglichenen Haushalt,
Herr Finanzminister.
(Beifall bei der AfD – Johannes Kahrs

[SPD]: Flache Rede! Mal was mit Inhalt

wäre schön!)
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Dm Haushalt –
fehlt weiter die

Vorsorge für
die anteilige
Abschreibung
der Euro-Krise.

In der Debatte sprachen zudem die
Abgeordneten Dr. André Berghegger
(CDU/CSU), Christian Dürr (FDP), Fa-
bio De Masi (Die Linke), Anja Hajduk
(Bündnis 90/Die Grünen), Cansel Ki-
ziltepe (SPD), Alois Rainer (CDU/CSU)
und Sepp Müller (CDU/CSU).

die sich mit der Fluchtmigration
beschäftigen, ordentlich aufge-
stellt sind.
Man kann viel über rechtliche Fra-
gen diskutieren – und wir tun das
in diesen Tagen mit großer Lei-
denschaft –, aber ich will aus-
drücklich sagen: Wir brauchen
auch Institutionen, die mit dieser
Aufgabe zurechtkommen können.
Deshalb ist es richtig, dass wir da-
für sorgen, dass es mehr Stellen
beim Bundesamt für Migration
und Flüchtlinge gibt, und deshalb
ist es noch mehr richtig, dass all
die befristeten Stellen, die es dort
derzeit gibt, entfristet werden.
Wenn wir zügige und richtige Ent-
scheidungen möglich machen
wollen – das erwarten die Bürge-
rinnen und Bürger von uns, und
das ist auch wichtig im Umgang
mit Flüchtlingen –, dann brau-
chen wir auch eine
Institution, die tat-
sächlich dazu in der
Lage ist. Ich habe
deshalb alles dafür
getan, dass diese
Mittel bereitgestellt
werden und wir die-
se Personalentschei-
dungen auch treffen
können. Ich sage an
dieser Stelle: Alles, was erforder-
lich sein wird, um eine hocheffi-
ziente Verwaltung in diesem Zu-
sammenhang zustande zu brin-
gen, werden wir möglich machen

und finanzieren. Wir brauchen die
Kompetenzen und die Fähigkei-
ten, damit schnelle Entscheidun-
gen zustande kommen.
Für mich vielleicht ein Hinweis
darauf, dass wir auch etwas dazu
beitragen müssen, dass wir die
Zahl der Befristungen in der öf-
fentlichen Verwaltung reduzieren.
Diese Regierung hat sich vorge-
nommen, die sachgrundlosen Be-
fristungen in Deutschland zu re-
duzieren. Wir werden deshalb ein
Gesetz machen, das sich mit sach-
grundlos befristeter Beschäftigung
auseinandersetzt und versucht,
das in den Unternehmen zu be-
grenzen. Aber wenn das unser Vor-
haben ist, dann müssen wir als
Staat das selbstverständlich auch
für uns zur Grundlage machen.
Deshalb wird es eine Haushaltsre-
gel geben, die lautet: Keine Behör-

de und keine dieser
Einrichtungen darf
mehr als 2,5 Pro-
zent sachgrundlos
befristete Stellen
haben – wie es das
künftige Gesetz
vorsieht. Ich glau-
be, das ist ein guter
Fortschritt.
In der Einbrin-

gungsrede zu diesem Haushalt ha-
be ich schon gesagt: Europa ist das
wichtigste nationale Anliegen
Deutschlands. Ich wiederhole es:
Das ist die wichtigste Aufgabe, die

wir zu bewältigen haben, weil wir
nur in der Kooperation mit ande-
ren in der Lage sein werden, unse-
re gemeinsame Zukunft zu bewäl-
tigen.
Niemals wird es für uns möglich

sein, alleine auf die Herausforde-
rungen der Außenpolitik und der
Sicherheitspolitik, unserer ge-
meinsamen Außengrenzen, der
Fluchtmigration oder der wirt-
schaftlichen Entwicklung unseres

Kontinents zu reagieren.
Das können wir nicht als Einzel-
staaten, das können wir nur ge-
meinsam mit den anderen Län-
dern der Europäischen Union.
Es ist deshalb richtig, dass wir
Fortschritte erreicht haben in der
Zusammenarbeit mit Frankreich,
aber auch in Zusammenhang mit
den Gesprächen bei den Gipfeln
der Finanzminister und beim Eu-
ropäischen Rat, und die nächsten
Schritte für die Weiterentwicklung
der Wirtschafts- und Währungs-
union voranbringen.
Wir werden dabei nicht stehen-
bleiben können; denn wir müs-
sen, wenn wir dieses Europa stark
und fest machen wollen, weiter
dafür sorgen, dass es auch in so-
zialer Hinsicht zusammenhält.
Dazu müssen wir die Vorausset-
zungen schaffen.
Das so zu sehen, heißt aber auch,
dass man in jedem Politikbereich
Europa im Blick behält, dass man
nicht national alleine handelt,
sondern dass wir immer als Ge-
meinschaft der europäischen Staa-
ten handeln. Ich glaube, das ist
unsere Verpflichtung. Der Haus-
halt leistet einen Beitrag dazu, un-
sere Politik muss es auch.

(Beifall bei der SPD und der

CDU/CSU)
Mehr Sicherheit bedeute auch einen erhöhten Personalaufwand, sagte
Finanzminister Olaf Scholz (SPD). © picture-alliance/dpa
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haben.



Informationen in Leichter Sprache	 Ausgabe Nr. 96	  Beilage für: 

Die OSZE
Eine Organisation für den Frieden

Diese Woche ist in Berlin 
ein Treffen von der 
Organisation für Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa.

Die Abkürzung dafür lautet: OSZE.

Im folgenden Text geht es deshalb 
um die OSZE.

Folgende Fragen werden 
im Text besprochen:

• Was ist die OSZE?

• Was macht die OSZE?

• Wie ist die OSZE entstanden?

• �Worum ging es bei dem 
Treffen in Berlin?

Was ist die OSZE?

Die OSZE ist eine Gruppe von Ländern.

Diese Länder haben sich 
zusammengetan. 
Sie wollen gemeinsam 
bestimmte Ziele erreichen.

Zur OSZE gehören 57 Länder.

Diese Länder sind zum Beispiel:

• alle Länder von Europa 
• die USA 
• Russland 
• Kanada 
• die Türkei 
• das Land Mongolei

Man nennt diese Länder auch: 
Teilnehmer-Länder.

Das Haupt-Büro von der OSZE ist in 
der österreichischen Haupt-Stadt 
Wien.

Welche Ziele hat die OSZE?

Die wichtigsten Ziele 
von der OSZE sind: 
• Sie möchten dafür sorgen, 

dass die Teilnehmer-Länder 
friedlich miteinander umgehen. 

• �Die Menschen in den Ländern sollen 
ein gutes Leben führen können.

Die OSZE beschäftigt sich 
mit vielen verschiedenen Themen, 
um ihre Ziele zu erreichen.

Hier ein paar Beispiele.

leicht  

erklärt!



Die OSZE  •  Eine Organisation für den Frieden

Die OSZE hilft dabei, dass die 
Teilnehmer-Länder Streitereien 
friedlich klären.

Sie kümmert sich auch darum, 
dass Streitereien gar nicht erst 
entstehen.

Die OSZE hilft dabei, 
dass die Teilnehmer-Länder beim 
Umwelt-Schutz zusammen arbeiten.

Sie achtet darauf, 
dass die Teilnehmer-Länder die 
Menschen-Rechte beachten.

Das sind Rechte, 
die jeder Mensch auf der Welt hat.

Er muss dafür nichts tun.  
Er hat sie einfach, 
weil er ein Mensch ist.

Zum Beispiel:

• �Jeder Mensch hat das Recht, 
frei und in Sicherheit zu leben.

• �Kein Mensch darf ohne Grund in ein 
Gefängnis gesperrt werden.

• �Jeder Mensch hat das Recht, 
seine Meinung zu sagen. 
Dafür darf man ihn nicht bestrafen.

Die OSZE unterstützt die Freiheit 
in den Teilnehmer-Ländern.

Wichtig ist ihr dabei zum Beispiel:

Die Bürger in einem Land dürfen bei 
Wahlen mitmachen.

Bei diesen Wahlen dürfen sie frei 
wählen, was und wen sie wollen.

Und durch diese Wahlen 
entscheiden sie mit, 
was in ihrem Land passiert.

Was macht die OSZE?

Die Teilnehmer-Länder von der OSZE 
treffen sich regelmäßig.

Es gibt dabei verschiedene Arten von 
Treffen.

Manche finden jede Woche statt. 
Manche jährlich. 
Manche auch nur alle paar Jahre.

Bei den Treffen geht es um 
verschiedene Themen. 
Und es kommen unterschiedliche 
Personen von den Teilnehmer-Ländern 
zusammen.

Die OSZE sorgt also dafür, 
dass die Teilnehmer-Länder 
miteinander ins Gespräch kommen.

Bei einigen Treffen 
gibt es am Ende Beschlüsse.

Das sind Abmachungen zwischen 
den Teilnehmer-Ländern.

Darin erklären sie, 
dass sie etwas Bestimmtes tun wollen. 
Dadurch wollen sie die Ziele von der 
OSZE erreichen.

Jedes einzelne Teilnehmer-Land 
muss einer Abmachung zustimmen. 
Das macht es oft schwierig, eine 
gemeinsame Abmachung zu treffen.

Die Abmachungen sind keine Gesetze. 
Die Länder müssen sich nicht 
unbedingt daran halten.

Es sind eher Versprechen, 
bestimmte Dinge zu tun. 
Und bestimmte Ziele zu erreichen.

Hilfe durch die OSZE

Die OSZE hilft den Ländern dann dabei, 
die Abmachungen zu erfüllen.

Sie berät die Länder zum Beispiel. 
Oder sie stellt Mitarbeiter 
zur Verfügung.

Bei besonders großen Aufgaben 
eröffnet die OSZE auch eigene Büros 
in bestimmten Ländern.

Dort arbeiten dann Mitarbeiter von 
der OSZE direkt vor Ort. 
Und zwar oft über sehr lange Zeit.



Die Mitarbeiter erledigen dort dann 
verschiedene Aufgaben.

• �Sie beobachten, 
was in den Ländern passiert. 
Und sie berichten 
über ihre Beobachtungen. 
Dann weiß jeder Bescheid, 
was gerade in dem jeweiligen Land 
passiert.

• �Sie beraten Ämter 
und Einrichtungen vor Ort.

• �Sie machen auch eigene Projekte, 
mit denen sie die Ziele von der OSZE 
unterstützen wollen.

Die Aufgaben sind immer 
sehr unterschiedlich.

Es wird immer genau geschaut, 
welche Unterstützung ein bestimmtes 
Land gerade braucht.

Wahl-Beobachter
Sehr häufig hört man von der OSZE, 
wenn es um Wahlen in den 
Teilnehmer-Ländern geht.

Oft schickt die OSZE nämlich 
Wahl-Beobachter dorthin.

Sie sollen die Wahl 
ganz genau beobachten.

Sie sollen feststellen, 
ob bei der Wahl alles in Ordnung ist. 
Ob sich alle an die Wahl-Regeln halten. 
Oder ob bei der Wahl betrogen wird.

Wie entstand die OSZE?
Die OSZE entstand 
in den Jahren um 1970.

Damals herrschte auf der Welt eine 
große Streiterei. 
Man nannte sie: Den Kalten Krieg.

Der Kalte Krieg war vor allem 
zwischen zwei großen Ländern.

Das eine Land waren die USA. 
Das andere Land hieß Sowjet-Union.

Dieses Land gibt es heute nicht mehr. 
Es ist vor ungefähr 30 Jahren in viele 
verschiedene Länder zerfallen. 
Das größte von diesen Ländern ist 
Russland.

Die USA und die Sowjet-Union hatten 
auch noch andere Länder als Partner.

Zu den USA hielten zum Beispiel: 
• die Bundes-Republik Deutschland  
• Groß-Britannien  
• Frankreich 
• �die meisten anderen Länder im 

Westen von Europa

Zur Sowjet-Union hielten zum Beispiel: 
• die DDR 
• Polen 
• Ungarn 
• �die meisten anderen Länder 

im Osten von Europa

Der Kalte Krieg betraf also 
sehr viele Länder. 
Vor allem viele Länder in Europa.

Schon in den Jahren ab 1950 hat die 
Sowjet-Union vorgeschlagen:

Alle wichtigen Länder vom Kalten 
Krieg sollten sich treffen. 
Sie sollten versuchen, zumindest 
einige Streitereien zu beenden.

Die Sowjet-Union wollte dadurch 
verschiedene Dinge erreichen.

Ein wichtiges Ziel war: Sie wollte, 
dass die USA und ihre Partner nicht 
mehr so eng zusammen arbeiten.

Die Länder im Westen waren erst 
gegen so ein Treffen. 
Das änderte sich ab dem Jahr 1970.

In den Jahren 1973 bis 1975 gab es 
dann erste Treffen.

Es fand in Helsinki statt. 
Das ist die Haupt-Stadt von Finnland.

In den folgenden Jahren gab es noch 
mehrere solcher Treffen.

Diese Treffen hatten den Namen KSZE.

Das steht für: 
Konferenz über Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa.
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Die OSZE  •  Eine Organisation für den Frieden

Die KSZE hatte große Folgen
für den Kalten Krieg.

Denn: In der Sowjet-Union und in 
ihren Partner-Ländern wurden die
Menschen-Rechte kaum beachtet.

Auf der KSZE hatten die Länder aber 
abgemacht: Die Menschen-Rechte 
sollen überall eingehalten werden.

Die Sowjet-Union und ihre Partner
hielten sich nicht an diese Abmachung.

Aber: In diesen Ländern
gründeten sich Gruppen.
Sie forderten, dass die
Menschen-Rechte eingehalten werden.

Und diese Forderung begründeten 
sie auch mit der Abmachung von der 
KSZE.

Irgendwann konnten die Politiker
von der Sowjet-Union und ihren
Partner-Ländern die Leute
nicht mehr überhören.

Sie mussten ihnen
die Forderungen erfüllen.
Und schließlich mussten sie
ihre Macht abgeben.

Diese Ereignisse veränderten
Europa völlig.
Die KSZE-Länder überlegten darum:
Wie soll es mit Europa weitergehen?

Es kam zu einem weiteren Treff en.
Auf diesem beendeten sie
den Kalten Krieg.
Das war im Jahr 1990.

Aber natürlich waren nicht sofort alle 
Streitereien zwischen den Ländern 
vorbei.

Es gab immer die Angst, dass die 
Streitereien wieder schlimmer
werden könnten.

Darum beschlossen die Länder:
Die KSZE soll es auch weiter geben.
Und sie soll sogar noch größer werden
und mehr Aufgaben übernehmen.

Und so gründeten sie die OSZE.
Das war im Jahr 1995.

Die OSZE ist also die Nachfolgerin von 
der KSZE.

Treffen in Berlin

In Berlin ist im Moment ein
Treff en von der OSZE.
Und zwar noch bis zum 11. Juli.

Zu dem Treff en kamen ungefähr
300 Politiker aus den
Teilnehmer-Ländern.

Und zwar Politiker
aus den Parlamenten.

Ein Parlament ist eine besondere 
Gruppe von Politikern.

Diese Politiker wurden von den
Bürgern in einem Land gewählt.
Sie sind die Vertreter von den Bürgern.

Das deutsche Parlament
ist der Bundes-Tag.

Parlamente haben wichtige Aufgaben.
Sie machen zum Beispiel die Gesetze 
von einem Land.

Bei dem Treff en in Berlin ging es um 
Folgendes:

Die Politiker haben abgesprochen, 
wie sie die Ziele der OSZE noch besser 
unterstützen können.

leicht 
erklärt!


